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Vorwort 
Der vorliegende Verfassungsschutzbericht für das 
Jahr 1987 soll den Bürgern, wie in den vorange­
gangenen Jahren, einen Überblick über Bestre­
bungen geben, die sich gegen unsere Verfassung 
richten. Der Auftrag der Verfassung, extremisti­
sche, sicherheitsgefährdende und landesverräteri­
sche Handlungen von unserer freiheitlichen, 
rechtsstaatlichen Demokratie abzuwehren, kann 
nur erfüllt werden, wenn sich alle verantwor­
tungsbewußten Kräfte in unserem sozialen Ge­
meinwesen hierfür einsetzen. Als Orientierungs­
hilfe soll der Verfassungsschutzbericht den Bür­
gern eine geistig-politische Auseinandersetzung 
mit Gegnern unserer Verfassung erleichtern. Da­
bei muß die Freiheit zur politischen Auseinander­
setzung die Verantwortung dafür einschließen, 
daß dies nur mit friedlichen Mitteln geschieht. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Verfas­
sungsschutzes haben auch im vergangenen Jahr 
dazu beigetragen, daß den Gefährdungen für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung ange­
messen begegnet werden konnte. Ihnen gilt mein 
Dank für die Erfüllung ihres nicht immer einfa­
chen Dienstes. 

Wilfried Hasselmann 
Niedersächsischer Minister des Innern 
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Überblick 
In Niedersachsen wurde 1987 ein 

politisch motivierter Mordanschlag 
verübt, für den mutmaßlich die terro­
ristische „Arbeiterpartei Kurdistans" 
(PKK) verantwortlich ist. In der 
Nacht zum 3. Februar ermordeten in 
Hannover vier Skinheads einen 
17jährigen Schüler, der Mitglied der 
neonazistischen „Freiheitlichen 
Deutschen Arbeiterpartei" (FAP) 
war. 
Zahlreiche Brand- und Sprengstoff­
anschläge und andere Sachbeschädi­
gungen führten zu Schäden in Millio-
nenhöhe. 

# Die orthodox-kommunistische 
„Deutsche Kommunistische Partei" 
(DKP) gerät durch die starre Haltung 
der Führung, die aus der Abhängig­
keit von Ost-Berlin herrührt, zuneh­
mend in Bedrängnis. Sinkende Mit­
gliederzahlen und parteiinterne, zum 
Teil offen ausgetragene Streitigkei­
ten, z.B. über die Bewertung der ak­
tuellen Entwicklung in der Sowjet­
union, zeigen die Unzufriedenheit 
der Basis mit dem Kurs des Vorstan­
des. Die bündnispolitischen Aktivitä­
ten orthodoxer Kommunisten blieben 
von diesen Problemen allerdings un­
berührt. 

0 Im Vergleich zu den Vorjahren ha­
ben die Aktivitäten im linksextremi­
stisch beeinflußten Bereich der „An­
ti-AKW"- und Friedensbewegung 
deutlich abgenommen. Die von eini­
gen angestrebte überregionale Koor­
dinierung konnte nicht erreicht wer­
den. Protestaktionen fanden bei den 
Anhängern nur selten die erhoffte 
Unterstützung. 

• Die Polizistenmorde an der Start­
bahn West bei Frankfurt wurden von 
Teilen der niedersächsischen „Auto­
nomen" begrüßt. Sie halten es für 
sinnvoll, „bestimmte Repräsentanten 
und besondere Schweine umzuplät-
ten". Die zunehmende Zahl an 
Brand- und Sprengstoffanschlägen 
der terroristischen „Revolutionären 
Zellen" und ihrer Frauengruppe 
„Rote Zora" haben auch in Nieder­
sachsen zu hohen Schäden geführt. 

• Die Zusammenarbeit von NPD 
und „National-Freiheitlichen" unter 
Führung des rechtsextremistischen 
Verlegers Gerhard FREY, die in der 
Gründung der neuen Partei „Deut­
sche Volksunion-ListeD" mündete, 
hat zu überraschenden Erfolgen ge­
führt. Nach 15Jahren ist wieder eine 
rechtsextremistische Partei in einem 
Landesparlament vertreten (Bre­
men). 
Die neonazistische „Bewegung" und 
die von ihr gesteuerte „Freiheitliche 
Deutsche Arbeiterpartei" (FAP) war 
auch 1987 gespalten. KÜHNEN-
Treue und -Gegner griffen einander 
heftig an. 

• Bei den extremistischen Auslän­
derorganisationen tat sich insbeson­
dere die terroristische „Arbeiterpar­
tei Kurdistans" (PKK) durch brutale 
Gewaltakte bis hin zum Mord her­
vor. Kritiker aus den eigenen Reihen 
und konkurrierenden Organisationen 
wurden unnachgiebig verfolgt. 

• Die Nachrichtendienste der Staa­
ten des Warschauer Pakts nötigten 
zunehmend Aussiedlungswillige zur 
Spionage. 
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Überblick in Zahlen 

Organisationen Bundesgebiet einschl. Berlin (West) 

Inländische Extremisten 
(ohne Mehrfachmitgliedschaften 
und Kinderorganisationen) 
— Mitglieder linksextremistischer 

Kern- und Nebenorganisationen1) 
— Mitglieder linksextremistisch 

beeinflußter Organisationen1)2) 
— Mitglieder rechtsextremistischer 

Organisationen 

62.000 (63.000) 

25.200 (22.100) 

46.000 (49.000) 

Orthodoxer Kommunismus 
— Kernorganisationen1) 

(DKP, SEW) 
— Nebenorganisationen1) 
— beeinflußte Organisationen1)2) 

„Neue Linke" 
— Revolutionäre Marxisten 

— Kernorganisationen1) 
— Nebenorganisationen1) 
— beeinflußte Organisationen1)2) 

— Anarchisten und sonstige 
Sozialrevolutionäre 
(terroristisches Umfeld) 

Rechtsextremisten 
— Neonazistische Gruppen 
— „Nationaldemokratische" 

Organisationen6) 
— „National-freiheitliche" 

Organisationen7) mehr als 
— sonstige Vereinigungen 
Sicherheitsgefährdende u. extremistische 
Bestrebungen von Ausländern 
— Islamisch-extremistische Gruppen 
— Extrem-nationalistische Gruppen 
— Rechtsextremistische Gruppen 
— Linksextremistische Gruppen 

42.5003) 
28.000 

6.100 
500 

4.3004) 

2.1005) 

7.000 

15.100 
3.100 

108.600 
20.300 
11.600 
3.400 

73.300 

(46.000) 
(28.000) 

60.500 (64.000) 

(6.100) 
(600) 

1.200 (1.100) 

(3.000) 

(1.460) 

(6.800) 

(12.100) 
(3.150) 

(116.940) 
(20.300) 
(13.050) 

(2.000) 
(81.590) 

(Vergleichszahlen 1986 in Klammern) 

Abzüge für Mehrfachmitgliedschaften lassen sich nur auf Bundesebene erfassen 
und sind deshalb in der Zusammenfassung (oberste Spalte) nur für den Bundes­
bereich berücksichtigt. 
Vergleiche Erläuterungen auf der folgenden Seite. 
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Niedersachsen Organisationen 

Inländische Extremisten 
(ohne Mehrfachmitgliedschaften 
und Kinderorganisationen) 
— Mitglieder linksextremistischer 

5.140 (5.600) Kern- und Nebenorganisationen1) 
— Mitglieder linksextremistisch 

2.400 (2.460) beeinflußter Organisationen1)2) 
— Mitglieder rechtsextremistischer 

2.600 (2.170) Organisationen 

Orthodoxer Kommunismus 
— Kernorganisationen1) 

2.900 (3.000) (DKP) 
1.300 (1.400) —Nebenorganisationen1) 

2.400 (2.400) — beeinflußte Organisationen1)2) 

„Neue Linke" 
— Revolutionäre Marxisten 

4?f) mffi f — Kernorganisationen1) 
^ ' l — Nebenorganisationen1) 

70 (60) — beeinflußte Organisationen1)2) 
— Anarchisten und sonstige 

450 (800) Sozialrevolutionäre 
70 (70) (terroristisches Umfeld) 

Rechtsextremisten 
160 (120) — Neonazistische Gruppen 

— „Nationaldemokratische" 
850 (860) Organisationen6) 

— „National-freiheitliche" 
lehr als 1.450 (1.050) Organisationen7) 

140 (140) — sonstige Vereinigungen 

Sicherheitsgefährdende u. extremistische 
4.280 (4.590) Bestrebungen von Ausländern 
1.960 (2.010) —Islamisch-extremistische Gruppen 

660 (720) — Extrem-nationalistische Gruppen 
— Rechtsextremistische Gruppen 

1.660 (1.860) —Linksextremistische Gruppen 
^ ^ — - ^ — 
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Überblick In Zahlen 
Erläuterungen 

Ein Vergleich dieser Gesamtzahlen 
mit der Bevölkerungsstärke der ein­
zelnen Bundesländer kann nur mit 
Einschränkungen zu aussagekräfti­
gen Ergebnissen führen. Abgesehen 
davon, daß in einigen Bundesländern 
größere Ballungsgebiete mit einem 
stärkeren Anteil extremistischer Or­
ganisationen vorhanden sind, wei­
chen die Gesamtzahlen für Nieder­
sachsen nicht erheblich vom Bundes­
durchschnitt ab ; sie entsprechen etwa 
dem Durchschnitt der vergleichbar 
strukturierten Gebiete in anderen 
Bundesländern. 

Organisationsinterne Entscheidun­
gen, regionale oder geschichtliche Be­
sonderheiten führen dazu, daß extre­
mistische Organisationen in den ein­
zelnen Bundesländern unterschied­
lich vertreten sind. 

') Kernorganisationen sind Parteien 
und Gruppierungen, die die führende 
Kraft in dem jeweiligen politisch-ex­
tremistischen Lager bilden. 

Nebenorganisationen sind Vereini­
gungen, die sich selbst offen als einer 
Kernorganisation politisch verbun­
den bezeichnen, deren führende Rol­
le anerkennen und in allen maßgebli­
chen Funktionen von Mitgliedern der 
Kernorganisation besetzt sind. Sie 
sind jedoch aufgrund einer eigenen 
Satzung, eigener Führungsgremien 
und eines mit dem der Kernorganisa­
tion nicht identischen Mitgliederbe­
standes in organisatorischer Hinsicht 
selbständig. 

Beeinflußt sind Organisationen und 
Initiativen, auf die eine Kernorgani­
sation sich in ihrem Bemühen stützt, 
möglichst viele Bürger für ihre jewei­

ligen Ziele zu mobilisieren; sie er­
scheinen nach außen meist unabhän­
gig, sind aber erheblich von der Kern­
organisation beeinflußt. 
2) Da den beeinflußten Organisatio­
nen auch Mitglieder angehören, die 
keine Kommunisten sind, wurden die 
Mitgliederzahlen ausgerückt. Mit­
glieder von Initiativen wurden hier 
nur dann erfaßt, wenn ein organisa­
torischer Zusammenhalt und eine 
Mitgliederstruktur gegeben sind. 
3) Nach eigenen Angaben (bekannt­
gegeben auf der 8. Parteivorstands­
tagung am 14./15.11.1987) hat die 
DKP über 56.000 Mitglieder. 
4) Erfaßt sind nur Gruppen, die feste­
re Strukturen aufweisen und über ei­
nen längeren Zeitraum aktiv waren. 
Den losen, statistisch nicht berück­
sichtigten Zusammenschlüssen dieser 
Szene sind schätzungsweise 6.000 
Personen zuzurechnen. 
5) Nach Abzug von Doppelmitglied­
schaften ergibt sich eine Zahl von 
1.520 Neonazis. 
6) In den vergangenen Jahren war die 
Zahl der Mitglieder des NPD-Lan­
desverbandes Niedersachsen zu hoch 
geschätzt. Die Bereinigung trifft mit 
einer leichten Zunahme der Mitglie­
derzahlen zusammen. 
7) Lt. Angaben von Dr. FREY, mehr 
als 22.000. 
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108.000 108.600 

Kommunistisch 
beeinflußte Organisationen 

46.000 

2.400 Niedersachsen 

Kern- und 
Nebenorganisationen 

62.000 

Rechts­
extremisten 

35.300 

2.620 
Niedersachsen 

| Links­
extremisten 

73.300 

5.140 
Nieder­
sachsen 

25.200 

2.600 
Nieder­
sachsen 

.660 
ieder-

sachsen 

Linksextremisten Rechtsextremisten 
Extremistische 
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Orthodoxer 
Kommu­
nismus 
Allgemeine 
Entwicklung 

Weder die in Teilbereichen zu ver­
zeichnende Entspannung des Ost-
West-, insbesondere des deutsch­
deutschen Verhältnisses, noch erheb­
liche parteiinterne Probleme haben 
die DKP davon abgehalten, ihren of­
fen wie verdeckt geführten Kampf 
gegen die Gesellschaftsordnung der 
Bundesrepublik und damit gegen die 
freiheitliche Demokratie weiterzu­
führen. Sie glaubt, in ihrem Bemü­
hen, das allgemeine politische Be­
wußtsein zu beeinflussen, im Jahr 
1987 ein gutes Stück vorangekom­
men zu sein. Jedes politische oder 
ökonomische Problem unserer Ge­
sellschaft, wie z.B. Arbeitslosigkeit, 
Stahl- und Agrarkrise, Ablehnung 
'der Kernenergie, Auftreten rechtsex­
tremistischer Gruppen, gab den or­
thodoxen Kommunisten Anlaß, nicht 
etwa nur die Korrektur dieser Ent­
wicklungen zu fordern, sondern sie 
— agitatorisch geschickt — auf das 
„staatsmonopolkapitalistische Sy­
stem" selbst zurückzuführen: Diese 
Probleme seien notwendige Teile ei­
nes Ganzen und letztlich nicht durch 
Reformen, sondern nur durch eine 
Überwindung des Systems zu beseiti­
gen. Erst die „sozialistische Demo­
kratie" nach dem Vorbild des „real 
existierenden Sozialismus" -vor al­
lem der DDR — schaffe die Voraus­
setzung für die Verwirklichung der 

„Menschenrechte", aus denen die 
kommunistische Ideologie allerdings 
die vom Grundgesetz garantierten i n-
d i v i d u e 11 e n Freiheitsrechte der 
Bürger weitestgehend ausklammert. 
Die DKP verschweigt, daß die von 
ihr angestrebte Gesellschaftsordnung 
nach DDR-Vorbild Menschen- und 
Grundrechte nur insoweit zulassen 
würde, als deren Ausübung die 
„Herrschaft der Arbeiterklasse" un­
ter Führung der marxistisch-leninisti­
schen Partei und damit den demokra­
tischen Zentralismus nicht antastet. 

Allerdings mußte die DKP-Füh­
rung Ende 1987 feststellen, daß sie 
ihre behaupteten Erfolge mit einem 
Profilverlust der Partei bezahlt hat. 
Die Bemühungen, die DKP als „Mas­
senpartei" in der „Arbeiterklasse" zu 
verankern, sind ohne Erfolg geblie­
ben. Wesentliche Ursachen hierfür 
sind mangelnde Flexibilität in der 
Frage innerparteilicher Disziplin 
(Herrschaft der Funktionäre) und die 
auch für die Parteibasis schwer nach­
vollziehbare Gratwanderung der 
Führung zwischen Sympathiebekun­
dungen für den in der Bundesrepu­
blik auf positive Resonanz stoßenden 
Reformkurs Gorbatschows und Loy­
alität zur zurückhaltenden Reaktion 
der SED-Führung. 

Bei ihren Bestrebungen, sich als 
„Massenpartei" zu entwickeln, ist die 
DKP ihrer eigenen elitären Utopie er­
legen. Das Selbstverständnis einer 
marxistisch-leninistischen Partei 
bzw. ihrer führenden Funktionäre, 
dem Volk vorzugeben, was es zu wol­
len habe, läßt sich nur unter den Be­
dingungen eines totalitären Machtap­
parates durchhalten. Deshalb wirkt 
die Parteispitze zunehmend darauf 
hin, den antitotalitären Auftrag des 
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Grundgesetzes in einen „antifaschi­
stischen" umzudeuten und damit 
letztlich all denjenigen die Legitimie­
rung durch das Grundgesetz abzu­
streiten, die dem totalitären Macht­
anspruch einer selbsternannten „Par­
tei der Arbeiterklasse" Widerstand 
entgegenzusetzen wagen. 

Die Bedeutung der orthodox-kom­
munistischen Bestrebungen besteht 
darin, daß sie mit Hilfe einer ge­
schickt angelegten Bündnispolitik 
breite, nichtkommunistische Kreise 
dafür gewinnen könnte, die Lösung 
der Probleme in der „Überwindung 
des Systems" zu sehen. 

Situation der DKP 
Parteiinterne 
Auseinandersetzungen 

1987 war für die DKP wohl das 
schwierigste Jahr seit ihrer Gründung 

im Jahr 1968. Frustration aufgrund 
dauernder Wahlniederlagen, Ärger 
über die widersprüchlichen Wahlaus­
sagen und rhetorischen Leerformeln 
führender Funktionäre, die Erfolge 
feierten, die es nicht gab, sowie Hoff­
nungen und Ängste bezüglich des 
Gorbatschow-Kurses in der UdSSR 
lösten erbitterte interne Auseinander­
setzungen aus, die zum ersten Mal in 
der Parteigeschichte auch öffentlich 
sichtbar wurden. 

1986 war es der Parteiführung 
noch, wenn auch nur mit Mühe, ge­
lungen, die Diskussion über die Kern­
energie nach dem Tschernobyl-Un­
glück zu kanalisieren und die gesamte 
Partei auf ein Positionspapier des 
Parteivorstandes zur Kernenergie 
einzuschwören. 

UNSEHE ZEIT 

UZ-Diskussionstr ibüne : 

tan«**.a.M».WM»u 

Wie wei ter nach der Bundestagswahl? 

Corinna Hauswedell, Bonn 

Friedensliste entsprach in Keimform 
neuen politischen Entwicklungen 

m 
mm 

wenn die Rechl 

aVSSi . ; / „ • > , : 

#n< Was die FL di 
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Herbert Klingohr, Esslingen 

Beides im Auge haben: 
Bündnis und Partei 

Parteidiskussion 
Die DKP hat eine Diskussion über ihre 

Wahlpolit ik begonnen. Ziel der Diskus­
sion, deren Fazit auf der 6. Tagung des 
Part ei Vorstandes im Apr i l gezogen wer­
den so l l : Klarheit zu schaffen über das 
„Wie weiter?" nach den Bundestagswah­
len. Sowohl im außerparlamentarischen 
Kampf wie in der Fortführung des Kamp­
fes um parlamentarische Vertretungen, 
um die Stärkung der DKP. 

Die UZ hat bereits mehrere Diskussions­
tr ibünen veröffentlicht, darunter alle Dis­
kussionsbeiträge der 5. Partei vorstand s-
tagung (UZ Nr. 34, 10. 2. 1967). in den 
nächsten Wochen wird jeden Samstag ei­
ne 4seitige UZ-Diskussionstr lbüne er­
scheinen. 

Wir fordern unsere Leser auf, mit eige­
nen Beiträgen an dieser breiten Diskus­
sion tei lzunehmen. Wir bitten, die Länge 
der Texte nicht über drei Schreibmaschi­
nenseiten auszudehnen. Nur so Ist es 
mögl ich, die zahlreichen Beiträge auch in 
der UZ zu veröffentl ichen. 

Beiträge sind zu r ichten an: Redakt ion 
UZ, Prinz-Georg-Straße 77, 4000 Düssel­
dorf, St ichwort: UZ-Dlskussion. 
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Zum Eklat kam es infolge eines 
Papiers des Bezirkssekretariats Ham­
burg vom 13. August, in dem ein 
„krisenhafter Zustand" der Partei in 
Hamburg konstatiert wurde. Viele 
Mitglieder hätten den Eindruck, man 
könne „weder mit noch in unserer 
Partei etwas bewegen". Es gäbe einen 
gravierenden Rückgang in der Mit­
gliedergewinnung und eine bemer­
kenswerte Zunahme von Austritten 
langjähriger Parteimitglieder. Grund 
dafür sei, daß für die meisten Mit­
glieder Entscheidungsprozesse weder 
durchschaubar noch real beeinfluß­
bar wären. Die Demokratisierung der 
Partei sei deshalb eine zentrale Auf­
gabe. 

Das Präsidium des Parteivorstan­
des wies das Hamburger Papier 
scharf zurück. Das Hamburger Be­
zirkssekretariat habe mit dem Papier 
nur eigene Fehler überdecken wollen. 
Es werde der Eindruck vom „Vor-
denkertum" einer Bezirksorganisa­
tion bei gleichzeitiger „Unbeweglich-
keit" der zentralen Führung erweckt. 
Das Bezirkssekretariat habe jenen 
Kräften nachgegeben, die auf eine 
ganz andere Partei mit Hamburg als 
zweitem Führungszentrum drängten. 

Das Präsidium hielt dem Hambur­
ger Bezirkssekretariat überdies einen 
verantwortungslosen Umgang mit 
politischen Begriffen vor. Der Be­
griff „krisenhafter Zustand" be­
schränke sich in der Geschichte der 
kommunistischen Bewegung auf äu­
ßerst zugespitzte Situationen, in de­
nen in der Regel die Einheit der Par­
tei akut bedroht gewesen sei und die 
Gefahr der Spaltung bestanden habe. 
Davon könne bei der DKP keine Re­
de sein. Als Beweis führte das Präsi­
dium das UZ-Pressefest mit, nach ei­

gener Angabe, 400.000 Besuchern an. 
Eine Partei in einem „krisenhaften 
Zustand" wäre außerstande gewesen, 
ein so „massenwirksames Fest" zu 
organisieren. 

Auch der Begriff „Demokratisie­
rung der Partei" sei falsch, denn er 
erwecke den Eindruck, als sei die 
Partei undemokratisch. Die DKP sei 
jedoch eine demokratische Partei mit 
hochentwickelter innerparteilicher 
Demokratie. Aus diesem Grund wer­
de in den Parteidokumenten auch be­
wußt der Begriff der „Weiterentwick­
lung unserer innerparteilichen Demo­
kratie" verwendet. Das Präsidium 
verlangte, daß denjenigen, die glaub­
ten, die Entwicklung in der KPdSU 
gegen „unsere Organisationsprinzi­
pien" ins Feld führen zu können, mit 
Bestimmtheit entgegengetreten wer­
de. Im übrigen verwandle sich die 
KPdSU keineswegs in eine liberale 
oder basisdemokratische Organisa­
tion, sondern stärke Demokratie und 
Zentralismus in ihrer dialektischen 
Einheit. 

Das Bezirkssekretariat unterwarf 
sich und übte Selbstkritik (Erklärung 
vom 10. November). Daß die Angele­
genheit trotzdem noch nicht ausge­
standen war, zeigten Passagen aus 
den Stellungnahmen des Präsidiums 
und des Sekretariats des Parteivor­
standes (PV) auf der 8. PV-Tagung. 
Daraufhin machte sich zwar die 
Mehrheit der Partei die Stellungnah­
me des Präsidiums zu eigen. Den­
noch ist die Kritik keineswegs über­
wunden. 

Die ständigen Appelle und Mah­
nungen in der Parteizeitung „unsere 
zeit" (UZ), „die DKP muß angesichts 
der sozialen Spannungen (z.B. 
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Rheinhausen) wieder geschlossen zur 
Aktion zurückfinden", unterstrei­
chen, daß Teile der Partei weiterhin 
in Passivität verharren. 

Entwicklung der 
Mitgliederzahlen 
und Finanzen 

Die gegenwärtigen Schwierigkeiten 
der DKP spiegeln sich auch in ihrer 
Mitgliederentwicklung wider. Zum 
ersten Mal seit der Gründung räumte 
die Partei öffentlich Mitgliederverlu­
ste ein. Auf der 8. PV-Tagung am 
14./15. November erklärte der Par­
teivorsitzende Herbert MIES, die 
DKP verfüge über 56.000 Mitglieder. 
Auf dem 8. Parteitag im Mai 1986 
hatte er noch die Zahl 57.802 ge­
nannt. Tatsächlich dürfte der Mit­
gliederbestand der DKP auf 38.000 
gegenüber etwa 40.000 im Vorjahr 
zurückgegangen sein. Darüber hin­
aus wurde 1987 häufig über das be­
trächtliche Defizit zwischen Plansoll 
und Planerfüllung bei der Mitglieder­
entwicklung geklagt. Dieses Defizit 
umfaßt nicht nur reale Mitgliederver­
luste, sondern auch den Rückzug in 
eine passive Mitgliedschaft, was mit 
der Pflicht der Mitglieder zum akti­
ven Eintreten für die Parteiziele nicht 
vereinbar ist. So wurde auf der 
7. Tagung des PV ein „rückläufiges 
eigenständiges Auftreten" beklagt; 
auch auf Schwächen im Gruppenle­
ben sowie auf mangelhafte Beteili­
gung, Aktivitäten und Außenwirkun­
gen wurde hingewiesen. 

Darüber hinaus wirkten sich Ver­
änderungen in der Mitgliederstruktur 
sowohl ideologisch belastend als 

auch in der praktischen Parteiarbeit 
demotivierend auf die DKP aus. 

Bei den Mitgliedern stieg der An­
teil des „Bildungsbürgertums" ge­
genüber dem der Arbeiter. Die selbst­
ernannte Partei der „Arbeiterklasse" 
versuchte diesen Widerspruch da­
durch zu lösen, daß Akademiker und 
Lohnabhängige der Mittelschicht ein­
fach zur „Arbeiterklasse" gerechnet 
wurden. Gleichzeitig wurden die Be­
schäftigten der Großbetriebe als 
„Kern der Arbeiterklasse" bezeich­
net, auf die sich die ganze Partei kon­
zentrieren müsse. In der täglichen 
Parteiarbeit versuchte man der Vor­
stellung entgegenzuwirken, daß die 
Arbeiter nur die Ausführenden der 
von Akademikern entworfenen Vor­
gaben seien. Der Parteivorstand 
warnte davor, in den Parteigliederun­
gen Diskussionen zu führen, bei de­
nen sich Arbeiter deshalb nicht mehr 
wohl fühlten, weil das intellektuelle 
Niveau ihnen nicht angemessen sei. 

In ihrem Rechenschaftsbericht für 
1986 hat die DKP Einnahmen von 
22,8 Mio. DM gegenüber Ausgaben 
von 22,2 Mio. DM ausgewiesen. In 
Anbetracht der hohen Kosten des 
umfangreichen Parteiapparats, der 
zahlreichen aufwendig gestalteten 
Publikationen und der Finanzierung 
ihrer Neben- und beeinflußten Orga­
nisationen beträgt die finanzielle 
Ausstattung tatsächlich ein Viel­
faches. Die Zuwendungen aus der 
DDR belaufen sich auf mehr als 
65 Mio. DM. Weitere unentgeltliche 
Leistungen wie Benutzung von Schu­
lungseinrichtungen der SED, Betreu­
ung und Unterbringung bei Déléga­
tions-, Urlaubs- und Kuraufenthalten 
in Staaten des Warschauer Pakts 
müssen hinzugerechnet werden. 
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Entwicklung des Mitgliederstandes der DKP 

„Diese kleine, 
doch mächtige 

Partei..." ~ 

Dl« Gründung der DKP 1968 und ihr heutiger Platz 
in der demokratischen und Arbeiterbewegung 

i.OOO O 

1969 1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 

Zeichenerklärung: von den Verfassungsschutzbehörden geschätzt: 
nach eigenen Angaben der Partei: 
DKP in Niedersachsen (geschätzt): 



Aktionseinheitspolitik 
und Bündnispolitik 

Das Wirken der DKP wird in der 
Öffentlichkeit meist an ihrem Er­
scheinungsbild, ihrer Mitgliederzahl 
und ihren Wahlerfolgen gemessen 
und dementsprechend gering bewer­
tet. Die Bedeutung dieser von Mos­
kau und Ost-Berlin abhängigen mar­
xistisch-leninistischen Kaderpartei 
liegt aber im wesentlichen in der Qua­
lifikation ihrer höheren Funktionäre, 
ihres Parteiapparats und in ihrer Fä­
higkeit zu verdeckter politischer Mas­
senarbeit. Wichtigstes Instrumentari­
um hierfür sind die Aktionseinheits­
und die Bündnispolitik. 

In den vom 8. Parteitag der DKP 
(Mai 1986 in Hamburg) verabschie­
deten „Thesen" werden der 
Aktionseinheits- und Bündnispolitik, 
die vor allem auf die „Veränderun­
gen im Bewußtsein der Menschen" 
abzielen, größte Bedeutung beige­
messen. 

Ihre im Rahmen dieser Politik par­
tiell erzielten Erfolge beruhen im we­
sentlichen darauf, daß es die DKP im 
Zusammenwirken mit den übrigen 
sowjetisch gesteuerten „Front- bzw. 
Einwirkungsorganisationen" ver­
standen hat, die in freiheitlichen De­
mokratien positiv belegten Begriffe 
wie Frieden, Demokratie, Antifa­
schismus, Menschenrechte usw. al­
lein für sich in Anspruch zu nehmen. 
Von Demokraten formulierte Ziele 
werden begrifflich übernommen, um 
Unterstützung für die inhaltlich ab­
weichenden eigenen Bestrebungen zu 
erhalten. 

Diese Strategie blieb in der Vergan­
genheit nicht wirkungslos, weil sich 
die öffentliche Meinung, insbesonde­

re die von der DKP ins Auge gefaßte 
„kritische Intelligenz", zwar kaum 
durch unverblümte kommunistische 
Propaganda, gelegentlich aber durch 
Einbindung unverdächtig erscheinen­
der sog. autoritativer Persönlichkei­
ten beeinflussen ließ. Dieses sind 
namhafte Wissenschaftler, Juristen, 
Künstler, Sportler usw., denen oft­
mals nur die tagespolitische Frage, 
nicht aber das auf Systemverände­
rung gerichtete strategische Ziel der 
DKP bewußt ist. 

In ihrem Streben nach Aktionsein­
heit konzentriert sich die DKP natur­
gemäß auf Organisationen, die der 
„Arbeiterklasse" verbunden sind, 
SPD und Gewerkschaften. In ihren 
Publikationen wie auch in internen 
Äußerungen konstatiert sie „schwin­
dende Berührungsängste" bei Sozial­
demokraten und eine Übernahme ei­
gener Postulate durch Teile der SPD, 
z.B. bei „Fragen wie SDI, Abrü­
stung, Demokratie- und Sozialab­
bau, Berufsverbote, Antifaschis­
mus", obwohl sie die Gefahr sieht, 
dadurch langfristig als eigenständige 
Partei überflüssig zu werden. Nicht 
zuletzt auf diese Entwicklung führt 
die DKP ihre jüngeren schlechten 
Wahlergebnisse zurück. Dennoch 
sieht sie in der Annäherung an SPD 
und Gewerkschaften einen wichtigen 
Etappen-Erfolg in ihrem Kampf um 
eine „demokratische Wende" — mit 
dem Ziel einer „antimonopolisti­
schen Demokratie" als Vorstufe einer 
sozialistischen „Umwälzung". Die 
Selbstüberschätzung der DKP ist al­
lerdings augenfällig, einen realen 
Einfluß auf SPD und Gewerkschaf­
ten konnte sie nicht ausüben. 

In ihrer Bündnispolitik wendet sich 
die DKP unter Einschaltung ihrer 
Neben- und Vorfeldorganisationen 
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vornehmlich an Bürger, die bestimm­
ten Erscheinungsformen unseres 
Gesellschafts- und Wirtschaftssy­
stems kritisch gegenüberstehen. In 
von ihr angeregten themenorientier­
ten „Initiativen" für Frieden, Demo­
kratie, Soziales u.a. wirken orthodo­
xe Kommunisten meist verdeckt nach 
dem Leninschen Prinzip: 

„Der Kampf der Massen be­
ginnt mit dem Nächstliegen­
den, mit dem, was sie erkenn­
bar und erfahrbar am stärk­
sten betrifft .. . Im Kampf 
um dieses Nächstliegende ist 
es möglich, den wirklichen 
monopolkapitalistischen, im­
perialistischen Verursacher all 
der hier angesprochenen Pro­
bleme aufzuzeigen, also dem 
Kampf das richtige Ziel zu 
weisen. " 

Gehemmt wird die Bündnispolitik 
der DKP allerdings durch die grün­
alternative Bewegung, die den zwie­
spältigen orthodox-kommunistischen 
Positionen z.B. zu Fragen der Kern­
energie und zu anderen Problemen 
der modernen Industriegesellschaft 
kritisch bis ablehnend gegenüber­
steht. 

Schwerpunkte der 
Parteiarbeit 1987 
Bundestagswahl 

Der Parteivorstand der DKP be­
schloß auf seiner 9. Tagung im März 
1986, bei den Wahlen zum Deutschen 
Bundestag am 25. 1. 1987 nicht 
selbst zu kandidieren, sondern die 
„Friedensliste" zu unterstützen. Zur 
Begründung wurde angegeben, daß 
Wahlstrategie und -taktik der Kom­
munisten in diesem Land immer dar­
auf ausgerichtet gewesen seien, die 
„Rechtskräfte" zu schwächen und 
die „Linkskräfte" zu stärken. 

Dieser Verzicht auf Eigenkandida­
tur war der Parteibasis nur schwer zu 
vermitteln. Die Verwirrung steigerte 
sich noch, als die „Friedensliste" ent­
gegen dem Willen der DKP beschloß, 
nur mit Direktkandidaten anzutre­
ten, auf die Aufstellung von Landes­
listen zu verzichten und stattdessen 
dazu aufzurufen, mit der Zweitstim­
me SPD oder GRÜNE zu wählen. 
Viele DKP-Mitglieder verweigerten 
ihre Mitarbeit, da sie nicht Wahl­
kampf für SPD oder GRÜNE ma­
chen wollten. 

Auf der Bundeswahlkonferenz der 
DKP erklärte Herbert MIES: 

„Die Hauptforderungen der 
Friedensliste zur Bundestags­
wahl sind auch Forderungen 
der DKP. Ein mit christli­
chen, liberalen, linkssoziali­
stischen und unabhängigen 
Persönlichkeiten gemeinsam 
geführter Wahlkampf kann 
politische Ausstrahlung auf 
mehr Menschen entwickeln, 
auf Menschen, die wir Kom­
munisten allein mit unseren 
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Argumenten heute noch nicht 
erreichen.. . 
Die DKP beteiligt sich nicht 
deshalb an Wahlbündnissen, 
weil sie den eigenständigen 
Kampf um Stimmen aufgege­
ben hat. Kommunistische 
Identität wird sich niemals 
aus dem Wahlverhalten allein 
ableiten lassen. " 

Es gelang der Parteiführung je­
doch nicht, ihre Basis für einen enga­
gierten Wahlkampf zu motivieren. 
Das Ziel der Partei, während des 
Wahlkampfes 2.000 neue Mitglieder 
und 1.000 neue Abonnenten ihres 
Zentralorgans „unsere zeit" (UZ) zu 
gewinnen, wurde nicht entfernt er­
reicht. 

Trotz dieser negativen Bilanz be­
wertete das Präsidium der DKP das 
Ergebnis der Bundestagswahl als Er­
folg. Die DKP habe mit ihrer Wahl­
empfehlung zur Abgabe der Zweit­
stimme für SPD/GRÜNE ihren Bei­
trag für eine breitere Wählerbasis der 
linken und demokratischen Kräfte 
geleistet. Überdies habe die Partei 
durch ihr Verhalten im Wahlkampf 
ihr Ansehen erhöhen können. 

Ermutigt durch die harsche Kritik, 
die KPdSU-Generalsekretär Gorbat­
schow auf dem ZK-Plenum der 
KPdSU im Januar 1987 an Funktio­
nären geübt hatte, ließen zahlreiche 
DKP-Mitglieder in der UZ-„Diskus-
sionstribüne" im Februar 1987 ihrem 
Unmut freien Lauf. Das Profil und 
auch die Einheit der Partei habe un­
ter dieser Wahlstrategie schwer gelit­
ten. Es gebe kein nennenswertes Par­
teiaktiv mehr, wenn die DKP nur 
noch als Wählerinitiative agiere. Im 
übrigen mache sie bei Wahlverzicht 
einen Platz frei, der zwangsläufig 
und schnell von „irgendeiner pseudo­

kommunistischen Gruppe (z.B. 
MLPD)" eingenommen werde. Die 
Partei biete das Bild eines „abweisen­
den, leblosen, eiszeitlichen Find­
lings." 

Die Parteiführung versuchte, diese 
Diskussion einzudämmen und beton­
te, daß die Freiheit der Kritik ihre 
Grenze an den Grundlagen der Partei 
finde. An diesen Grundlagen — z.B. 
dem Prinzip des demokratischen 
Zentralismus — könne es keinerlei 
Abstriche geben. 

Es gelang dem Parteivorstand, die 
Wahldiskussion auf seiner 6. Tagung 
am 11./12. April mit einer Resolu­
tion formal abzuschließen. Dennoch 
wurden die Zweifel an der Parteifüh­
rung nicht ausgeräumt und führten 
mit dem Hamburger Papier zur 
schwersten Krise der Partei seit ihrem 
Bestehen. 
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Beteiligung an der 
Kampagne gegen die 
Volkszählung 

In einem Beitrag der UZ vom 10. 
Juli bezeichnete Monika ERNST, 
Referentin für „Demokratische 
Bündnispolitik" beim Parteivorstand 
der DKP, den Verlauf der Kampagne 
zum Boykott der Volkszählung als ei­
ne deutliche Demonstration gegen die 
Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland zu einem „autoritären 
Sicherheits- und Überwachungs­
staat". Bisher seien über 800.000 un-
ausgefüllte Volkszählungsbögen bei 
den Sammelstellen der Boykottbewe­
gung abgegeben worden. Die Bewe­
gung habe allen Grund, selbstbewußt 
weiterzumachen; die Forderung nach 
Abbruch der Volkszählung stehe im 
Raum. Angestrebt werden sollten 
breite Bewegungen, die sich gegen 
Repressionen für Boykotteure eines 
„gescheiterten Unternehmens" wen­
den. 

In den Folgemonaten verlor dieses 
Thema — offenbar mangels bündnis­
politischer Wirksamkeit — für die 
DKP allerdings mehr und mehr an 
Bedeutung. Tatsächlich konnte die 
Zählung erfolgreich abgeschlossen 
werden. 

Bekenntnis der DKP zur 
„Großen Sozialistischen 
Oktoberrevolution" 

Im Rahmen der „Woche des realen 
Sozialismus" (22. — 31.10.) führte 
die DKP bundesweit Veranstaltungen 
durch. So fand am 24. Oktober in der 
Düsseldorfer Stadthalle eine Festver­
anstaltung des DKP-Parteivorstan­
des statt, zu der auch zahlreiche Gä­
ste aus dem Ostblock erschienen. 

Der DKP-Vorsitzende MIES be­
tonte in seiner Ansprache die Ver­
bundenheit seiner Partei mit den „re­
volutionären Anstrengungen" der 
KPdSU. Der „revolutionäre Umge­
staltungsprozeß" in der UdSSR gebe 
die Gewißheit einer wachsenden At­
traktivität des Sozialismus und ver­
anlasse die DKP zu noch stärkeren 
Anstrengungen, um „in den Klassen­
auseinandersetzungen in unserem 
Land auf der Höhe unserer Zeit zu 
sein". Das Mitglied des ZK der 
KPdSU, Wadim SAGLADIN, dank­
te der DKP für deren ständige Solida­
rität und Unterstützung. Er bezeich­
nete die derzeitige Entwicklung in der 
Sowjetunion als „Aufschwung des 
revolutionären Geistes der Oktober­
revolution". 

In einem vom DKP-Zentralorgan 
zeitgleich veröffentlichten Referat 
betonte der SED-Chefideologe Kurt 
HAGER, daß die Umgestaltung in 
der UdSSR entscheidend zur Stär­
kung des Sozialismus in der Sowjet­
union und im internationalen Maß­
stab beitrage; allerdings bestehe zwi­
schen den sozialistischen Ländern ne­
ben der Gemeinsamkeit der Weltan­
schauung und Gesellschaftsordnung 
auch mancher Unterschied, z.B. im 
Entwicklungsniveau und in histori­
schen Traditionen. In der Friedens­
politik gehe es darum, den „nicht von 
Natur aus friedfertigen Imperialis­
mus friedensfähig zu machen": 

„Unser Feindbild ist klar. 
Wir hören nicht auf, die ag­
gressiven Kreise des Imperia­
lismus als Feinde, als Gegner 
des friedlichen Lebens der 
Menschheit zu bekämpfen. " 
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In den Kreis dieser „Feinde" bezog 
HAGER ausdrücklich auch diejeni­
gen ein, die „ihre Macht gegen die 
Arbeiterklasse, die fortschrittlichen 
Bewegungen, den Sozialismus, den 
nationalen Befreiungskampf" einset­
zen — ein Feindbild, in das je nach 
Bedarf auch die Repräsentanten der 
westlichen „staatsmonopolkapitali­
stischen" Länder passen. 

„3. Automobilarbeiter-
beratung" in Wolfsburg 

Veranstalter der „3. Automobilar­
beiterberatung" war die Abteilung 
Betrieb und Gewerkschaft des DKP-
Parteivorstandes. Mit der Wahl von 
Wolfsburg als Tagungsort wollte die 
DKP VW-Beschäftigte unterstützen, 
die die Privatisierungsabsichten der 
Bundesregierung ablehnen. Die Kon­
ferenzteilnehmer diskutierten u.a. 
über Erfahrungen kommunistischer 
Betriebsarbeit und über Möglichkei­
ten, Strategien der Automobilkon­
zerne abzuwehren. Sie verabschiede­
ten den Entwurf eines Automobil­
programms der DKP. Hierin werden 
u.a. die Forderungen nach Vergesell­
schaftung statt Privatisierung und ei­
ne stärkere ökologische Ausrichtung 
der Produkte in Richtung auf den öf­
fentlichen Personennahverkehr erho­
ben. 

Schwerpunkte der 
Parteiarbeit in 
Niedersachsen 
Betriebsarbeit 

Im Zusammenhang mit den hefti­
gen Auseinandersetzungen in der 
Partei über die künftige Rolle der 
Kommunisten in der Bundesrepublik 
kündigte der Parteivorsitzende mit 
Blick auf die Probleme in der Stahl­
industrie an, daß sich die Partei in 
den kommenden Jahren auf die Be­
triebsarbeit konzentrieren werde. 

Dies verdeutlicht erneut den hohen 
Wert, den die DKP den Betrieben als 
„entscheidendem Kampf- und Auf­
gabenfeld" beimißt; dabei kommt 
den Betriebsgruppen der DKP — ins­
besondere in den als Schlüsselindu­
strien bezeichneten Betrieben der 
Stahl- und Automobilindustrie — 
große Bedeutung zu. 

Im Bereich der DKP-Bezirksorga­
nisation Niedersachsen konzentrier­
ten sich entsprechende Aktivitäten 
der Partei auf die Betriebe der Stahl­
industrie in Peine, Salzgitter und Os­
nabrück sowie auf die Werke des 
VW-Konzerns in Wolfsburg, Braun­
schweig, Hannover und Emden mit 
rund 30 Betriebszeitungen. 

Zentrale Konzern- und Branchen­
beratungen der Partei wurden auch 
in Niedersachsen veranstaltet, insbe­
sondere die DKP-Automobilarbeiter­
konferenz im Dezember in Wolfs­
burg und die DKP-Stahlarbeiterbera­
tung im Januar 1988. Stets wurden 
Forderungen nach Vergesellschaf­
tung der Schlüsselindustrien und 
wirksamen Beschäftigungsprogram­
men erhoben. 
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70. Jahrestag der Oktoberrevolution 

Das Projekt 
Zukunft 

Diskussionsveranstaltung 
zum Umgestaltungsprozeß in der Sowjetunion 

mit: Valeri Legassow (KPdSU), 

Mitglied der Akademie der Wissenschaften 

Samstag. 31. Oktober '87. 19.30 U| 
Freizeltheim Stöcken 



Î/& M n.ar 
Ganz sicher i s t das bemerkenswerteste am 
Bundestagswahlergebnis, daß CDU/CSU-
P o l i t i k zu schlagen i s t . Der Beweis wur­
de durch weit mehr' als 2 Mil l ionen ver lo­
rene Stimmen der Strauß/Kohl-Partei er­
bracht. Hochrüstungs- und Konfrontations­
p o l i t i k gegen die sozial ist ischen Länder 
a la Reagan i s t in unserem Volk nicht 
mehrheitsfähig. f » ^ 

BREITE DISKUSSION.^3 

IN DER GANZEN v4$9*«ft 
PARTEI: ^Z<$> 

Bitter bleibt, daß die Rechtskoalition 
trotz derber Verluste weiterregieren kann. 
Und somit bleibt es bei Gefahren für Frie­
den, für soziale und demokratische Rechte. 
Schlußfolgerungen aus dem WahlergebnistX^ 

é> 

CHU BEWWNG FKEl/PEUpRuHEABCPtF 

Die Ergebnisse der im ersten Halb­
jahr veranstalteten Betriebsratswah­
len bewertete der DKP-Bezirksvor­
stand Niedersachsen als positiv; seine 
Bemühungen, über die Betriebsgrup­
pen Kandidaten für die Betriebsrats­
wahlen zu stellen, seien erfolgreich 
gewesen. So resümierte der Bezirks­
vorstand in seinem Sprachrohr 
„O-Ton DKP" 6/87: 

. . . „Die Wahlergebnisse wei­
sen auf Tendenzen veränder­
ten Bewußtseins hin. Aus­
druck dafür ist nicht nur die 
wesentlich höhere Zahl kom­
munistischer Betriebsräte... 
So ist erkennbar eine stärkere 
Verankerung unserer Genos­
sinnen und Genossen in den 
Betrieben; das führt auch zu 
größeren Spielräumen für un­
sere Betriebsgruppen... !" 

Die DKP mißt der Beteiligung an 
Betriebsratswahlen zentrale Bedeu­
tung bei. So forderte der leitende 
Parteifunktionär Kurt FRITSCH an­
läßlich der 3. Parteivorstandstagung: 

. . .„Auf die Wahlen zu be­
trieblichen Gremien müssen 
wir uns genauso intensiv vor­
bereiten wie auf Parlaments­
wahlen der verschiedenen 
Ebenen. Für die weitere Ent­
wicklung der Klassenkämpfe 
ist das eine unverzichtbare 
Voraussetzung ". 
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Agitation und 
Propaganda 

Bei den niedersächsischen Kom­
munalwahlen im Herbst 1986 erzielte 
die DKP im Kreis Grafschaft Bent-
heim einen ungewöhnlich hohen 
Stimmenanteil (9.322 Stimmen 
= 5 ,01% = 2 Sitze im Kreistag 
Grafschaft Bentheim). Bei einer Wie­
derholung der Wahl in einigen Bezir­
ken der Stadt Nordhorn im Früh­
jahr 87 konnte das Wahlergebnis 
noch geringfügig verbessert werden 
(von 12,2 % auf 12,7 °7o = 5 Sitze im 
Rat der Stadt Nordhorn). Dies ist ein 
Beispiel dafür, daß die von der Par­
teiführung mit Priorität bedachte 
„kommunale Interessenvertretungs­
arbeit" bzw. Entwicklung einer „ro­
ten Infrastruktur" Erfolg hatte. 

Der Wiedereinzug der DKP in 
Stadtrat und Kreistag bzw. die Siche­
rung eines festen Wählerstammes 
war durch vielfältige Aktionen der 
DKP möglich geworden: 

— intensive publizistische Aktivitä­
ten, so z.B. die regelmäßige Ver­
teilung in hoher Auflage der DKP-
Betriebs- und gleichnamigen 
Kreiszeitung „Die Rote Spindel", 

— ausgeprägtes „bürgernahes" En­
gagement, z.B. ein auch in Nord­
horn herausgegebener „Dschun­
gelführer durch das Sozialhilfe­
recht — Die Rechte von Arbeitslo­
sen und Sozialhilfeempfängern" 
und 

— ein von bekannten, in der Bevöl­
kerung respektierten DKP-Kandi­
daten besonders aktiv geführter 
Wahlkampf. 

Allgemein bemühten sich der 
DKP-Bezirksvorstand Niedersachsen 

und nachgeordnete Organisationsein­
heiten, mit einer Flut von Betriebs-, 
Kreis-, Orts-, Stadtteil- und Hoch-
schulgruppenzeitungen sowie einer 
Vielzahl von Aktivitäten auf lokaler 
Ebene Mitglieder zu werben und die 
Akzeptanz von Kommunisten auf lo­
kaler Ebene zu verbessern. Dazu ge­
hörten z.B. 

— örtliche „Volks"- oder Stadtteilfe­
ste mit z.T. publikumswirksamer 
Programmgestaltung (u.a. Han­
nover, Braunschweig), 

— öffentliche Vortrags- und Diskus­
sionsveranstaltungen zu aktuellen 
politischen, wirtschaftlichen oder 
sozialen Themen (u.a. Hannover, 
Hildesheim, Nordhorn), 

— Verteilung von Einschulungstüten 
an Schulanfänger (Braunschweig), 

— „Roter Weihnachts- und Soli-
Markt" im Dezember in Hanno­
ver (Preisstopaktionen beim 
Weihnachtsbaumverkauf)-
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— die 2. DKP-Bezirks-Frauenkonfe- 

renz am 23./24. Mai (Auswertung 
von Erfahrungen, Erfolgen und 

Problemen der DKP-Frauenar- 
beit); 

— Protestaktionen gegen die von der 
Landesregierung und den Kom- 

munen beschlossene Sparpolitik. 
So publizierte die Kreisorganisa- 
tion Hannover u.a. eine Broschü- 

re „Informationen und Vorschlä- 
ge der DKP-Hannover zum Rot- 

stifthaushalt 1988“, in der ein so- 

fortiger Ausstieg aus den Zinsver- 
pflichtungen der Landeshaupt- 

stadt gefordert wurde; 

— eine Diskussionsveranstaltung der 
DKP Hannover am 
17./18. Oktober mit dem Thema 

„Hannovers Zukunft — Leben 

und Arbeiten in unserer Stadt“. 

Ausführlich wurde in der DKP- 
Presse über den Besuch einer SED- 

Delegation berichtet, die sich auf 

Einladung des DKP-Bezirksvorstan- 
des unter Leitung von Werner EBER- 

LEIN (Mitglied des Politbüros des 

ZK der SED und 1.Sekretär der 
SED-Bezirksleitung Magdeburg) 
vom 1. bis 5. Juli in Niedersachsen 
aufhielt. EBERLEIN, der den nie- 

dersächsischen Kommunisten die 
„solidarischen Kampfesgrüße‘“ der 
SED überbrachte, bezeichnete einen 

breiten Gedanken- und Erfahrungs- 
austausch zwischen SED und DKP 

als Hauptzweck seines Besuches. 

Die Bemühungen der DKP, die in 
der Sowjetunion immer deutlicher 
geäußerte Kritik an den dortigen ge- 

sellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnissen ideologisch aufzufan- 
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gen und gleichzeitig die Medienwirk- 
samkeit des KPdSU-Generalsekretärs 
für ihre eigenen politischen Ziele 
nutzbar zu machen, führten auch in 

Niedersachsen zu einer Reihe von 
Vortrags- und Diskussionsveranstal- 
tungen. Dabei unternahmen die Par- 

teivorstandsmitglieder Robert STEI- 
GERWALD und Willi GERNS alle 

Anstrengungen, den Kurs der So- 
wjetunion zu erläutern und zugleich 
dem bei zahlreichen DKP-Mitglie- 
dern ausgelösten Vertrauensschwund 
entgegenzusteuern. Die erhoffte Ver- 

besserung des Ansehens der DKP als 
Partei und ein Mitgliederzuwachs 
blieben jedoch aus. 

Organisatorische 
Änderungen 

In der Publikation des DKP-Be- 
zirksvorstandes Niedersachsen (,‚Ori- 

ginal-Ton DKP“, Nr. 6/87) wurde 
ausführlich die vom DKP-Parteiprä- 
sidium für 1988 beabsichtigte Ände- 
rung der Bezirksstrukturen in Nieder- 

sachsen und Bremen erörtert. 

Nach einem Beschluß der DKP- 
Parteiführung sollen bis zur nächsten 

Delegiertenkonferenz des DKP-Be- 

zirks Niedersachsen im November ’88 
die derzeit noch zur Bezirksorganisa- 

tion _Bremen/Niedersachsen-Nord 
zählenden DKP-Kreisorganisationen 
auf niedersächsischem Gebiet in die 

Bezirksorganisation Niedersachsen 
eingegliedert werden. 

Zur Begründung dieser auch mit 

personellen Änderungen verbunde- 
nen Maßnahme wird u.a. auf die be- 

sondere Lage der Landeshauptstadt 

als „Zentrum aller wesentlichen lan- 

despolitischen Entscheidungen“ ver- 
wiesen. 



Nebenorganisationen 
der DKP 

Als Kernorganisation des orthodo­
xen Kommunismus führt die DKP 
mehrere Nebenorganisationen, die 
sich offen zu ihr bekennen, organisa­
torisch aber selbständig sind. Fast al­
le maßgeblichen Funktionen dieser 
Organisationen sind mit DKP-Mit­
gliedern besetzt. 

„Marxistischer 
Studentinnen- und 
Studentenbund 
Spartakus" 
(MSB Spartakus) 

Der 1971 gegründete MSB-Sparta-
kus ist mit seinen etwa 5.000 Mitglie­
dern der größte linksextremistische 
Studentenverband der Bundesrepu­
blik. Er bekennt sich wie die DKP 
zum Marxismus-Leninismus und be­
tont, mit ihr in fester Freundschaft 
verbunden zu sein. 

An den Hochschulen kämpft der 
MSB für eine „andere Gesellschafts­
ordnung" — für die „sozialistische 
Demokratie". Gemeinsam mit sei­
nem Bündnispartner, dem „Soziali­
stischen Hochschulbund" (SHB), be­
müht er sich, Einfluß auf die studen­
tischen Selbstverwaltungsorgane der 
Hochschulen und auf die „Vereinig­
ten Deutschen Studentenschaften" 
(VDS) zu nehmen. Sprachrohr des 
MSB-Spartakus ist das monatlich er­
scheinende Magazin „rote blätter" 
mit einer Auflage von ca. 15.000 
Exemplaren. Die Mitglieder werden 
in den örtlichen Gruppen und an der 
kommunistischen „Jugendbildungs­
stätte Burg Wahrberg" in Au-
rach/Krs. Ansbach, die 1977 mit ma­

terieller Unterstützung der „Freien 
Deutschen Jugend" (FDJ) der DDR 
eingerichtet wurde, intensiv geschult. 

Der 10. Bundeskongreß des MSB-
Spartakus am 3. und 4. Oktober in 
Hannover stand unter dem Motto 
„Aufbruch und Erneuerung". Hier 
gab sich die Organisation den neuen 
Namen „Marxistischer Studentinnen-
und Studentenbund", während sie 
vorher „Marxistischer Studenten­
bund" hieß. Von den 416 ordentli­
chen Delegierten der örtlichen MSB-
Gruppen sind lt. UZ viele Mitglieder 
der DKP. Dem neugewählten Bun­
desvorstand gehören 75 Personen an. 
Thomas RIECKE (DKP) wurde neu­
er Bundesvorsitzender. Rund 40 Or­
ganisationen waren mit Abordnun­
gen vertreten. 

Die bestimmenden Themen des 
Kongresses waren „Perestroika" und 
„Glasnost". Das „Neue Denken", 
wie es Gorbatschow erfolgreich vor­
führe, müsse auch in den MSB Ein­
zug halten, forderten die Delegierten. 
Es wurde festgestellt, daß es nicht 
mehr zeitgemäß sei, die politische Li­
nie von oben zu verordnen. Demo­
kratie könne nur fordern, wer sie 
auch selbst praktiziere. Man müsse 
sich von veralteten Vorstellungen lö­
sen. In Zukunft sollen daher die Ent-
scheidungsprozesse innerhalb des 
Verbandes basisorientierter ablau­
fen. 
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„Sozialistische 
Deutsche Arbeiter­
jugend" (SDAJ) 

Der 9. Bundeskongreß der SDAJ 
unter dem Motto „Abrüsten jetzt! 
Für eine bessere Zukunft! Leben — 
Kämpfen — Verändern — Auf uns 
kommt es an!" fand am 2 . /3 . Mai in 
Frankfurt statt. Der DKP-Vorsitzen­
de Herbert MIES bezeichnete in sei­
nem Grußwort die SDAJ als „einzi­
gen revolutionären Jugendverband in 
der Bundesrepublik" und betonte die 
„Kampfgemeinschaft" von DKP und 
SDAJ: „Beide, DKP und die SDAJ, 
haben ein gemeinsames Ziel, den So­
zialismus . . . Beide lassen sich von 
der Lehre von Marx, Engels und Le­
nin leiten". Nikolai PALZEW, Se­
kretär des Zentralkomitees des „Le­
ninschen Komsomol" (Jugendorga­
nisation der KPdSU), bekräftigte die 
„traditionelle unverbrüchliche 
Freundschaft" zwischen Komsomol 
und SDAJ. Eberhard AURICH, 
1. Sekretär des FDJ-Zentralrats, 
sprach vom „unzerstörbaren Bünd­
nis" und der „Kampfgemeinschaft" 
zwischen FDJ und SDAJ: „Wir ha­
ben die gleichen Ideale und Ziele. 
Wir haben die gleichen Freunde, und 
wir hassen die gleichen Feinde." 

Zum Thema Kernenergie wurde 
das auf dem 8. Bundeskongreß 1984 
verabschiedete Aktionsprogrammm 
geändert: Die prinzipielle Befürwor­
tung der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie wurde — als Reaktion 
auf die Reaktorkatastrophe von 
Tschernobyl — aufgegeben. Die 
SDAJ verlangt die Abschaltung aller 
Kernkraftwerke in der Bundesrepu­
blik Deutschland, billigt jedoch so­
zialistischen Ländern die Nutzung 

der Kernenergie für einen „historisch 
begrenzten Zeitraum" zu, weil sie 
dort gegenwärtig noch „unverzicht­
bar" sei. 

Der Bundeskongreß wagte einen 
ersten Auflockerungsversuch beim 
Wahlverfahren: Zur Wahl des 69 
Mitglieder umfassenden Bundesvor­
standes waren 70 Kandidaten nomi­
niert worden. Die wiedergewählte 
SDAJ-Bundesvorsitzende Birgit RA-
DOW ist Mitglied des Parteivorstan­
des und des Präsidiums der DKP, ihr 
wiedergewählter Stellvertreter, Hans-
Georg EBERHARD, ist ebenfalls 
Mitglied der DKP. Die Vorsitzenden 
der SDAJ-Landesverbände gehören 
den jeweiligen DKP-Bezirksvorstän­
den an. 

Der Verbreitung „sozialistischen 
Bewußtseins" dienen „Bildungsaben­
de" der Gruppen, Seminare und Zir­
kel der Kreisverbände, Gruppenlei­
terschulungen bei den Landesverbän­
den und Wochenlehrgänge an der 
zentralen kommunistischen „Jugend­
bildungsstätte Burg Wahrberg". 
Funktionäre der SDAJ, des MSB-
Spartakus und der „Jungen Pionie­
re" werden auch an der FDJ-Hoch-
schule „Wilhelm Pieck" in der DDR 
und an der Hochschule des „Lenin­
schen Komsomol" in Moskau ausge­
bildet. 

Die SDAJ hat trotz Werbekam­
pagnen einen Mitgliederschwund zu 
verzeichnen. Die Zahl ihrer aktiven 
Mitglieder liegt bundesweit unter 
15.000, in Niedersachsen unter 500. 
Funktionäre bemängelten, daß es der 
Verbandstätigkeit an Attraktivität 
fehle. Bei den Schülerdemonstratio­
nen gegen „Abitur-Verschärfung" 
und Schulzeitverkürzung habe die 
SDAJ „zwar mitorganisiert", sich 
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selbst aber „zu wenig gestärkt". „Ra­
dikale Veränderungen" in der Grup­
penarbeit, vor allem die Beendigung 
eines „gewissen Schematismus der 
Leitungsarbeit" seien notwendig. 
Den SDAJ-Gruppen müsse eine ei­
genständige Arbeit ermöglicht wer­
den. Sie dürften nicht zu „Umset­
zungstrupps" der Beschlüsse überge­
ordneter Leitungen degradiert wer­
den. 

Mit einer neuen „Festivalkampa­
gne" zur Mitgliederwerbung vom 26. 
September 1987 an bis zum 6. „Festi­
val der Jugend" im Juni 1988 will die 
SDAJ dem Mitgliederschwund entge­
genwirken. 

Die SDAJ setzte ihre Kontakte zu 
anderen kommunistischen Jugendor­
ganisationen fort. Besonders eng 
blieben die Beziehungen zur FDJ. 
Für den Sommerurlaub bot die SDAJ 

die Teilnahme am „Freundschafts­
zug" nach Bulgarien (23. Juni — 07. 
Juli) und am „Internationalen 
Freundschaftslager" am Scharmüt­
zelsee/DDR (16. — 30. Juli) an und 
initiierte gemeinsam mit dem „Kom­
somol" vom 17.—29. August einen 
„Freundschaftszug" in die UdSSR 
unter dem Motto „Glasnost und Pe­
restroika miterleben im 70. Jahr des 
Roten Oktober". 

Sprachrohr der SDAJ sind die Mo­
natszeitschriften „elan — Das Ju­
gendmagazin" (Auflage etwa 25.000 
Exemplare) und „Jugendpolitische 
Blätter" (Auflage etwa 2.500 Exem­
plare). 

„Junge Pioniere 
— Soziaiistische 
Kinderorganisation" (JPJ 

Die DKP und ihre Nebenorganisa­
tion „Junge Pioniere" veranstalteten 
vom 5. bis 21. Juli für Kinder auch 
aus Niedersachsen ihre alljährliche 
Kinderferienaktion. Ziel waren Fe­
rienlager in der DDR. 

Entgegen der Praxis der letzten 
Jahre veröffentlichte die DKP keine 
genauen Teilnehmerzahlen. Dies 
kann als Hinweis auf ein abnehmen­
des Interesse trotz der finanziellen 
Attraktivität (ca. 100 DM Teilnah­
megebühr) gewertet werden. 

Die Ferienaktion in der DDR müs­
se als Antwort auf die „Verdum-
mungsanschläge der Herrschenden" 
in der Bundesrepublik verstanden 
werden, umreißt ein DKP-Funktio­
när den Sinn dieser Maßnahme. Ihr 
Ziel ist, Kindern und Jugendlichen 
frühzeitig ein bestimmtes Bild vom 
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„real existierenden Sozialismus" zu 
vermitteln und auf diesem Wege auch 
die Eltern an die DKP heranzufüh­
ren. 

Unter dem Motto „Abenteuer und 
Spaß — komm, mach mit" führten 
die JP der kommunistischen Presse 
zufolge bundesweit 44 „Pfingst-
camps" durch — 14 mehr als im Vor­
jahr. Daran sollen erstmals auch Gä­
ste aus der DDR, der CSSR, Frank­
reich, Dänemark und Belgien teilge­
nommen haben. 

Die JP wollen seit den Pfingst-
camps 4.758 Kinder neu aufgenom­
men und 337 neue Gruppen gebildet 
haben. Die Organisation dürfte aber 
nach wie vor kaum mehr als 
4.000 Mitglieder haben. 

Die 6. JP-Bundeskonferenz unter 
dem Motto „Atomwaffenfreies Jahr 
2000 — die Zukunft muß den Kin­
dern gehören", fand am 
5./6. Dezember in Dortmund statt. 

Die stellvertretende DKP-Vorsit­
zende Ellen WEBER wies in ihrem 
Grußwort auf die Kinderferienreisen 
in die DDR hin: Sie trügen dazu bei, 
den Sozialismus zu entdecken und die 
Solidarität als internationales Prinzip 
zu erfassen. Birgit RADOW, Bun­
desvorsitzende der SDAJ, lobte die 
enge Freundschaft zwischen SDAJ 
und JP. Der Vorsitzende der FDJ-
Pionierorganisation „Ernst Thäl-
mann", Wilfried POSSNER, beton­
te, JP und „Thälmann-Pioniere" 
vereine der gemeinsame Kampf gegen 
einen Krieg. Auch der JP-Vorsitzen­
de Gerd HERTEL (Mitglied des PV 
der DKP) ging auf die „Kinder-Frie­
densbewegung" ein: deren Anliegen 
würden immer stärker zu einem poli­
tischen und moralischen Faktor; 
selbst Spitzenpolitiker müßten sich 
mit ihnen auseinandersetzen. 

Die Bundeskonferenz wählte 
55 Personen in eine neue Bundeslei­
tung, darunter die niedersächsische 
Landesleiterin. Die konstituierende 
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Versammlung bestätigte Gerd HER-
TEL als Bundesvorsitzenden und 
wählte Birgit SZEZINOWSKI zur 
stellvertretenden Vorsitzenden. Beide 
gehören gleichzeitig dem geschäfts­
führenden Bundesvorstand der 
SDAJ an. 

DKP-beeinflußte 
Organisationen 

Die DKP bemüht sich um Bündnis-^ 
se mit nichtkommunistischen Partei­
en und Personen. Um die antikom­
munistischen Einstellungen der Be­
völkerung zu unterlaufen, hat die 
Partei Organisationen ins Leben ge­
rufen oder personell und inhaltlich 
beeinflußt, die nach außen hin nicht 
als kommunistisch erscheinen. Daher 
führen diese in ihrem Namen nicht 
die Attribute „kommunistisch" oder 
„sozialistisch" und sind scheinbar 
nur an aktuellen Themen interessiert, 
die sich aus den Interessengegensät­
zen und Diskussionen in einer plura­
listischen demokratischen Gesell­
schaft ergeben. Die DKP will so mög­
lichst viele Bürger für ihre Ziele, die 
sich mit den Interessen Moskaus und 
Ost-Berlins decken, gewinnen und 
Vorbehalte gegenüber Kommunisten 
abbauen. 

Die gegenwärtig wichtigsten DKP-
beeinflußten Organisationen sind 

— die „Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes — Bund der An­
tifaschisten" (VVN-BdA), 

— die „Deutsche Friedens-Union" 
(DFU), 

— „Die Friedensliste" und 
— die „Deutsche Friedensgesell­

schaft — Vereinigte Kriegsdienst­
gegner" (DFG-VK). 

In diese Organisationen sind auch 
Personen eingebunden, die keines­
wegs das Fernziel eines totalitären 
kommunistischen Staates anstreben. 
Mit unbestreitbarem Geschick wir­
ken diese Organisationen, deren ent­
scheidende Führungsfunktionen mit 
DKP-Mitgliedern besetzt sind, auf ei­
ne Bewußtseinsänderung in breiten 
Bevölkerungskreisen hin. 
Sie wollen deutlich machen, daß 

FRIEDEN 
durch die „Hochrüstung der imperia­
listischen Staaten und deren Expan­
sionsdrang" gefährdet ist, nicht aber 
durch die „friedenssichernden" 
Streitkräfte der Ostblock-Armeen; 

„NEOFASCHISMUS" 
dem kapitalistischen System wesens­
eigen ist; 

MENSCHENRECHTE 
in Form des „Rechts auf Frieden, Ar­
beit, soziale Sicherheit" im Sozialis­
mus gewährleistet, im Kapitalismus 
hingegen negiert werden, z.B. durch 
„Berufsverbote"; 

RECHT UND ORDNUNG 
im Westen der repressiven Durchset­
zung „kapitalistischer Klasseninteres­
sen", im Osten dagegen der Festi­
gung sozialistischer Errungenschaf­
ten dienen. 

„Vereinigung der 
Verfolgten des Nazi­
regimes — Bund der 
Antifaschisten" 
(VVN-BdA) 

Die VVN-BdA ist die größte DKP-
beeinflußte Organisation; sie umfaßt 
ca. 14.000 Mitglieder (nach eigenen 
Angaben: 16.000). 
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antifaschistische 
Nr 5 M, 1987 /Tifft/SC/lâr'f/ 

Die VVN-BdA feierte 1987 den 
40. Jahrestag ihrer Gründung. Sie 
stellte dabei ihr gewachsenes Anse­
hen heraus. Berührungsängste demo­
kratischer Organisationen ihr gegen­
über hätten abgenommen. 

Der Einfluß der DKP auf diese 
Vereinigung läßt sich daran ablesen, 
daß fast alle wichtigen Funktionen 
mit Kommunisten besetzt sind. Ne­
ben dem Generalsekretär Kurt ER­
LEBACH, der auch Mitglied des 
DKP-Parteivorstandes ist, sind zahl­
reiche weitere Mitglieder der Landes­
und Kreisverbände zugleich Mitglie­
der der DKP, so auch u.a. der nieder­
sächsische Landessekretär Dirk AD-
DICKS, der auch als Kandidat der 
„Friedensliste" zur Bundestagswahl 
auftrat. 

Der Bundeskongreß der VVN-BdA 
vom 28.—31. Mai beschloß ein neues 
Orientierungs- und Aktionspro­
gramm sowie eine neue Satzung. Die 
bisherige Arbeitsgemeinschaft recht­
lich selbständiger Landesverbände 
wurde in eine einheitliche, dem Prin­
zip des demokratischen Zentralismus 
verpflichtete Bundesorganisation 
umgewandelt. So wurde ausdrücklich 
festgelegt, „daß Beschlüsse der Bun­
desvereinigung für die Landesvereini­
gungen bindend sind". Das neue 
Orientierungs- und Aktionspro­
gramm zeigt in zahlreichen Passagen 
ideologische Nähe zu Aussagen der 
DKP. 

Auf der Landesdelegiertenkonfe­
renz am 14./15. März in Hannover 
wurde als neue Landesvorsitzende 
Gertrud SCHRÖTER (DKP) ge­
wählt. Landessekretär blieb Dirk 
ADDICKS. 

Am 9. Mai veranstaltete die VVN-
Niedersachsen eine „Antifaschisti-

Mitgliederzeitschrift der W N - Bund der Antifaschisten 

sehe Konferenz" im Freizeitheim 
'Weiße Rose' in Mühlenberg unter 
dem Motto „Vergangenheit bewälti­
gen — die Zukunft gestalten". Ob­
wohl die Teilnehmerzahl mit 120 Per­
sonen hinter den Erwartungen zu­
rückblieb, habe die Konferenz nach 
Meinung eines führenden Funktio­
närs deutlich die große Akzeptanz ge­
zeigt, die die VVN im „breiten demo­
kratischen Spektrum" erfahre. 

Die VVN-BdA bereitet von der 
DKP vorgegebene Themen „bündnis­
politisch" auf. Sie behauptet, „neo­
faschistische, antidemokratische" 
Entwicklungen in der Bundesrepu­
blik seien auf das „System" zurück­
zuführen. Wesentliche Elemente ih­
res Faschismus-Begriffs sind „Anti­
kommunismus, Feindschaft gegen­
über der Arbeiterbewegung, Milita­
rismus, Revanchismus". Dement­
sprechend sieht sie nicht nur neonazi­
stische oder sonstige rechtsextremisti-
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sehe Gruppen, sondern auch andere 
Organisationen des von ihr als 
„Rechtskräfte" bezeichneten Spek­
trums als faschistisch oder faschi­
stoid an. Sie setzt sich daher nicht 
nur für ein Verbot rechtsextremisti­
scher Parteien und Organisationen 
ein, sondern fordert darüber hinaus 
die Nichtzulassung von ihr als faschi­
stisch bewerteter Parteien zu Wahlen 
— ohne Rücksicht darauf, ob das 
Bundesverfassungsgericht als die al­
lein dazu berufene Instanz zuvor de­
ren Verfassungswidrigkeit festgestellt 
hat. 

„Deutsche 
Friedens-Union" (DFU) 

Auf Betreiben von Anhängern der 
verbotenen KPD wurde die DFU 
1960 als „Volksfrontpartei" gegrün­
det. Sie gab 1984 ihren Status als Par­
tei auf und hatte in den letzten Jah­
ren bundesweit kaum mehr als 
1.000 Mitglieder, in Niedersachsen 
etwa 280. Die kommunistische Ein­
flußnahme ist ablesbar an der Beset­
zung der Funktionärsebenen. 

Sie tritt vor allem dann auf, wenn 
die DKP es aus taktischen Erwägun­
gen für ratsam hält, sich zurückzu­
halten. In enger Abstimmung mit der 
DKP beteiligte sie sich am kommuni­
stischen „Friedenskampf" und warb 
für die sowjetische Außenpolitik. Sie 
nahm maßgeblichen Einfluß auf Ent­
wicklung und Politik der „Krefelder 
Initiative" und der „Friedensliste". 
Eine der wichtigsten Aufgaben der 
DFU ist die Initiierung von Bündnis­
sen mit bürgerlichen, vor allem mit 
christlichen Kreisen. 

Die DFU betätigte sich 1987 auch 
gegen die Volkszählung. In ihrer Bro­
schüre „Volkszählung 87 — 10 Minu­

ten, die Sie noch bereuen werden" 
wurde die Volkszählung als ein Bau­
stein auf dem Weg zum Überwa­
chungsstaat bezeichnet. Die Broschü­
re beschränkte sich auf die Aufzäh­
lung der verschiedenen Boykottmög­
lichkeiten, ohne Empfehlungen aus­
zusprechen. 

„Die Friedensliste" 
„Die Friedensliste" wurde 1984 

auf Betreiben der DKP und der DFU 
als politische Vereinigung gegründet. 
Die Führungsgremien sind zur Hälfte 
mit Funktionären des DKP-Umfeldes 
besetzt. 

Nach der Bundestagswahl am 
25. Januar, bei der die „Friedensli­
ste" bundesweit 186.888, in Nieder­
sachsen 17.961 Erststimmen erhielt, 
war diese Organisation weitgehend 
inaktiv. 

Bundesweit wurde intern über Zie­
le und Politik der „Friedensliste" dis­
kutiert. Dabei wurde das Wahlbünd­
nis „Friedensliste" als „ein Bündnis 
mit sich selbst" bezeichnet, beste­
hend aus Kommunisten und einigen 
Personen, die bekannt seien für ihre 
Bereitschaft, mit Kommunisten zu­
sammenzuarbeiten. 

Diese Einschätzung wies der Bun­
desvorstand zurück; er gab jedoch 
zu, daß die politische Breite des Per­
sonenbündnisses derzeit nicht so 
stark sei, wie sie bei der Europawahl 
1984 gewesen sei; in den Unterstüt­
zerkreisen müsse zu kontinuierlicher 
Arbeit zurückgekehrt werden. 

Auf der 8. Bundesversammlung 
der „Friedensliste" am 18. November 
in Leverkusen wurde die Teilnahme 
an der Europawahl 1989 beschlossen. 
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Keine Manöver 
in unserer Region! 
Keine Atomraketen 
in unserem Land! 

Rüstet endlich ab! 
Nehmt die Panzer von den Äckern, schafft 

Arbeitsplätze und saniert die Landwirtschaft! 
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Linksextremismus 

^ L M D B R Ë F ) 

Nach der W a h l -
Meinungen * Einschärzungen * Fragen 
Zu den Aufgaben dar Friedensbewegung -

S-Stunden-Wethe 

Wirklichkeit" durch. Zu den 
ca. 200 Teilnehmern des Kongresses 
sprach auch der DKP-Vorsitzende 
Herbert MIES. 

Am 4. und 5. April fand in Bremen 
die Landeskonferenz des DFG-VK-
Landesverbandes Niedersachsen-Bre­
men statt. In seinem Bericht erklärte 
der Landesvorsitzende, daß die Zahl 
der Austritte zurückgehe. Es gebe 
noch 20 DFG-VK-Gruppen; aller­
dings seien davon nur wenige aktiv. 
Positiv äußerte er sich über die Fi­
nanzlage. 

„Deutsche 
Friedensgesellschaft — 
Vereinigte Kriegsdienst-
gegner" (DFG-VK) 

Im Schwerpunkt richten sich die 
Bestrebungen der DFG-VK gegen die 
NATO, die Bundeswehr und den 
Wehrdienst. Sie konnte im Berichts­
zeitraum einen weiteren Rückgang 
ihrer Mitgliederzahlen verhindern. 

Derzeit umfaßt sie etwa 12.000 Per­
sonen. Der Grad des kommunisti­
schen Einflusses ist in den Bundes­
ländern unterschiedlich; in Nieder­
sachsen verfolgt die Organisation 
aber klar die DKP-Linie. 

Vom 1. bis 3. Mai führte die DFG-
VK in Mannheim ihren ordentlichen 
Bundeskongreß unter dem Motto 
„Pazifismus — Von der Utopie zur 
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Dogmatisch­
extremistische 
„Neue Linke" 

Organisatorische 
Entwicklung 

Die Organisationen und Gruppen 
der dogmatisch-extremistischen 
„Neuen Linken" erstreben wie die 
orthodoxen Kommunisten die Ver­
wirklichung einer kommunistischen 
Gesellschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland; anders als diese lehnen 
sie jedoch den „real existierenden So­
zialismus" Moskauer Prägung als 
„revisionistisch, bürokratisch und 
sozialimperialistisch entartet" ab. 
War die dogmatisch-extremistische 
„Neue Linke" ursprünglich überwie­
gend am Maoismus bzw. am Kurs Al­
baniens ausgerichtet, baut sie heute 
vor allem auf den Lehren von Marx 
in ihrer leninistischen Ausprägung 
auf. Die verschiedenen Organisatio­
nen ordnen sich keiner zentralen 
Führung unter, sind aber zur Zusam­
menarbeit in themenorientierten Ak­
tionsbündnissen bereit. 

Die schon seit längerer Zeit anhal­
tende Stagnation der Mitgliederzah­
len innerhalb dieses Bereichs der 
„Neuen Linken" setzte sich auch 
1987 fort. Ursachen sind 

— Abkehr der Politik der Kommuni­
stischen Partei Chinas vom star­
ren Dogmatismus und 

— Verblassen der einstigen revolutio­
nären Leitbilder in Kuba, Vietnam 
und anderen Ländern der Dritten 
Welt. 

Ferner bieten die vielfach straff ge­
führten Kaderorganisationen kaum 
Anreiz für spontane und aktive Mit­
arbeit. 

Zu den in Niedersachsen noch akti­
ven Gruppierungen zählen zur Zeit 

— „Marxistisch-Leninistische Partei 
Deutschlands" (MLPD), 

— „Bund Westdeutscher Kommuni­
sten" (BWK), 

— „Volksfront gegen Reaktion, Fa­
schismus und Krieg" (VOLKS­
FRONT), 

— „Vereinigte Sozialistische Partei" 
(VSP), 

— „Kommunistischer Bund" (KB) 
und 

— „Marxistische Gruppe" (MG). 

Das politische Tagesgeschehen 
konnten diese Gruppen nicht beein­
flussen. 

Der Protest gegen die Kernenergie 
rückte bei allen Gruppen in den Vor­
dergrund. Weitere Arbeitsfelder wa­
ren 

— Solidaritätsaktionen für „Befrei­
ungsbewegungen" in der Dritten 
Welt, 

— „Widerstand gegen staatliche Re­
pression" (Volkszählung), 

— „Neofaschismus" und 
— Ausländer- und Asylproblematik. 

„Antimilitarismuskampf" und 
„Friedensarbeit" verloren an Bedeu­
tung. Die Bestrebungen des Jahres 
1986 zur „Einheit aller revolutionä­
ren Sozialisten" sind noch nicht ab­
geschlossen. Die älteste „K-Gruppe", 
die „Kommunistische Partei Deutsch­
lands/Marxisten-Leninisten" , hatte 
sich 1986 mit der bedeutendsten 
trotzkistischen Organisation, der 
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„Gruppe Internationaler Marxi­
sten", zur „Vereinigten Sozialisti­
schen Partei" (VSP) zusammenge­
schlossen. Der BWK diskutierte über 
einen Zusammenschluß mit der VSP. 

Die „Marxistische Gruppe" beruft 
sich auf Elemente des historischen 
und dialektischen Materialismus. Sie 
ist ein Zusammenschluß vorwiegend 
intellektueller, sich elitär gebärden­
der Linksextremisten. 

Einzelne Parteien 
und Gruppierungen 
„Marxistisch-Lenini­
stische Partei 
Deutschlands" (MLPD) 

Wie in den Vorjahren ist die 
MLPD bundesweit die mitglieder­
stärkste Organisation der dogma­
tisch-extremistischen „Neuen Lin­
ken". Sie orientiert sich im wesentli­
chen an den Lehren Mao Tse-tungs. 
Die Partei und ihre Nebenorganisa­
tionen traten 1987 vorwiegend durch 
folgende Publikationen an die Öf­
fentlichkeit: 

„Rote Fahne" — Zentralorgan 
der MLPD 

„Rebell" — Jugendmagazin des 
„Arbeiterjugendverbands 
(Marxisten- Leninisten)" 

„Roter Pfeil" — Zeitschrift des 
„Marxistisch-Leninistischen 
Schüler- und Studentenverban­
des" (MLSV) 

Darüber hinaus verbreitete sie spo­
radisch Schriften und Flugblätter der 
Ortsgruppen/Stadtteilgruppen in 
Hannover, Braunschweig, Olden­
burg, Wilhelmshaven und Osna­
brück. 

1987 beteiligte sich die MLPD erst­
mals an den Bundestagswahlen. Auf­
grund ihres „fortschrittlichen Pro­
gramms" hoffte sie auf mindestens 
fünfstellige Wählerzahlen und mehr 
Interesse in der Arbeiterschaft, stei­
gende Leserzahlen für ihre Publika­
tionen und einen Aufschwung für die 
gesamte Partei. 

Mit 13.821 Zweitstimmen ( = weni­
ger als 0,1 %) — in Niedersachsen 
1.212 — erreichte die MLPD ihr 
selbstgestecktes Wahlziel. In den ein­
zelnen Wahlkreisen Niedersachsens 
erhielt sie zwischen 20 und 50 Stim­
men; im Wahlkreis 37 (Hannover) er­
zielte sie mit 115 Stimmen ihr bestes 
Wahlkreisergebnis. 

Mit ihren Nebenorganisationen 

„Marxistisch-Leninistischer Bund 
Intellektueller" (MLBI), 
„Marxistisch-Leninistischer 
Schüler- und Studentenverband" 
(MLSV), 
„Arbeiterjugendverband/Marxi­
sten-Leninisten" (AJV/ML) sowie 
der Kinderorganisation „Rotfüch­
se" 

führte die MLPD am 6./7. Juli in 
Düsseldorf ihr 2. Pfingstjugendtref-
fen durch, an dem nach Angaben der 
Partei etwa 7.500 Personen teilnah­
men. 

Der 1986 für das westliche Nieder­
sachsen und Bremen gegründete 
MLPD-Bezirk Weser-Ems konzen­
trierte sich insbesondere auf die Bür­
gerschaftswahl am 5. September in 
Bremen und Bremerhaven, bei der 
die Partei 200 Stimmen erreichte. In 
der Parteiführung wurde Genugtu­
ung über die Erfolge geäußert, insbe­
sondere über die Spendensumme von 
rd. 47.900 DM. 
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Fur den/4ufscJiwurij der ArbeiWoffensive; 

MLPD wählen f 
Die Bürokraten im Bundesinnenministerfum haben eine Schlappe erlitten: trotz monatelanger 
Wahlbehinderungen mußten sie am 28. November die MLPD zur Bundestagswahl T987 zulassen. 
Auch die Landesliste Niedersachsen wurde am 12, Dezember offiziell bestätigt. Über 25.ooo 
Werktätige haben die MLPD im Kampf für die Wahlzulassung mit ihrer Unterschrift unter­
stützt. Damit mußte die Sonner Rechtsregierung amtlich erklären; erstmals seit dem Verbot 
der KPD im Jahre 1956 gibt es wieder eine revolutionäre Arbeiterpartei. Das ist ein hervor­
ragender Erfolg. 
Viele Werktätige haben der MLPD ta tk rä f t ig 
zur Seite gestanden. Gerade weil sie als 
kleine Partei den großen Monopolparteien 
CDU, FDP und SPD die St i rn b ie te t . Mit ih­
rem Programm packt sie die Ursachen für 
Arbeitslosigkeit, Kriegsgefahr und Umweit-
zerstörung an der Wurzel: am kapitalistischen 
System der Ausbeutung des Menschen durch 
UCli Mc?f l i^piCIt. ^ i c itSiUt. çn/içrfi gl ui nJ.r.-^tMiUfci' 
Ausweg: den Soziaiismus, d ie Herrschaft 
f1f*r AfrWMf**!". rVy~f'1 m qnrhf=r KniipQp rwp-i-

fe i t ; "Solange ihr noch klein seid, hört sich 
Euer Programm oanz gut an. Aber wenn Ihr 
größer seid, werdet Ihr auch wie die ande-
ren."Dem schiebt die MLPD einen -Riegel 
vor: Die Mitgl ieder sind verpf l ichtet , im per­
sönlichen Leben vorbi ldl ich und bescheiden zu 
sein. Die Funktionäre beziehen keine satten 
Managergehäiter wie Kohl oder Sangemann. 
Ihr Lohn or ient ier t sich am einfachen Arbei­
tereinkommen. Kein Leitungsmitgl ied kann 
gewählt werden ohne die Zustimmung der 
Mitgliedschaft an seinem Or t . Die Partei 
muß Kr i t ik aus der Arbeiterklasse aufmerk­
sam studieren und kr i t isch und selbstkrit isch 
dazu Stellung nehmen. Welche andere Partei 
könnte es sich feisten, solche Regeln in 
ihr Statut aufzunehmen ? Keine einzige ! 

Sozialistische 
Alternative^^ 

Wahlpro 

f r l l r l 

Denn nur in der MLPD sind die Mitglieder 
die wirklichen Herren im Haus. Deshalb ist 
die MLPD so selbstbewußt zu sagen: auch 
wenn sie groß ist, wird die MLPD ständig 
darum kämpfen, ihre revolutionäre Linie zu 
festigen und höherzuentwickeln. 

Das sind die Kandidaten der Landesliste: 

! MARTJN KLINGENDER 
36 Jahre, verheiratet, i Kind 
Beruf: Dreher 
Mi tg l ied des Zentralkomitees der MLPD 

2 KLAUS FUCHS 
31 Jahre, unverheiratet 
Beruf: Radio- und Fernsehtechniker 
Vorsitzender der Bezirksleitung Hannover 

3 ILSE-MARIE STRATMANN 
34 Jahre, unverheiratet 
Beruf: Industriekauffrau 

4 KURT-PETER KLEFFEL 
33 Jahre, verheiratet, 2 Kinder 
Beruf: Werkzeugmacher 

5 QTFRJED BRÜGGE 
31 Jahre, unverheiratet 
Beruf: Lehrer (arbeitslos) 

Kontaktadresse 

ffoftet* -ScM*}&+ / 

Dieter Fuchs 
Badenstedterstr,6 
3000 Hannover 9i 
05II-453264 



Politische Berichte Ä 

Zeitschrift des Bundes Westdeutscher Kommunisten (BWK; 

„Bund Westdeutscher 
Kommunisten" (BWK) 

Der Zusammenschluß mit der 
„Vereinigten Sozialistischen Partei" 
(VSP) war für den BWK das zentrale 
Thema des Jahres 1987. Bereits im 
Dezember 1986 hatten leitende Funk­
tionäre der beiden Organisationen 
deswegen Gespräche geführt. Mit der 
weiteren Vorbereitung wurde eine 
„gemeinsame Kommission" beauf­
tragt. 

Die ordentliche Delegiertenkonfe­
renz am 20./21. Februar in Köln bil­
ligte neben dem Tätigkeitsbericht des 
„Zentralen Komitees" (ZK) des 
BWK auch den Bericht der „gemein­
samen Kommission" zur Fortsetzung 
der Arbeit und verabschiedete ein 
neues Statut. Hierin bekräftigt der 
BWK seine Absicht, die „proletari­
sche Parteibildung", den Aufbau 

„volksfrontartiger Organisationen" 
und das Zusammenwirken mit „anti­
faschistischen, antimilitaristischen 
und antiimperialistischen Gruppen 
auf seiten der Arbeiterklasse" weiter 
voranzutreiben. 

Auf der Bundeskonferenz am 
17. Oktober erörterten die Delegier­
ten Stand und Fortschritt der Fu­
sionsverhandlungen mit der VSP. Sie 
hielten die Ausarbeitung einer pro­
grammatischen Erklärung und die 
Bildung einer gemeinsamen Organi­
sation für möglich. 

In Niedersachsen verstärkte sich 
die Zusammenarbeit mit der VSP. 
Seit Anfang Dezember ist diese Orga­
nisation neben BWK und „VOLKS­
FRONT" als Herausgeber der „Lo­
kalberichte Hannover" aufgeführt. 
Der BWK verbreitete diese und ande­
re Publikationen weiterhin regelmä­
ßig. Einen breiten Raum nahm das 
Engagement für den „kurdischen Be­
freiungskampf" ein. 
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„Volksfront gegen 
Reaktion, Faschismus 
und Krieg" 
(VOLKSFRONT) 

Die im Oktober 1979 von der 
KPD/ML zur Bundestagswahl 1980 
gegründete, jetzt weitgehend vom 
BWK beeinflußte „VOLKSFRONT" 
verlor nach einer Mitteilung des Bun­
deswahlleiters vom 4. Februar -ihre 
Rechtsstellung als Partei, da sie sechs 
Jahre lang weder an einer 
Bundestags- noch an Landtagswah­
len mit eigenen Wahlvorschlägen teil­
genommen hatte. 

Am 21./22. November hielt die 
„VOLKSFRONT" in Köln ihren 
5. ordentlichen Bundeskongreß ab; 
71 Delegierte aus 35 Ortsgruppen wa­
ren erschienen. Die hauptamtliche 
Geschäftsführerin, Brigitte DÜRING 

(Mitglied des BWK), gab bei der Vor­
lage des Rechenschaftsberichts be­
kannt, daß die Organisation z.Z. 
750 Mitglieder zähle. 

In Niedersachsen war die 
„VOLKSFRONT" nicht zu erwäh­
nenswerten Aktionen in der Lage und 
blieb als eigenständige Organisation 
nahezu bedeutungslos. 

„Vereinigte Soziaiistische 
Partei" (VSP) 

Die im Oktober 1986 aus der Fu­
sion der „Kommunistischen Partei 
Deutschlands/Marxisten-Leninisten" 
(KPD/ML) und der trotzkistischen 
„Gruppe Internationaler Marxisten" 
(GIM) hervorgegangene VSP war im 
ersten Jahr ihres Bestehens bemüht, 
ihren Beitrag „zur Schaffung einer 
revolutionären, sozialistischen Mas­
senpartei" zu leisten. Leitende Funk­
tionäre der VSP und des BWK prüf­
ten die Möglichkeit eines Zusammen­
schlusses beider Organisationen. 

Im Dezember stellte die VSP die 
erste Ausgabe des „SoZ-Magazins" 
für „grundsätzliche und auch theore­
tische Kritik und Diskussion" mit 
kritischen Beiträgen zur Entwicklung 
in der Sowjetunion vor. 

In Niedersachsen war die VSP 
überwiegend im Rahmen örtlicher 
Aktionsbündnisse aktiv. Bei ihren 
Bemühungen um eine Festigung der 
Zusammenarbeit auf örtlicher Ebene 
konnte sie einen sichtbaren Erfolg 
verbuchen; seit Anfang Dezember 
war sie als Mitherausgeberin des bis 
dahin von BWK und „VOLKS­
FRONT" herausgegebenen „Lokal­
berichts Hannover" aufgeführt. 
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„Kommunistischer 
Bund" (KB) 

Innerhalb des KB wurde die bereits 
im Vorjahr begonnene Debatte über 
eine politische Neuorientierung fort­
gesetzt. Trotz interner Machtkämpfe 
mit „Ausgrenzungsbestrebungen" 
kam es weder zu Substanzverlusten 
noch zu Abspaltungen. 

Das weiterhin in einer Auflage von 
4.800 Exemplaren monatlich heraus­
gegebene KB-Organ „Arbeiter­
kampf" polemisierte in kritischen 
Beiträgen gegen andere politische 
Gruppierungen, z.B. gegen die VSP: 

„Das Erscheinungsbild der 
VSP ein Jahr nach ihrer 
Gründung, der Verlauf ihrer 
Konferenz und mehr noch die 
Hinwendung zum BWK be­
stätigen die Vorsicht und Zu­
rückhaltung, mit der wir diese 
Art der 'Vereinigung' behan­
delt haben. " 

Die prekäre finanzielle Situation 
verdeutlicht der in der Ausgabe vom 
16. November abgedruckte Spenden­
aufruf: 

„Ehrlich gesagt, ein gewisser 
Geldmangel ist bei uns genau­
so chronisch, wie der Weih­
nachtsspendenaufruf mittler­
weile obligatorisch. ... Auch 
wenn wir nicht im Jammerton 
oder sichtbar im Gewand des 
Bettlers vor Euch hintreten, 
unsere Bitte: Tragt mit Eurer 
Weihnachtsspende dazu bei, 
den vorsichtigen Trend einer 
finanziellen Konsolidierung 
und des Subventionsabbaus 
für die Zeitung zu unterstüt­
zen. Wir haben nämlich den 

Arbeiterkampf 
..... - . . . . ;tmjNGDES«JMMUNISTI^O'.r,-. ' ,N|J-. 

Boykott! 
Was sonst? 

Ehrgeiz, nicht im politischen 
status quo zu verharren. Wir 
haben uns auch in diesem 
Jahr das Ziel gesetzt, 
40.000DM zu sammeln. " 

In Niedersachsen traten die örtli­
chen KB-Gruppen überwiegend als 
Bündnispartner anderer Organisatio­
nen auf und verzichteten auf eigene 
Aktionen. 

Ihr publizistischer Aufwand stand 
dabei in deutlichem Mißverhältnis zu 
den personellen Möglichkeiten inner­
halb der verschiedenen Aktionsbünd­
nisse, wobei wiederholt das Engage­
ment einzelner Funktionäre als Akti­
vität einer ganzen Gruppe dargestellt 
wurde. 

Die Universitätsstadt Göttingen 
bildete den KB-Schwerpunkt in Nie­
dersachsen. 

Auch in Braunschweig und Han­
nover beschränkte sich der KB in sei­
nen öffentlichen Auftritten auf die 
Mitherausgabe von Flugblättern. 
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„Marxistische 
Gruppe" (MG) 

Die MG bezeichnete sich in der im 
September 1974 veröffentlichten 
„Programmatischen Erklärung" als 
kommunistische Organisation. Hier­
archischer Aufbau, gründliche Schu­
lung der Anhänger sowie strenge Dis­
ziplin und ein ausgeprägt konspirati­
ves Verhalten lassen auf eine marxi­
stisch-leninistische Kaderorganisa­
tion schließen. Gleichwohl beruft 
sich die MG nicht auf den Marxis­
mus-Leninismus, sondern beschränkt 
sich auf eine intensive Auseinander­
setzung mit den Schriften von Karl 
Marx (u.a. „Das Kapital"). 

Die MG strebt die Überwindung 
der kapitalistischen Gesellschaft - als 
„Staatsform der bürgerlichen Aus­
beutung" - an. Sie versucht nachzu­
weisen, daß alle Bereiche des wirt­
schaftlichen, kulturellen, sozialen, 
gesellschaftlichen und politischen Le­
bens so offensichtlich vom Kapitalis­
mus durchdrungen seien, daß nur sei­
ne völlige Zerschlagung (durch eine 
„sozialistische Revolution") eine 
grundlegende Änderung herbeifüh­
ren könne. 

Um dieses Ziel zu erreichen, will 
die MG Intellektuelle und Studenten 
für sich gewinnen und sie im „Wis­
senschaftlichen Sozialismus" schu­
len. Mit Hilfe der so qualifizierten 
Anhänger soll das Proletariat — als 
„revolutionäres Subjekt" — über sei­
ne Ausbeutung aufgeklärt („Bewußt­
seinsorientierung") und ihm das für 
die Entwicklung des Klassenkampfes 
notwendige Wissen vermittelt wer­
den. 

Hauptrekrutierungsfelder der MG 
sind nach wie vor die Universitäten. 

Die MG wendet sich primär an Stu­
dienanfänger, die sich selbst als „kri­
tisch" und „intellektuell" einschät­
zen und nach einer theoretischen Ver­
tiefung suchen. 

In ihren Publikationen sowie in 
den Vortragsveranstaltungen verur­
teilt und diffamiert die MG fortge­
setzt die politische Ordnung der Bun­
desrepublik und anderer westlicher 
Demokratien sowie die bürgerliche 
Gesellschaft schlechthin. Sie verharrt 
in der Kritik aller bestehenden Regie­
rungssysteme und benutzt den Mar­
xismus-Leninismus als Vehikel einer 
alles umfassenden Kritik, ohne dar­
aus eine Alternative abzuleiten. 

In Niedersachsen hat sie ihre öf­
fentlichen Aktivitäten deutlich ver­
stärkt. Organisationsschwerpunkt 
war Hannover. 

Die MG verteilte folgende regelmä­
ßig erscheinenden Publikationen 

— „Hannoversche Hochschulzei­
tung" 

— „Marxistische Hochschulzeitung" 

— „Marxistische Arbeiterzeitung" 
(auch mit Ausgaben für die Fir­
men VW und MBB), 

— „Marxistische Gruppe" 

sowie Sonderdrucke 

— „Wählen ist verkehrt" 

— „Argumente gegen den deutsch­
deutschen Nationalismus" 

— „Volkszählung und Volkszäh­
lungsboykott" 

u.a. vor Schulen, in ausgesuchten 
Gaststätten, vor Betrieben und im 
Universitätsbereich. An Infoständen 
wurde darüber hinaus die „Marxisti-
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11. November 1987 

MAZ Zertunfl der MARXISTISCHEN GRUPPE (MG) 

•zum 
Marxistische 

Arbeiter 
Zeitung 

Zwei Polizisten an der Startbahn West erschossen 

Wofür zwei Tote alles gut sind 
Was ist denn eigentlich so besonders Ein „wehrloser Staat" - das muß Folgen hab 
schrecklich an dem Fall, dafisieh die Wort- Welche denn. Hii.te schon'? »ie gibt es doch i 
fuhrer dieser Republik nicht mehr fassen schon, und die sind auch gar nicht neu. A 

Vortrag mit Diskussion 

Die Börse und ihr Krach: 

[. KT 
Hannoversche Hochschulzeitung 

23. November 1987 MARXISTISCHE GRUPPE (MG) 

Bürgerkriegsübung an der Hamburger HafenstraBe 

Der Staat bestellt sein Haus 
Die Hamburger Hafenstraße steht im fSUtnangen und permanenter Polizcipr&ae 
Blickpunkt der Nation. Ein fur Hamburg der H 
und den Rest der Republik „unertragli- schon 
eher Zustand" soll dort herrschen. Von überg. 

VORTRAG MIT DISKUSSION 

Die Börse und ihr Krach: 

Der Kapitalismus stellt 

Marxistische Schulzeitung 
2H. Okiober 1937 MARXISTISCHE GRUPPE (MG) M.ma:ai;ggifflg 

Der Börsenkrach 
oder 

Wie die Spekulation mit Nullen 
die Weltwirtschaft lenkt 

Reagan hat sich mal 
wieder zurückgehalten 

„Freiheit der Schiffah 

sehe Streit- und Zeitschrift — gegen 
die Kosten der Freiheit" (MSZ) zum 
Kauf angeboten. Die seit Jahren in 
Hannover eingerichteten Schulungs­
und Arbeitskreise der MG setzten ih­
re Arbeit fort. 

Die in Oldenburg aktiven Anhän­
ger der MG haben sich mehr nach 
Bremen hin orientiert. 

In Göttingen verteilte eine Gruppe 
von MG-Anhängern regelmäßig die 
hessische Ausgabe der „Marxisti­
schen Hochschulzeitung". Hier wa­
ren „speziell für Göttinger Interes­
senten" Hinweise auf Veranstaltun­
gen der MG in Hannover enthalten. 

MG-Anhänger waren ferner — 
hauptsächlich als Verteiler von 
Druckschriften — in Osnabrück und 
Wilhelmshaven aktiv. In regelmäßi­
gen Abständen wurden betriebsbezo­
gene Ausgaben der „Marxistischen 
Arbeiterzeitung" vor den Werken der 
Firma MBB in Lemwerder und Eins-
warden verteilt. 

Trotz des verstärkten öffentlichen 
Auftretens der MG in Niedersachsen 
ist eine entsprechende Außenwirkung 
bislang nicht zu erkennen. Nicht zu­
letzt wegen ihres betont elitären Ver­
haltens blieb die MG auch innerhalb 
der extremistischen „Neuen Linken" 
weitgehend isoliert. 
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Undogmati­
scher Links­
extremismus 

Allgemeine 
Entwicklung 

Im Gegensatz zum orthodoxen 
Kommunismus und den Gruppierun­
gen des dogmatischen Linksextremis­
mus sind im undogmatischen Bereich 
der „Neuen Linken" nach wie vor 
kaum Strukturen feststellbar. Wenn 
auch Teile der marxistisch-leninisti­
schen oder anarchistischen Ideologie 
diese Protestbewegung beeinflussen, 
so bleibt doch organisiertes, kollekti­
ves Handeln die Ausnahme. Im Vor­
dergrund steht nicht das Kollektiv, 
sondern der Einzelne. Daher sind 
Aktionen dieser Personen nur schwer 
berechenbar. Bemühungen um stär­
keren Zusammenhalt und mehr 
Kommunikationszusammenhänge 
untereinander blieben bislang, vor al­
lem bei den „Autonomen", ohne Er­
gebnis. Die jeweilige Gefühlslage und 
das Feindbild bestimmen oft den 
Verlauf von „Protesthandlungen". 
Der Haß auf das „Schweinesystem" 
ist in vielen Fällen bei Demonstratio­
nen zu Gewalttaten ausgeartet. Ein 
erschreckendes Beispiel hierfür stel­
len die Todesschüsse auf Polizeibe­
amte an der Frankfurter Startbahn 
West am 2. November 1987 dar. 

Zur Frage der Gewalt nehmen die 
verschiedenen Gruppen des Linksex­
tremismus unterschiedliche Haltun­
gen ein. In den dogmatischen Organi­

sationen wird Gewalt als taktisches 
Mittel den strategischen Zielen unter­
geordnet. Man übt Disziplin, Gewalt 
wird nicht spontan verübt. Die zum 
linksextremistischen Lager zählende 
„Föderation Gewaltfreier Aktions­
gruppen" propagiert den sogenann­
ten gewaltfreien Protest, der Gewalt 
gegen Sachen zum legitimen Mittel 
erklärt. Der militante Protest vor al­
lem der „Autonomen" hat eher spon­
tanen Charakter. Während der grö­
ßere Teil der undogmatischen Links­
extremisten Angriffe auf das Leben 
von Personen ablehnt, fanden die 
Todesschüsse an der Startbahn West 
bei den meisten militanten „Autono­
men" allerdings Beifall. 

Im undogmatischen Linksextre­
mismus lassen sich neben den „Auto­
nomen" verschiedene andere Strö­
mungen ausmachen. Während der 
traditionelle Anarchismus, vertreten 
durch die anarchosyndikalistische 
„Freie Arbeiter-Union" (FAU), in 
Niedersachsen unbedeutend ist, 
gruppiert sich ein anderer Teil um die 
Zeitschrift „graswurzelrevolution". 
Herausgeber dieses Blattes ist die 
„Föderation Gewaltfreier Aktions­
gruppen" (FöGA), die auf der 
Grundlage anarchistischer Weltan­
schauung einen „staatsfeindlichen 
und aggressiven zivilen Ungehor­
sam" propagiert. Koordinations- und 
Anlaufstelle für die verschiedenen 
„gewaltfreien" Gruppen in der Bun­
desrepublik war bislang die „Gras­
wurzelwerkstatt" in Göttingen. 

Die Aktivitäten der undogmati­
schen „Neuen Linken" in Nieder­
sachsen richteten sich vornehmlich 
gegen Kernenergie, Volkszählung, 
Rechtsextremismus und den Bau der 
„Panzertrasse" bei Garlstedt. 
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Die anarchistische 
„Föderation Gewalt­
freier Aktions­
gruppen" (FöGA) 

Die ideologische Konzeption der 
FöGA sieht eine „tiefgreifende gesell­
schaftliche Umgestaltung" vor. 
Durch Macht von der Basis her sollen 
alle Formen vermeintlicher Ausbeu­
tung, Herrschaft und Unterdrückung 
beseitigt werden. Ziel ist eine herr­
schaftslose Gesellschaftsordnung, die 
auf dezentralisierter Selbstregierung 
beruht. 

Die „Graswurzelwerkstatt" verleg­
te 1987 ihren Sitz von Göttingen nach 
Köln. Die Zeitschrift „graswurzelre-
volution" erscheint seitdem in Ham­
burg. Dadurch sind die Aktivitäten 
der FöGA in Niedersachsen stark zu­
rückgegangen. Hinzu kam, daß Sym­
pathisanten der FöGA aus den dog­
matischen K-Gruppen ihre Mitarbeit 
eingestellt haben. Die Redaktion der 
Zeitschrift deutete in der Dezember-
Ausgabe eine mögliche Einstellung 
des Blattes an. Als Begründung wur­
den Finanzprobleme, geringe Aufla­
genhöhe und allgemein abnehmendes 
Interesse an den politischen Zielen 
der „ Gras wurzelbewegung ' ' angege­
ben. 

„Autonome" 
Hinter der Bezeichnung „Autono­

me" verbirgt sich eine Vielzahl poli­
tisch unterschiedlich ausgerichteter 
linksextremistischer Kleingruppen 
und Einzelpersonen. Sie alle eint je­
doch eine anarchistische Orientie­

rung und die Ablehnung marxistisch­
leninistischer Ideologie, soweit diese 
die Beibehaltung staatlicher Struktu­
ren vorsieht. „Autonome" sind sich 
darin einig, den Staat durch Anwen­
dung revolutionärer Gewalt beseiti­
gen zu wollen. 

Die Situation der „Autonomen" 
war 1987 zunächst durch sog. Per­
spektivdiskussionen und andauernde 
Selbstfindungsprozesse gekennzeich­
net. Sie beschrieben ihre Lage selbst 
als desolat, orientierungslos und un­
organisiert. Diese Schwächen führten 
„Autonome" auf folgende Ursachen 
zurück: 

— Die Widerstandsformen orientier­
ten sich nur am „Vorgehen des 
Feindes" und nicht an eigenen 
Zielen und Utopien; 
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- der Widerstand werde nur auf 
spektakuläre Objekte fixiert, ohne 
weiträumig die ökonomische In­
frastruktur anzugreifen; 

- die ritualisierte Militanz (schwarze 
Kleidung, Knüppel, Zwille) dürfe 
nicht langfristige Vorbereitungen 
und effektive Aktionen ersetzen; 

- die autonome Bewegung lasse sich 
von spektakulären Ereignissen zu 
sehr blenden; 

• die eigene Stärke werde zu sehr am 
materiellen Schaden gemessen, 
obwohl das Ziel eine zerstörte 
Rechtsgläubigkeit und Staatsloya­
lität sein müsse; 

Kritiker stempelten Autonome als 
Stahlkugelfraktion ab, weil von 
Teilen der autonomen Bewegung 
Gewalt als Mittel akzeptiert wer­
de. 

In Niedersachsen gab es nennens­
werte „Autonomen"-Gruppen in 
Göttingen, Braunschweig und Han­
nover. 

Neben ständig wiederkehrenden 
Themen wie Militärtransporte, Kern­
kraft, Hausbesetzungen griffen „Au­
tonome" 1987 auch aktuelle Ereignis­
se auf wie z. B. den Besuch Reagans, 
das Thema Hafenstraße Hamburg 
und die Volkszählung. In Zeitschrif­
ten und Flugblättern versuchten sie, 
ihre Protestaktionen zu begründen. 

In der Ausgabe Nr. 1 der in Göttin­
gen erscheinenden Zeitschrift „An­
schläge", die ein politisches Forum 
für Göttinger „Autonome" sein will, 
wurde hierzu gesagt: 

„Als Teil der autonomen Lin­
ken wollen wir an der Ent­
wicklung von politischer Ge­
genöffentlichkeit, Gegen­
macht, einer eigenen Kultur 
und der Belebung unseres Po­
lit alltages beitragen. Das be­
deutet auch, autonome Poli­
tik kritisch nach ihrer Praxis 
zu beurteilen, Perspektiven 
für die Vermittlung unserer 
Politik zu diskutieren. " 

Die tödlichen Schüsse auf zwei Po­
lizeibeamte an der Startbahn West 
zeigten allerdings die Unberechen­
barkeit der „Autonomen". Man ver­
urteilte die Polizistenmorde nicht un­
ter moralischen Gesichtspunkten, 
sondern lediglich aus taktischen Er­
wägungen; die Schüsse seien zur fal­
schen Zeit abgegeben worden. In 
Braunschweig wurde ein Flugblatt 
mit der Überschrift „Wir trauern 
nicht" verteilt: 

„Klar ist, daß mit den Schüs­
sen von Frankfurt eine neue 
Stufe der Eskalation erreicht 
wurde — wir dürfen davor 
nicht zurückschrecken. Gera­
de im Augenblick kommt es 
darauf an, unsere Politik 
konsequent voranzutreiben. " 

Auch Göttinger „Autonome" nah­
men in einem Flugblatt „Den Herr­
schenden nicht einen Millimeter . . . 
sondern neun Millimeter" zu den Po­
lizistenmorden Stellung: 

„die Schüsse waren natürlich 
Quatsch . . . Ganz davon ab­
gesehen, meinen wir, daß das 
Mittel Schußwaffe zu dieser 
Zeit, an diesem Ort, noch da­
zu so eingesetzt, politisch 
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trauern nicht 
^fr»feJ00(7fefTnum; mlei 

als IOC 
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Am Montagabend wurden an der Startbahn West auf 
e iner Demo zwei Bul len erschossen, e in ige andere 
v e r l e t z t . Die Reaktion des Staatsapparates darauf 
I s t eine massive Hetze gegen Autonome, "Chaoten" 
und den m1l1tanten k iderstand Oberhaupt. Wie ernst 
d ie Schweine diesen V o r f a l l nehmen, ze ig t die 
Tatsache, daß Staatsschutzstrategen wie Rebmann - , 
i n F rank fu r t efngef logen s ind und s i ch ö f f en t l i ch : ï j ! 
Gedanken Ober eine endgül t ige Zerschlagung des 
Widerstandes an der Star tbahn, aber auch i n Wackers-
dor f e t c . machen; daß darüber hinaus Gesetzesver-
schirfungen und E ins i tze der GSG9 auf Demos sowie 
der Aufbau e i ne r neuen Sondereinhei t des Bundes­
grenzschutzes durchgesetzt werden s o l l e n . Die 
Herrschenden versuchen den V o r f a l l zum Anlaß zu 
nehmen, m i l i t a n t e P o l i t i k unmöglich zu machen. 
Lochte (VerfassungsschutzChef) hat I n einem In te r ­
view am Dienstagabend gesagt, daß es In der nun 
einsetzenden Diskussion darauf ankommen w i rd , 
d i e Szene n i c h t nur zur D is tanz ierung von der 
Schüssen, sondern zu e iner al lgemeinen Distanzierung 
von m i l i t a n t e n Aktionen zu bewegen. Inwieweit 
de ra r t i ge Spaltungs versuche g r e i f e n , ze ig t die 
Reaktion der ÇrOren. d i s b? rs f t s zur Ergre i fung j ; 
und Bestrafung der Schuldigen au f fo rdern und eben I 
auch schon k l a r zur Dif famierung von H i l i t a n z / j 
Obergegangen s i n d , im Einklang m i t a l l e n Übrigen 
"demokratischen Parteien 

i l len verschaff ten s ich durch Aufbrechen I 
• Türen Zugang zum Konzerthaus. Sie v e r t e i l t e n 
so fo r t im ganzen Haus, in dem s ich zu dem R 

Zeltpunkt nur etwa 10 Leute von uns befanden, i 
Oiese wurden während der gesamten Durchsuchung I 

fes tgeha l ten , wo s ie gerade angetrof fen vorder l 
waren, und daran gehinder t , s i ch Im Haus zu bewegenj 
und bei der "Durchsuchung" anwesend zu s e i n . 

bekamen wir das Ausmaß der Verwüstungen e r s t j 
nach dem BulJeneinsatz m f t : Die Schweine z e r t r a t e n ] 
im ganzen Haus Fenster, Türen, Stereoanlagen und I 
d iverse andere Gegenstände. In den Zimmern 
Dachgeschoß konnten sie noch ungehinderter wüten : l 
Sie demolierten e in Schlagzeug, e in Bewohner wurde J 
i n seinem Zimmer e ingesper r t , nachdem d i e Bul len I 
dor t eine ganze Dose TrSnen(Kampf-) Gas ge lee r t | 
ha t ten . Ein anderer mußte s ich v ö l l i g ausziehen J 

Die Schweine agieren also auf zwei rbenen: nämlich 
| einmal auf der po l i t i s chen Ebene, auf der s ie 

autonome Inha l t e und P o l i t f k i s o l i e r e n » l i e n ; 
/zum anderen auf der m l l f taYfschen Ebene, wo s i e ; 
| darangehen, p o l i t i s c h e Zusammenhinge und Strukturen 
f abzurinnen. 

(l i e h eine Flasche gewr fen h a t t e . Es g ing d e n ] 
Bul len um Ter ror , und n ich t darum, etwas zu f i nden . [ 

% Mitgenommen haben Sie dennoch so e in iges : A l l e s . 
hweren Maschinen. Werkzeug, Bohr-

Scnweißgeriten f inden konnten, haben ' 
um uns daran zu h indern , das 

£ instandzusetzen, d i e kaputten Türen zu reparieren! 
u n d ws gegen derar t ige Pberfa"! Ie we i te rh in 
wehren.) 

hat •D iese bundesweite Repressionwelle 
i ßraunschweig Ih re Auswirkungen; 

Am Morgen des 5 . 1 1 . zwischen 11 und 14 
: h i e r e i n we i te rer BunenOtwr fa l ) au f das 

losenzentrum In der Ho l fenbOt t le r S t r . 
I das Konzerthaus BÖcklerst r . unter dem 
• e ine r 

'"J was s ie • an sc.' 
[M , maschinen und S: 
M A. s i e eingesackt, 

l 
| Una 

ffn 
*AWkfli in der 
auch 1n a V i r f o r 

'">- k 
r„S-K 

Unabhängig davon, wie wi r zu den Schüssen von ; > A i 
Frankfur t stehen - eine genaue Stellungnahme dazu A'iJfe' 

derze i t igen S i tua t i on abzugeben, ha l ten ^ ~ r -
a*ußerst schwier ig - »Ossen wi r uns Gedanken ~ 

Ober d ie j e t z t einsetzende Helle der Repression] 
machen und Ih r etwas entgegensetzen. Her s ich I 

Erwerbs' to jetzt e l l f e r t i g d i s t a n z i e r t , handelt denunziator isch I 
und auf ^ gegen d ie m i l i t a n t e P o l i t i k , wie s ie s i ch i n d e n / 
Vorwand ' l e t z t en Jahren entwicke l t ha t . Unsere Antwor 

Hausdurchsuchung s t a t t . Die o f f i z i e l l e i auf den Bu l len ter ro r kann und s o l l t e da r in bes tehen , ! 
Begründung des Durchsuchungsbefehls war der | uns i n der Diskussion Ober unsere P o l i t i k und | 
"Verdacht des schweren D iebs tah ls " (Auto) gegen unsere Aktionsformen n i ch t zurückwerfen zu lassen, 
jemanden, der ganz woanders wohnt. schon gemachte Erfahrungen und Entwicklungen eben | 

Erstürmen des Hauses hat ten s ie g l e i c h 50, J e t z t n i ch t zu negieren. Klar I s t . daß mit d e n ' 50 
* EinsatzbuMen aufgefahren, unter ihnen v i e l e , 
( d i e normalerweise im Z i v i l e n Streifenkommando 
| (ZSKJ s i nd und a l s d ie Obelsten Sch l iger unter 
j den BS-Bullen ge l t en . Auch das nahezu geschlossene 
( A u f t r e t e n der KFi? ( p o l i t i s c h e P o l i z e i ) und eines 
'Staatsanwal tes f ü r p o l i t i s c h e Verfahren zeigen 
' d e u t l i c h , daß es ke ines fa l l s um den D i e b s t a h l , 

Schüssen von Frankfurt eine neue Stufe der Eskala­
t i o n e r re i ch t wurde - w i r dürfen davor n i ch t zurück­
schrecken. Gerade in der augenbl ickl ichen S i t ua t i on j 
kommt es darauf an. unser P o l i t f k konsequent voran 
zu t re iben . ! 
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DEN HERRSCHENDEN NICHT EINEN MILLIMETER.. 

Wir haben uns entschloöen, ein Flugblatt zu den I 

mssen an der Startbahn zu schreiben, well wl 

bisherigen Diskussionen um die "Schüsse" zum 

haarsraubend finden, und den Eindruck haben, 

die Wenigsten um authentische Informationen 

inert haben. Moralisierende Diskussionen die inj 

senstand aus der Medienhetze ziehen halten 

falsch. 

daß sich 

T 
WH für 

zum TeH schwerverletzte StartbehngegnerInnen forderte, 

versuchte der Staat den Widerstand zu brechen. Die­

ser Versuch mißlang. 

^ n v e i t e r . Salbst die Einweihung 

H i n nichts andern. Von der 

Im Rhein/Main Gebiet lauten weiterhin Verhaftungen 

und Duchsuchungent die von Verstärker Observation 

begleitet werden. Das fuhrt zu einer relativen Verurv 

stcherung in der Szene. 

Oie Leute, die bis Ätzt verhattet wurden, sollen alle 

I
wegen Landtriedensbruch bzw. schweren Landfriedens 

bruchs einen dran kriegen. Bei diesen Anklagen werden 

sich die Schweine auf ihre langjährigen Observâtions-

kenntnisse und Filmaufnahmen von der Startbahn stli-tz-

en. 

Gezielt wird außerdem versucht eiiiu kriminelle Vereini­

gung passend zum § 129 a zu Konstruieren, die die 

Bultenaktion geplant und durchgeführt haben soll. 

An die Startbahn soll weiterhin gegangen werden. 

Was sich huit eventuell kurz tmd langfristig andern 

militärische Auseinandersetzung. 

Fur uns ist das alles militante Politik mit militanten 

Mitteln. 

Von einer militärischen Auseinandersetzung 

BRD zu reden zeugt von einer diffusen ßegntfsbestim-

muhd^B 

Eine militärische Auseinandersetzung setît eine Organi­

sierung und Ausrüstung voraus, die es hier momentan 

nicht gibt und auch in absehbarer Zeit nicht geben 

wird. Aufterdem bedeutet sie eine Harte der Ausein­

andersetzung, die diese"Linke", die schon bei zwei to­

ten Bullen fast einen Kollaps kriegt, keine fünf Minu­

ten durchhalten würde. 

aus Göttingen 

.^SONDERN NEUN MILLIMETER! 

falsch ist ... Anders ist es, 
wenn es sich darum handelt, 
bestimmte Repräsentanten 
oder besondere Schweine um-
zuplätten. Solche Aktionen 
können sinnvolle, richtige Sa­
chen sein ... Wenn wir das 
System zerschlagen wollen, 
werden wir der staatlichen 
Gewalt revolutionäre Gewalt 
entgegensetzen müssen. " 

In Hannover meldeten sich „Auto­
nome" mit dem Flugblatt „Feuer 
frei?" zu Wort. Darin hieß es: 

„Um es klar voranzustellen: 
Auch wir, einige hannover­
sche Autonome, finden diese 
Schüsse zum Kotzen. Nichts­
destotrotz halten wir militan­
ten Widerstand gegen dieses 
System für notwendig. . .. 
Aber wir stellen fest: Wer 
zum jetzigen Zeitpunkt mit 
Schüssen auf Polizisten bei 
Demonstrationen eine beste­
hende politische Konfronta­
tion entscheiden will, degra­
diert revolutionäre Politik zu 
einer militärischen Strategie. " 
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Besondere 
Aktions­
felder der 
Links­
extremisten 
Einflußnahme von 
Linksextremisten 
auf die Anti-
Kernkraft-Bewegung 
Im Vergleich zu den Vorjahren haben 
1987 im niedersächsischen wie im ge­
samten norddeutschen Raum die Ak­
tivitäten des linksextremistisch beein­
flußten Teils der „Anti-AKW-Bewe­
gung" abgenommen. Dieser Rück­
gang betraf sowohl die Intensität des 
„Widerstandes" als auch die Teilneh­
merzahl. Das Schwergewicht der Ak­
tivitäten lag im bayerischen Wackers-
dorf und richtete sich gegen den Bau 
der Wiederaufarbeitungsanlage für 
abgebrannte Brennelemente. Dort 
kam es zu verschiedenen, z.T. ge­
walttätigen Protestaktionen. 

Bundesweit gesehen fanden Konfe­
renzen der „Anti-AKW-Bewegung" 
1987 nicht die Resonanz, die die Or­
ganisatoren erhofft hatten. Das poli­
tische Ziel einer überregionalen 
Koordinierung der „Bewegung" wur­
de nicht erreicht. Die Gegensätze in 
der Gewaltfrage blieben unüber­
brückbar. Zwischen den extremi­
stisch beeinflußten Initiativen und 
den gemäßigten sog. Nach-Tscherno-
byl-Gruppen kam kein Konsens zu­

stande. Die Neigung zu gewaltsamen 
Auseinandersetzungen war allgemein 
wenig ausgeprägt. Allerdings gingen 
militante „Autonome" bei Protest­
aktionen oft gewalttätig vor; denn 
für diese stand nicht das Thema 
Kernkraft, sondern die Auseinander­
setzung mit dem Staat im Vorder­
grund. 

Zentrales Thema in den letzten 
Monaten des Jahres 1987 war die 
Entsorgung der kerntechnischen An­
lagen. Behinderungen von Atom­
mülltransporten auf den Straßen wa­
ren erste Folgen dieser Diskussionen. 

„Antimilitarismus-
Kampf11 

Protestaktionen 
gegen die „Panzertrasse" 
in Garlstedt 

Der Protest verschiedener Grup­
pierungen gegen das Eisenbahnan­
schlußgleis zur Lucius-D.-Clay-Ka-
serne in Garlstedt (LK Osterholz) 
wurde mit dem Beginn der Rodungs­
arbeiten verstärkt fortgeführt. 
An den „Sonntagsspaziergängen" 
nahmen zunehmend Linksextremi­
sten aus Bremen und dem Bremer 
Umland teil; schon seit etwa Juni 
1986 wird der Protest gegen das An­
schlußgleis weitgehend von militan­
ten „Autonomen" aus dem Raum 
Bremen getragen. Daß diese auch Ge­
walt als Mittel des Protestes bejahen, 
zeigt folgender Aufruf im „Garl-
stedt-Rundbrief Nr. 12", einer Bro­
schüre des autonom orientierten 
„ Panzertrassenplenums " : 

„gründe genug, den 6.12. als 
'vermummtensonntag' in die 
geschickte eingehen zu lassen. 
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nach dem geseire der letzten 
wochen finden wir es ziemlich 
wichtig, auch mal wieder zu 
zeigen, daß unser wille zum 
widerstand (und zwar nach 
unseren bedingungen) nicht in 
diesem ganzen betroffenheits-
geheuchel versinkt. " 

Im Verlauf der „Sonntagsspazier­
gänge" wurden Bauobjekte und Ma­
schinen erheblich beschädigt, was zu 
Verzögerungen bei den Bauarbeiten 
führte. Auch Einsatzfahrzeuge der 
Polizei wurden wiederholt angegrif­
fen, mit Leuchtspurmunition be­
schossen und beschädigt. Die Teil­
nehmerzahlen schwankten. Bis zu 70 
gewaltgeneigte „Trassengegner" rei­
sten aus dem gesamten Bundesgebiet 
an. 

Anschläge auf US-Militär-
und -Munitionszüge 

In Niedersachsen wurden mehrere 
Anschläge gegen Militär- und Muni­
tionszüge der amerikanischen Streit­
kräfte verübt. 

Am 28. und 29. November wurden 
in Bremen und Achim-Uphusen An­
schläge auf US-Militärzüge, die zwi­
schen Bremerhaven und Berlin ver­
kehrten, verübt. Dazu wurden vier-
flügelige Bootsanker, die an Eisen­
ketten befestigt waren, von Bahnü­
berführungen aus auf die Oberleitun­
gen geworfen. Die Stromabnehmer 
der E-Loks wurden erheblich beschä­
digt, Kurzschlüsse ausgelöst. Eine 
Gruppe „Autonome Zellen" bezich­
tigte sich dieser Anschläge: 

„ Wenn wir dieses Ziel angrei­
fen, so tun wir das nicht in 
dem Glauben, den US-Mili­
tärs einen entscheidenden 
Schlag zu versetzen. Diese Art 
von Selbsteinschätzung wird 
einem weltweit handelnden 
Mördersystem nicht gerecht. 
Für uns ist revolutionäre Mili-
tanz wichtig in konkreten 
Auseinandersetzungen, sie er­
setzt aber nicht eine genaue 
Analyse der Klassenverhält­
nisse hier. Wenn wir sagen, 
'ohne Theorie keine Revolu­
tion', dann bedeutet das 
nichts anderes, als eben diese 
konkrete Aktion, unbesehen 
der aktuellen Tagesereignisse, 
der politischen Strategie in 
unserem Kampf für eine revo­
lutionäre Veränderung unter­
zuordnen — wobei Kreativi­
tät und Spontanität bestimmt 
hilfreich sind —. " 
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Am 28. Dezember fuhr der Nah­
verkehrszug Delmenhorst-Hude auf 
eine Prellbockmarkierung und auf 
ein auf dem Gleiskörper liegendes 
Fahrrad. Das Triebfahrzeug wurde 
beschädigt und blieb liegen. Zeit­
gleich passierte ein US-Munitionszug 
diese Stelle in entgegengesetzter Rich­
tung, dem vermutlich dieser An­
schlag galt. 

Beteiligung von 
Linksextremisten an den 
Aktivitäten der 
„Friedensbewegung" 

Die „Friedensbewegung" erhält ih­
re maßgeblichen Impulse vom soge­
nannten „Koordinationsausschuß 
der Friedensbewegung" (KA); in ihm 
wirken auch linksextremistische Or­
ganisationen mit. Der KA organisier­
te verschiedene Protestaktionen wie 
Blockaden von Militärstandorten, 
Friedensmärsche sowie Friedenskon­
ferenzen. 

Im Frühjahr beschloß der KA, am 
13. Juni in Bonn eine Großdemon­
stration durchzuführen. Der Termin 
wurde auch im Hinblick auf den für 
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den 12. Juni vorgesehenen Besuch 
des amerikanischen Präsidenten in 
Berlin(West) gewählt. Die Demon­
stration stand unter dem Motto: 
„Den ersten Schritt tun — Atomra­
keten verschrotten". Unter den etwa 
50.000 Teilnehmern befanden sich 
zahlreiche Linksextremisten, vor al­
lem Mitglieder der DKP und ihrer 
Nebenorganisationen. 

Der „Koordinationsausschuß" war 
mit dem Ablauf der Veranstaltung 
zufrieden und bewertete die Aktion 
als Erfolg. Im Anschluß kam es im 
KA zu einer Diskussion über die 
Struktur dieses Gremiums und seine 
Aufgaben. Einige Organisationen sa­
hen sich und ihre Ansichten im KA 
nicht mehr angemessen repräsentiert. 
Besonders bemängelten sie die Ein­
flußnahme des von der DKP beein­
flußten „Komitees für Frieden, Ab­
rüstung und Zusammenarbeit" 
(KFAZ). Der Trägerkreis der „Bun­
deskonferenz Unabhängiger Frie­
densgruppen" (BUF), in dem Kräfte 
der extremistischen „Neuen Linken" 
maßgeblich mitarbeiten, erwog des­
halb seinen Rückzug aus dem KA. 

Der Abschluß des Abkommens 
über den Abbau der Mittelstrecken­
raketen in Europa am 7. Dezember 
stellt für die „Friedensbewegung" ei­
nen tiefen Einschnitt dar, weil ihr da­
mit eine ihrer Hauptforderungen ge­
nommen ist. Die Neigung zu spekta­
kulären Aktionen, die bereits im 
Laufe des Jahres stark abgenommen 
hatte, dürfte weiter zurückgehen. 

Sonstige Aktionen 

Aktivitäten von 
Linksextremisten gegen 
die Volkszählung 

Wie schon 1983 versuchten Links­
extremisten, das Unbehagen in Teilen 
der Bevölkerung an der Volkszäh­
lung 1987 für ihre Zwecke auszunut­
zen und eine breite Boykottbewegung 
zu organisieren. 

Bei der Organisierung des „Wider­
standes" taten sich sowohl die ortho­
doxen Kommunisten des DKP-Spek­
trums als auch die dogmatisch- extre­
mistischen Gruppierungen der „Neu­
en Linken" hervor. Die anarchisti­
sche FöGA und „Autonome" spra­
chen sich ebenfalls gegen die Volks­
zählung aus. 

Man strebte den Aufbau einer 
Front gegen die Volkszählung an und 
suchte Bündnisse mit nichtextremisti­
schen Initiativen und Organisatio­
nen, die ebenfalls für einen Boykott 
der Volkszählung eintraten. 

Die beteiligten Gruppierungen 
konnten die selbstgesteckten Ziele 
nicht erreichen, hoffen allerdings, 
daß ein Teil der „Boykottbewegung" 
bestehen bleibt und auf andere 
Aspekte des „Überwachungsstaates" 
(Sicherheitsgesetze, neuer Personal­
ausweis, 20. Jahrestag der Not­
standsgesetze etc.) gelenkt werden 
kann. 

56 



Informationen 
der 

DKP-Niedersachsen 

SS»—" PROTEST UND 

:'c::r mwi 
ssssSZ GEGEN DIE VOLKS"ZKHLUNG" 

MiSfflSjSS^ÄÄ^&fi.rJrja'Sga. 

Totale Durchleuchtung der 
Privatsphäre s t a t t Volkszählung" 

Linksextremistische 
Bestrebungen an 
niedersächsischen 
Hochschulen 

Bei den Wahlen zu den studenti­
schen Selbstverwaltungsorganen im 
Januar 1987 kam die erneut zu ver­
zeichnende geringe Wahlbeteiligung 
(durchschnittlich rd. 23 °/o an den 
fünf größten Hochschulen des Lan­
des) den linksextremistischen Grup­
pierungen zugute und verschaffte ih­
nen eine unverhältnismäßige Reprä­
sentanz. Die Bewerber der undogma­
tisch-extremistischen „Neuen Lin­
ken" und deren Sympathisanten 
konnten ihre Positionen in den Stu­
dentenparlamenten der großen nie-
dersächsischen Hochschulen weiter 
ausbauen. Dagegen mußten die or­
thodoxen Kommunisten rückläufige 
Tendenzen feststellen. 

Linksextremistische Gruppierun­
gen sind nur eine kleine Minderheit 
der gesamten Studentenschaft. Das 
zeigte sich deutlich während der zahl­
reichen Protestaktionen gegen Spar­
beschlüsse der Landesregierung mit 
zentralen Großveranstaltungen in 
Hannover und Göttingen. Hier 
konnten die Linksextremisten keinen 
erkennbaren Einfluß ausüben; sie 
mußten ihre Störversuche nach Miß­
fallenskundgebungen der großen 
Mehrheit der Demonstranten aufge­
ben. 
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Linksextre­
mistischer 
Terrorismus 
„Rote Armee-
Fraktion'' (RAF) 

Entwicklung der RAF 

Im Jahre 1987 hat die RAF keine 
Mordanschläge verübt. 

Der bislang letzte Anschlag galt 
dem Diplomaten Dr. von BRAUN-
MÜHL. Er wurde im Oktober 1986 
auf offener Straße erschossen. Mit 
ihm hatten sich die Terroristen nach 
eigenen Angaben ein Opfer aus dem 
politischen Bereich gesucht, das nicht 
zur ersten Führungsebene zählte. Da­
mit hatte sich der Kreis der potentiel­
len Opfer erheblich erweitert. 

Bis dahin hatten sich vor allem An­
gehörige der amerikanischen Streit­
kräfte und Personen, die an verant­
wortlicher Position in Militär und 
Wirtschaft standen, im Visier der 
Terroristen befunden. Die RAF 
nennt dies den militärisch-industriel­
len Komplex. Den Anschlägen folg­
ten jeweils seitenlange Selbstbezichti­
gungsschreiben. Dies unterschied sie 
von den Terroristen der Baader-
Meinhof-Generation. Nach deren 
Programmatik muß eine „revolutio­
näre Tat" aus sich selbst heraus ver­
ständlich sein. Die Ermordung einer 
sogenannten Symbolfigur müsse dem 
Volk einleuchten und bedürfe keiner 
Erläuterung. Die Terroristen der 80er 
Jahre haben sich von dieser Auffas­

sung weit entfernt. Ihre Taten, vor 
allem die Ermordung eines einfachen 
Soldaten (der amerikanische Soldat 
PIMENTAL wurde im August 1985 
von Terroristen der RAF ermordet, 
weil diese seine Ausweiskarte für ei­
nen Anschlag benötigten), waren 
selbst dem terroristischen Umfeld 
nicht mehr zu vermitteln. 

Auch in anderer Hinsicht war die 
RAF gefährlicher geworden: Sie hat­
te sich eine zweite Aktionsebene ge­
schaffen. Seit 1986 agierten nicht 
mehr nur die rund 20 Personen des 
harten Kerns. Sogenannte „Militante 
der RAF" aus dem etwa 200 Per­
sonen zählenden engeren Umfeld be­
gleiteten die „Offensive 86" des 
Kommandos mit neun schweren 
Sprengstoffanschlägen. Fünf Spreng­
stoffanschläge zielten auf den „mili­
tärisch-industriellen Komplex", so 
z.B. auf das Fraunhofer-Institut für 
Lasertechnik in Aachen und auf die 
IBM in Heidelberg. Vier Anschläge 
galten dem politisch-staatlichen Be­
reich, z.B. dem Bundesgrenzschutz in 
Heimerzheim und dem Bundesamt 
für Verfassungsschutz in Köln. Wie 
rücksichtslos und bösartig auch die 
„Militanten" vorgehen, zeigt die Tat­
sache, daß in Heimerzheim und Köln 
den Sprengsätzen Schrauben und 
Muttern beigelegt waren, um die Ver­
letzungswirkung gegen Menschen zu 
steigern. 

Situation der RAF 1987 

Zum Fortgang ihrer „Offensive 
86" nahmen die Terroristen der RAF 
im Jahre 1987 nicht öffentlich Stel­
lung. Lediglich Sibylle HAULE-
FRIMPONG, Mitglied der RAF-
Kommandoebene, verlas am 15. Ja-
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nuar bei einer Vernehmung eine Er­
klärung, wonach die von der RAF 
1986 begonnene „Offensive" noch 
nicht beendet sei. Dagegen enthielt 
die im Januar erschienene Unter­
grundschrift „Zusammen kämpfen", 
das Sprachrohr der RAF-Komman-
doebene, außer Selbstbezichtigungen 
zu verschiedenen Anschlägen und ei­
nem Bericht über eine Nahost-Veran­
staltung in Wiesbaden keine Ausfüh­
rungen zu den aktuellen Zielen der 
RAF. Auch eine im Dezember aufge­
tauchte Sonderausgabe dieser Unter­
grundschrift enthielt lediglich Über­
setzungen der Selbstbezichtigungs­
schreiben, die die französische Ter­
rororganisation „Action Directe" 
zum Mordanschlag auf den Chef 
der französischen Automobilfabrik 
Renault im November 1986 in Paris 
und die italienische Terrorgruppe 

„Brigate Rosse" zum Raubüberfall 
auf einen Geldtransport am 14.2. 
1987 in Rom abgegeben hatten. 

Die Festnahme führender Mitglie­
der der „Action Directe" (AD) am 
21.2.1987 in Frankreich hat auch den 
Bestrebungen der RAF, eine „antiim­
perialistische Front in Westeuropa" 
aufzubauen, einen Schlag versetzt. 
Die bei der Festnahme beschlag­
nahmten und in verschiedenen kon­
spirativen Wohnungen in Frankreich 
gefundenen Unterlagen zeigen, daß 
die Zusammenarbeit zwischen RAF 
und AD wesentlich enger war als bis 
dahin angenommen. Die Festnahme 
der französischen Terroristen hat 
auch die logistische Basis der RAF 
getroffen. 

Aktivitäten des 
RAF-Umfeldes 

Das RAF-Umfeld hat 1987 seine 
Strategie, „den Befreiungskrieg der 
unterdrückten Völker in die Metro­
polen des Kapitals zu tragen", durch 
Veranstaltungen zur Palästinenser-
und Kurden-Problematik fortge­
führt. Seine „Solidarität mit dem Be­
freiungskrieg des palästinensischen 
Volkes gegen den Zionismus und die 
arabische Bourgeoisie sowie den 
Nahost-Imperialismus von EG und 
BRD" beruhe auf „historischen Ver­
bindungen" der RAF zu den Palästi­
nensern. Anlaß der Solidaritätsver­
anstaltungen waren Aktionen Israels 
und libanesischer Milizen im Früh­
jahr gegen Palästinenserlager im Li­
banon. 
Angehörige des RAF-Umfeldes in 
Hannover und Braunschweig organi­
sierten Demonstrationen und Vor­
tragsabende zu den Themen: 
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— Situation im besetzten Palästina 
— Aktuelle Situation des palästinen­

sischen Widerstandes 
— Zionismus — westdeutsche Linke 

— ihr Verhältnis zum Palästinen­
sischen Befreiungskampf. 

Der zweite Themenkomplex, mit 
dem sich das RAF-Umfeld 1987 be­
schäftigte, war die Kurdenproblema­
tik. Die linksterroristische „Arbeiter­
partei Kurdistans" (PKK) wird von 
ihnen als „konsequent kämpfende 
Befreiungsbewegung" angesehen. 
Auf Veranstaltungen in verschiede­
nen niedersächsischen Städten wurde 
für die PKK und ihre Ziele geworben. 
Dabei stellten die Veranstalter die 
von der PKK in kurdischen Dörfern 
begangenen Greueltaten an der Zivil­
bevölkerung als Kampf gegen die tür­
kische Unterdrückung dar. 

„Revolutionäre 
Zellen" (RZ) und 
„Rote Zora" 

Die RZ und die Frauengruppe 
„Rote Zora" haben 1987 eine Reihe 
schwerer Brand- und Sprengstoffan­
schläge verübt: 

29. Januar 
Sprengstoffanschlag auf einen 
Stromleitungsmast der Fa. Rhein­
metall in Unterlüß 

6. Februar 
Sprengstoffanschlag auf ein Ge­
bäude der Zentralen Sozialhilfestel­
le für Asylbewerber in Berlin 

7. März 
Brandanschlag auf das Gebäude 
der Berliner Filiale der Baufirma 
Heitkamp, die am Bau der WAA 
Wackersdorf beteiligt ist 

17. Juni 
Brandanschlag auf eine Umspann­
station der Rheinisch-Westfäli­
schen Elektrizitätswerke (RWE) bei 
Klosterbach 

21. Juni 
Sprengstoffanschlag auf das Ge­
bäude der Bekleidungsfirma Adler 
in Haibach bei Aschaffenburg 

15. August 
Brandanschläge auf Filialen der 
Firma Adler in 9 Orten der Bundes­
republik, darunter in Altwarmbü-
chen bei Hannover 

1. September 
Anschlag auf den Richter am Bun­
desverwaltungsgericht Dr. Korb­
macher in Berlin („Knieschußak­
tion") 

5. September 
Brandanschlag auf die Außenstelle 
des Bundesamtes für die Anerken­
nung ausländischer Flüchtlinge in 
Dortmund 

1. November 
Sprengstoffanschlag auf den Fahr­
zeugpark des Zentrallagers Wesel 
der Lebensmittelkette Rewe, Zer­
störung von 17 Lastzügen. 
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Allein die Anschläge auf die Filia­
len der Firma Adler verursachten 
Sachschäden von ca. 35 Millionen 
DM. 

Anfang der 70er Jahre hatten sich 
Linksextremisten zu „Revolutionä­
ren Zellen" zusammengeschlossen. 
Nach der schnellen Zerschlagung der 
ersten RAF-Generation sollte eine 
veränderte Taktik eine ähnlich 
schwere Niederlage verhindern. Un­
abhängig voneinander und streng ge­
geneinander abgeschottet operierten 
- bis zum Jahre 1987, in dem es erst­
malig zu einer bundesweit abge­
stimmten Aktion kam- kleinste Zel­
len nach dem Prinzip der südameri­
kanischen Stadt-Guerilla. Dieses 
Konzept war bisher wirksam und er­
laubte es den Mitgliedern der RZ, ih­
re Aktionen „aus der Legalität her­
aus" — getarnt durch eine bürgerli­
che Existenz — durchzuführen. 

In ihrem Sprachrohr „Revolutio­
närer Zorn" beschrieben sie sich als 
„Sozialrevolutionäre Bewegung, die 
zur Rückgewinnung eines konkreten 
Anti-Imperialismus in der Bundesre­
publik" beitragen wolle. Deshalb su­
chen RZ und „Rote Zora" für ihre 
Anschläge solche Objekte, über die 
in der Öffentlichkeit kritisch disku­
tiert wird. Damit erhoffen sie sich 
Resonanz in der Bevölkerung, eine 
Rückkoppelung zu den „Massen". 

So wählten sie für eine „Bestra­
fungsaktion" den Richter am Bun­
desverwaltungsgericht Dr. Korbma­
cher, dem sie in die Beine schössen. 
Als Vorsitzender des „Asylsenats" 
habe er „über die strategische Funk­
tion seines Amtes hinaus" ein beson­
ders starkes persönliches Engage­
ment gezeigt, die Zahl der anerkann­
ten Asylanten zu reduzieren. 

Im Berichtsjahr ist das Buch „Der 
Weg zum Erfolg — RZ" erschienen, 
in dem Dokumente über die „Revolu­
tionären Zellen" veröffentlicht wur­
den. Da die Dokumentation Aktio­
nen, Erklärungen und Interviews der 
„Roten Zora" nicht enthielt, warf die 
Frauengruppe den Herausgebern eine 
frauenfeindliche Geschichtsschrei­
bung vor. 

Die RZ haben es bisher abgelehnt, 
Menschen zu ermorden. Die Tötung 
des hessischen Wirtschaftsministers 
Karry 1981 wurde als Versehen dar­
gestellt. In verschiedenen Taterklä­
rungen hieß es, die Anschläge seien 
so geplant gewesen, daß Menschenle­
ben nicht gefährdet werden konnten. 

Die Anschläge auf den Leiter der 
Ausländerbehörde in Berlin, Hollen­
berg, und auf Dr. Korbmacher lassen 
eine größere Gewaltbereitschaft der 
dortigen RZ-Anhänger erkennen. Sie 
zeigen die Brutalität und Skrupello-
sigkeit der Täter, die, auch wenn sie 
nicht töten wollten, doch den Tod ih­
rer Opfer in Kauf nahmen. 

In der Taterklärung zum Anschlag 
auf Dr. Korbmacher grenzten sich 
die RZ deutlich von der RAF ab und 
kritisierten deren Praxis. Sie bezeich­
neten die „politische Tötung eines 
Menschen als äußerstes und extrem­
stes Mittel im Klassenkampf, das sich 
durch seinen inflationären Gebrauch 
selbst entwertet, solange nicht offe­
ner Klassenkrieg herrscht, in dem die 
Liquidierung zu einer Machtfrage 
wird". Dies sei gegenwärtig jedoch 
nicht der Fall. Im übrigen wendeten 
sie sich — am Beispiel der Ermor­
dung Dr. von Braunmühls — grund­
sätzlich gegen die wahllose Tötung 
von „anonymen Funktionsträgern" 
als „politisches Mittel". 

62 



FLAMBIERT 

F r a u 

n 0 n t 
e r b r 

k t i o 

n n t e 

b e i g 

kel t 

A D L E R in S ü d k o r e a k ä m p f e n g e g e n die A u s b e u t u n g 

a f t und setzen sich g e g e n den a l l t ä g l i c h e n 

h r . Sie rufen zur U n t e r s t ü t z u n g ihres K a m p f e s 

D a r a u f h i n sind h i e r in Flu g & ) ï t l e r n , a u f 

und bei A k t i o n e n vor den A D L E R V e r d a u f s s t ä t t e n 

h e r die b e s c h i s s e n e n L e b e n s - und A r b e i t s b e d i n ­

en in den a u s g e l a g e r t e n P r o d u k t i o n s s t ä ' t t e n in 

en und b e s o n d e r s bei A D L E R in S ü d k o r e a und 

e i t e t w o r d e n . 

n e n kann Anti i m p e r i a l I s m u s p r a k t i s c h w e r d e n , 

n n i c h t s p u r l o s an den a t t r a k t i v e n D i s c o u n t ­

e h e n : In 9 F i l i a l e n h a t " s am 1 5 . 8 . 8 7 g e b r a n n t 

len u n s e r e K a m p f e in der M e t r o p o l e g e g e n e i n S y s t e m 

e i n , d a s o h n e S e x i s m u s und R a s s i s m u s n i e m a l s ü b e r l e b e n 

e x i s m u s , d a s h e i ß t G e w a l t g e g e n F r a u e n u n d g e s c h l e c h t -

r b e i t s t e f l u n g . R a s s i s m u s , das b e d e u t e t a u c h die S p a l t u n g 

K a m p f e , i n d e m wir als w e i ß e F r a u e n von d e r A u s b e u t u n g 

3 K o n t i n e n t e n p r o f i t i e r e n . 

rem W i d e r s t a n d hier w o l l e n w i r die L e b e n s b e d i n g u n g e n 

p f e d e r F r a u e n dort m i t e i n b e z i e h e n - ob d i e F r a u e n für 

o h n e a r b e i t e n , von P r o s t i t u t i o n l e b e n , in den S l u m s den 

en O b e r l e b e n s k a m p f o r g a n i s i e r e n - w e n n sie s t r e i k e n , 

s e t z e n , s i c h k o l l e k t i v L e b e n s m i t t e l a n e i g n e n , in B e f r e i -

e g u n g e n k ä m p f e n , 

H o f f n u n g a u f B e f r e i u n g h i e r kann sich n u r a u f die w e i t ­

e f r e i ung a l s F r a u e n g r ü n d e n , d a r a u f d a ß w i r Teil e i n e s 

a m e n K a m p f e s w e r d e n . 

Der- E r f o l g von Frauenkä'mpfen d o r t ist a u c h e i n e E r m u t i g u n g für 

a l t e F r a u e n h i e r , die sich g e g e n D e m ü t i g u n g , U n t e r d r ü c k u n g und 

A u s b e u t u n g w e h r e n . 

F l a m m e n d e G e s ü d k o r e a n i s c h e n A r b e i t e r i n n e n bei A D L E R ! 

W i e d e r a u f n a h m e d e r T a r i f v e r h a n d l u n g e n ! 

W i e d e r e i n s t e l l u n g der E n t l a s s e n e n . ' 

1 6 , S X m e h r L o h n ! 

S t o p p t den E i n s a t z der W e r k s s c h u t z g a n g s t e r ! 

A b l ö s u n g des L o h n g u t s c h e i n - S y s t e m s , das die 

A r b e i t e r i n n e n zu M a s c h i n e n degradiert.' 

Für e i n e s t a r k e i n t e r n a t i o n a l e f r a u e n N f i*C'. u n i j s b e w e g u n g . 

K.a mp f dem iinperia 1 isti sch-pa tria r c h a l e n Sy s*t e m ! 



Linksextremismus 

p===—^̂  

NIEDERLANDE 1 

| UHAFSCHAFT * ^ 

^ ^ BENTHEIM 

v. • 

NORDRHEIN -

j.»o»C 

WESTFALEN 

0 \ . ^ ^ SCHLESWIG-MOLSTEIN 

L ^ . CUXHAVEN^^ j r \ f c . t ^ f J 

OSTUHOi \ IWwmel ^ ^ l W LÜNEBURG ~> 

^ ^ ~ ( \ ß R E M E N | ( \ f sK^"^ \ 

J_X l l l l ta^ ^ * ^ " \ SOLTAU- 1 ^ UELZENS 

1 ™5M "••" P^oer"i 

! V* NORTHEIM \ 
1 r 1 OSTERODE ^ ^ - v \ 

/ " " " HESSEN ^ ^ T \ r V 

• fW_ 

\ — DEUTSCHE 

f DEMOKRATISCHE 

^ f ™ REPUBLIK 

ANSCHLAGE 1986 

l. I. bis 31. 12. 1986 

7 • Sprengstoff 
53 • Brand 
36 • Sachbeschädigung 

(über 5.000 DM) 

64 



s = = = = p = ^ -f: | V ¥^y^—^ 

— f ^ ^ 1 ' . 3 l ^ E f - | - ^ \ - , - | " ^ * ^ , ̂  CUXHAVEN 
E ^ _ ^ = ^ ^ ^ ^ M i ^ y / WITTMUND / J S ^ ». y ^ f 

^ ^ ^ L ~ f ^^LURICH \ \ \ " ) ^ * * \ 

%-=K JTT \ Y_j FRIESLAND/^,...,- ^"^L. 

^ T ^ IE(* / / AMMERLAND \ L T O S W H ^ M 

NIEDERLANDE 1 \ 1 OLDENBURG ^ C ^ T 

J CLOPPENBURG / ^ V ^ * ^ 

J Z S T r / i J 
\ \ ^ ^ ^ ^ « ^ V OSNABRÜCK ^ ^ 

N O R O B H E I N - WESTFALEN 

V ^ } STADE 

ROTENBURG Êk 

VERDEN 1 ^ 

"~"mf^ 

s":zL 

^ V HAMELN-

^ PVRMONT 

^ / H O U . 

MESSEN * 

SCHLESWIG-HOLSTEIN 

3So^ r 
\ f ^ ^ LÜNEBURG 

( • 2/\ 
A 50LIAU- UELZEN 

/ ^ FALUNGBOSTEL 1 

r* =.„.•( * 

&^^pC <£ 

v 5 ^ * r i / WOLFEN 

? HILDESHEIM 1 T P ' ^ ' V -

1 N D E f * ^ > - " ^ \ GOSLAX M 

NORIHflM I \ 
1 OSTERODE \ - ~ - \ X 

(J^o^T' 

\ LÜCHOW- t T * * 
/ _JANNENBERG f ^ 

\ _ DEUTSCHE 

f DEMOKRATISCHE 

• > , * • REPUBLIK 

STEDT i 

ANSCHLAGE 1987 

1. 1. bis 31. 12. 1987 

9 • Sprengstoff 
33 • Brand 
21 • Sachbeschädigung 

(über 5.000 DM) 

65 

file:///-~-/X


Entwicklung rechts­
extremistischer 
Bestrebungen 

Die gegen die freiheitliche demo­
kratische Grundordnung gerichteten 
Bestrebungen des organisierten 
Rechtsextremismus und seine ideolo­
gischen Strukturen lassen sich oft nur 
annähernd beschreiben. Der Grund 
hierfür liegt in dem Fehlen einer den 
gesamten Rechtsextremismus über­
greifenden einheitlichen und syste­
matischen Ideologie. Die ideologi­
schen Komponenten des Rechtsextre­
mismus rühren aus sehr verschiede­
nen theoretischen Denkansätzen und 
politischen Bewegungen her (z.B. 
dem Nationalismus, dem Militaris­
mus, dem Sozialdarwinismus sowie 
idealistischen Mythen von der 
„Volksgemeinschaft"). 

Die folgenden zwei Hauptmerkma­
le kennzeichnen (in Anlehnung an 
Untersuchungen von W. Heitmey­
er*)) die rechtsextremistischen Ideo­
logien und das rechtsextremistische 
Handeln in der Bundesrepublik: 

a) Grundgedanke von der Ungleich­
heit der Menschen: 

— Nationalismus als aggressive 
Übersteigerung der Bejahung 
des eigenen Volkes und Staates 

— Rassismus als Infragestellung 
bis hin zur Ablehnung der 
Menschenwürde „Anders- oder 

*) Wilhelm HEITMEYER: Rechtsextremisti­
sche Orientierungen bei Jugendlichen. 
Empirische Ergebnisse und Erklärungsmu­
ster einer Untersuchung zur politischen So­
zialisation. Juventa Verlag, Weinheim und 
München 1987 (Reihe Jugendforschung) 

Fremdartiger", ausgedrückt 
insbesondere in Antisemitis­
mus und Ausländerfeindlich­
keit 

— Differenzierung zwischen „le­
benswertem" und „lebensun­
wertem" Leben 

— Behauptung „natürlicher" 
Hierarchien rassisch verschie­
dener Gruppen 

— Propagierung eines „Rechts 
des Stärkeren" im Sinne des 
„Sozialdarwinismus " 

— Ausgrenzung von Minderhei­
ten und Andersdenkenden als 
Folge totalitärer gesellschaftli­
cher „Leitbilder". 

b) Anerkennung von Gewalt als gei­
stig-politische Orientierung: 

— Ablehnung rational geführter 
Kontroversen, irrationale Nei­
gung zu Verschwörungstheo­
rien 

— Auffassung des „alltäglichen" 
Lebens als „Kampf ums Da­
sein" mit der Schlußfolgerung, 
den Schwachen zurückzusto­
ßen 

— Ablehnung demokratischer 
Prinzipien für soziale und poli­
tische Auseinandersetzungen, 
Unfähigkeit zum Kompromiß 

— Autoritäres Denken, Pflege mi­
litaristisch-autoritärer Um­
gangsformen und Stile. 

Wenn beide Hauptmerkmale, die 
Ideologie von der Ungleichheit der 
Menschen und die Bejahung von Ge­
walt als Form politischen Denkens 
und Verhaltens, sich miteinander ver­
binden, liegen Anhaltspunkte für Be-
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strebungen gegen die freiheitliche de­
mokratische Grundordnung vor. Die 
Kombination der Merkmale aus den 
beiden Bereichen bietet begriffliche 
Ansätze für die Analyse und Stand­
ortbestimmung rechtsextremistischer 
Organisationen. Die Merkmale sind 
bei den verschiedenen rechtsextremi­
stischen Gruppen jeweils in unter­
schiedlicher Ausprägung festzustel­
len. Einzelne Merkmale dürfen nicht 
isoliert betrachtet und herangezogen 
werden; sie charakterisieren in ihrer 
Gesamtheit den gegenwärtigen orga­
nisierten Rechtsextremismus in sei­
nen typischen Erscheinungsformen 
und ermöglichen eine Abgrenzung 
zum politischen Konservatismus. 

Die nachstehende Darstellung des 
rechtsextremistischen Lagers unter­
scheidet dementsprechend zwischen 
vier Bereichen: 

— neonazistische Gruppen, die den 
Merkmalen am stärksten entspre­
chen; 

— „nationaldemokratischer" Rechts­
extremismus; 

— „national-freiheitlicher" Rechts­
extremismus; 

— sonstige rechtsextremistische Or­
ganisationen (d.h. die „politischen 
Kultur- und Weltanschauungsver­
einigungen", die selbständigen 
rechtsextremistischen Jugendor­
ganisationen sowie weitere eigen­
ständige Gruppierungen des 
Rechtsextremismus). 

Folgende Ereignisse und Entwick­
lungen im Jahre 1987 kennzeichneten 
den organisierten Rechtsextremis­
mus: 

— das erfolgreiche Abschneiden der 
neuen rechtsextremistischen Par­

tei „Deutsche Volksunion-Li­
ste D" in Bremen, 

— anhaltende Bereitschaft der Neo­
nazis zu Gewaltakten, 

— vorübergehend verstärkte rechts­
extremistische Aktivitäten nach 
dem Selbstmord des Hitler-Stell­
vertreters Rudolf HESS, 

— verschärfte Auseinandersetzungen 
zwischen Rechtsextremisten, ins­
besondere Neonazis, und ihren 
politischen Gegnern. 

In der Bundesrepublik Deutsch­
land gab es Ende 1987 69 rechtsextre­
mistische Organisationen mit rd. 
25.200 Mitgliedern. Erstmalig gab es 
damit im vergangenen Jahr seit 1984 
wieder eine steigende Tendenz bei 
den Mitgliederzahlen im Rechtsextre­
mismus (um 14 %) . 

Wie im Vorjahr konzentrierte sich 
1987 die Beobachtung neonazisti­
scher Sammlungsbestrebungen auf 
die „Freiheitliche Deutsche Arbeiter­
partei" (FAP) und die dahinter ste­
hende neonazistische „Bewegung". 
Wie im Vorjahr waren sowohl die 
„Bewegung" als auch die FAP in 
KÜHNEN-Anhänger und -Gegner 
gespalten. 

Die teilweise erbitterten Auseinan­
dersetzungen zwischen KÜHNEN-
Gegnern und KÜHNEN-Anhängern 
wirkten sich schwächend auf die „Be­
wegung"/FAP sowie andere Sam­
melbecken für Neonazis wie die 
„Hilfsorganisation für nationale po­
litische Gefangene und deren Ange­
hörige e.V." (HNG) aus. Die „Bewe­
gung"/ FAP, aber auch die kleinere 
„Nationalistische Front" (NF) mach­
ten durch gewalttätige Propagan­
daaktionen bundesweit Schlagzeilen. 
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Die latente Gewaltbereitschaft und 
Unberechenbarkeit unorganisierter 
Neonazis sowie organisatorisch nicht 
eingebundener militanter Rechtsex­
tremisten bedarf unverändert andau­
ernder Aufmerksamkeit. 

Mit Unterstützung der NPD gelang 
es der neuen rechtsextremistischen 
Partei „Deutsche Volksunion-Li­
ste D" , seit Ende der 60er Jahre erst­
mals wieder einen Abgeordneten ei­
ner rechtsextremistischen Partei in 
ein Landesparlament zu entsenden. 
Dieser Wahlerfolg der von dem 
Rechtsextremisten FREY geführten 
„Deutschen Volksunion-Liste D" 
wurde ermöglicht durch die Zusam­
menarbeit mit der NPD und deren 
personellen Einsatz. Der seit Jahren 
stagnierenden NPD brachten diese 
Erfolge sowie eine leichte Zunahme 
ihrer Mitgliederzahl beachtlichen 
Auftrieb. Ob die in der NPD derzeit 
nicht unumstrittene Zusammenarbeit 
mit FREY von Bestand ist, bleibt ab­
zuwarten. Die Bedeutung des „natio­
nal-freiheitlichen" Rechtsextremis­
mus des Dr. FREY mit seinen 
6 Aktionsgemeinschaften, 3 Wochen­
zeitungen und der „Deutschen Volks­
union-Liste D" sowie sein Einfluß 
auf das gesamte rechtsextremistische 
Lager haben jedenfalls erheblich zu­
genommen. Die Wirkung FREYs ist 
zudem nicht auf Parteien und Grup­
pierungen des rechtsextremistischen 
Lagers beschränkt, da er sich auf sein 
wirtschaftlich erfolgreiches Medien­
unternehmen stützen kann. 

Neonazi-
stischer 
Rechts­
extremismus 

Unter dem Begriff Neonazismus 
(neuer Nationalsozialismus) werden 
alle rechtsextremistischen Bestrebun­
gen und Aktivitäten erfaßt, die ein 
offenes Bekenntnis zur Ideologie des 
Nationalsozialismus ablegen und die 
auf die „Wiederherstellung" eines 
den nationalsozialistischen System­
vorstellungen vergleichbaren politi­
schen Regimes in Deutschland abzie­
len. Neonazis betrachten Juden und 
die überwiegende Mehrheit der in der 
Bundesrepublik lebenden Ausländer 
sowie die Alliierten, die „Besatzungs­
mächte", als ihre Hauptfeinde. Ihnen 
wird eine „rassische Überfremdung" 
des deutschen Volkes vorgeworfen. 

Bei den neonazistisch ausgerichte­
ten Gruppen und Organisationen 
handelt es sich teilweise um „Män­
nerbündnisse" mit schwach ent­
wickelter Organisationsstruktur, teil­
weise um „Kampf- und Gesinnungs­
kader", die ihre Anhängerschaft als 
kleine „Führer" befehligen und von 
denen der jeweilige Gruppenbestand 
abhängt. Wegen dieser stark führer­
bezogenen Organisationsstrukturen 
gibt es bundesweit eine Anzahl unab­
hängiger Neonazis, weil verschiedene 
Gruppen nach „Ausscheiden" ihres 
Anführers inaktiv wurden. 

Wie in den Vorjahren haben neo­
nazistische Gruppen auch 1987 ver-
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sucht, durch öffentlichkeitswirksame 
Aktionen Aufsehen zu erregen und 
damit größere Bedeutung vorzuspie­
geln, als sie angesichts geringer Zahl 
und allgemeiner Ablehnung besitzen. 
Neonazis stellen die Mehrzahl der mi­
litanten Rechtsextremisten. 

Auseinanderset­
zungen in der 
neonazistischen 
„Bewegung" 

Der Bundesminister des Innern 
hatte Ende 1983 die „Aktionsfront 
Nationaler Sozialisten/Nationale 
Aktivisten" (ANS/NA) verboten. 
Der Anführer der Organisation, Mi­
chael KÜHNEN, hatte daraufhin sei­
ne Anhängerschaft aufgerufen, die 
„Bewegung" als eine „Gesinnungsge­
meinschaft" fortzuführen. Die Be­
zeichnung „Bewegung" ist nach 
Sprachgebrauch und Eigenverständ-

Die Heue Front 
Publikation öce nationalen CDiöetftanöcB 

inam 

nis der ihr angehörenden Neonazis 
vor allem ein ideologischer Begriff. 
Er knüpft unmittelbar an die Termi­
nologie des Nationalsozialismus an. 
Heutige Neonazikreise umschreiben 
damit einen Kreis von Personen, die 
sich zum Nationalsozialismus beken­
nen und sich zur Praktizierung ihres 
NS-Bekenntnisses zusammenschlie­
ßen. Sie tun dies in bereits bestehen­
den Organisationen oder unter wech­
selnden Bezeichnungen nur für einen 
begrenzten Zeitraum bzw. zur 
Durchführung bestimmter Aktionen. 
Nach dem Verbot der ANS/NA wur­
de der Begriff „Bewegung" bewußt 
neu belebt, um einen ideologischen 
Rückhalt für neue organisatorische 
Aktivitäten zu schaffen. Nach dem 
behördlichen Einschreiten gegen Be­
mühungen, die verbotene ANS/NA 
in „Leserkreisen" fortzusetzen, sam­
melte sich ein Teil der ANS/NA-An-
hängerschaft in anderen neonazisti­
schen Organisationen und der bis da­
hin unbedeutenden „Freiheitlichen 
Deutschen Arbeiterpartei" (FAP). 
Insgesamt konnte die „Bewegung" 
ihren personellen und ideologischen 
Zusammenhalt als „Gemeinschaft" 
mit Führungs- und Organisations­
strukturen auch nach dem Verbot der 
ANS/NA bis zu ihrer Spaltung in die 
Flügel der „KÜHNEN-Freunde" und 
der „KÜHNEN-Gegner" bewahren. 
Die Anhänger sehen sich als die Trä­
ger der NS-Ideologie und gründen 
hierauf ihren Führungsanspruch in 
der neonazistischen Szene. 

1986 riefen Aktivisten innerhalb 
der „Bewegung" zum Kampf gegen 
die Homosexualität auf und forder­
ten den Ausschluß aller Homosexuel­
len. Homosexualität wurde als „De­
kadenz", „als Krankheit und als Ver­
rat am Volk" bezeichnet. 
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Die führenden Personen der „Be­
wegung", Michael KÜHNEN und 
Thomas BREHL, die Homosexuali­
tät zulassen, erklärten formell ihren 
Austritt. Dieser Schritt löste bei den 
Anhängern Überraschung und Ver-
ständnislosigkeit aus. Es setzte sich 
aber vorübergehend die Auffassung 
durch, daß diese Entscheidung ak­
zeptiert werden müsse. Die beiden 
Neonazis Jürgen MOSLER und Vol­
ker HEIDEL, Vertreter des Anti-Ho­
mosexuellen-Flügels, übernahmen 
nach eigener Darstellung die Führung 
der „Bewegung". 

In der neonazistischen Schrift „Die 
Neue Front" vom Januar 1987 wider­
rief KÜHNEN seinen Austritt aus 
der „Bewegung". Er forderte seine 
Anhänger auf, den politischen 
Kampf unter seiner Führung nach 
der alten Konzeption — in „Geist 
und Tradition der SA" - fortzuset­
zen. Gegenüber den „Putschisten" 
um Jürgen MOSLER und Volker 
HEIDEL sollten sie sich verhalten 
„wie gegenüber jeder anderen sol­
chen Truppe: Solange wir nicht ange­
griffen werden, interessieren sie uns 
nicht". Alle Gesinnungsgenossen, die 
sich nicht ausdrücklich zu MOSLER 
und HEIDEL bekennen , seien wei­
terhin Kameraden nach dem Motto: 
„Wer nicht gegen uns ist, ist für 
uns"; auf „Hetze und persönliche 
Verleumdungen" solle nicht reagiert 
werden. 

Die Situation der neonazistischen 
„Bewegung" und der von ihr gesteu­
erten FAP war 1987 durch heftige 
Auseinandersetzungen um die Frage 
der Homosexualität gekennzeichnet. 
Der Streit ging zunehmend um Mi­
chael KÜHNEN, der sich während 
des gesamten Jahres in Haft befand. 

Die Konfrontation zwischen KÜH-
NEN-Treuen (Christian WORCH, 
Thomas BREHL) und KÜHNEN-
Gegnern (Jürgen MOSLER, Volker 
HEIDEL) spaltete die „Bewegung". 
Die Spaltung wirkte sich auch auf die 
FAP aus. Beide Richtungen standen 
sich unversöhnlich gegenüber und 
versuchten, die Zahl ihrer Stützpunk­
te und Sympathisanten zu vergrö­
ßern. Von den zwei Lagern in der 
„Bewegung" werden zwei Ausga­
ben der „Neuen Front" herausgege­
ben. In Niedersachsen dominiert 
der KÜHNEN-feindliche MOSLER/ 
HEIDEL-Flügel. 

Mitte des Jahres übernahm Chri­
stian WORCH aus Hamburg die 
Führung der neonazistischen „Bewe­
gung" (KÜHNEN-Flügel), Thomas 
BREHL aus Fulda wurde geschäfts­
führender Stellvertreter des General­
sekretärs des KAH („Komitee zur 
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Vorbereitung der Feierlichkeiten zum 
100. Geburtstag Adolf Hitlers"). 
Michael KÜHNEN erhielt die Funk­
tion des Generalsekretärs des KAH. 

In seinem „22. Brief aus der Haft" 
propagierte KÜHNEN erneut die 
Revolution des Nationalsozialismus 
und den Kampf gegen die Reaktion. 
Er räumte Konflikte und Meinungs­
unterschiede innerhalb der neonazi­
stischen „Bewegung" ein. Unter­
schiedliche Auffassungen müßten je­
doch dem gemeinsamen politischen 
Kampf unter der Parole „Der Gehor­
sam ist die große Tugend unserer 
Revolution" untergeordnet werden. 

„Freiheitliche 
Deutsche 
Arbeiterpartei" (FAP) 
Entwicklung 

Anfang 1984 begannen Anhänger 
der neonazistischen „Bewegung" da­
mit, der 1979 von Martin PAPE ge­
gründeten, bis dahin unbedeutenden 
und ursprünglich nicht eindeutig 
rechtsextremistischen FAP beizutre­
ten und diese zu nutzen, um mit ihr 
„politisch legal zu arbeiten". Die 
Neonazis betrachten die FAP als den 
„legalen Arm" der „Bewegung". 
Bundesweit hat die Partei etwa 
500 „Mitglieder", davon etwa 60 in 
Niedersachsen. 

Die Aktivitäten der Partei wurden 
von den Spannungen zwischen den 
Flügeln der neonazistischen „Bewe­
gung" um KÜHNEN und MOSLER 
beeinträchtigt. Der niedersächsische 
Landesverband der FAP rechnet sich 
zur MOSLER-Gruppe. Der Neonazi-
Aktivist Volker HEIDEL aus Han­

nover ist als zweitwichtigster Anfüh­
rer der MOSLER-Gruppe anzusehen. 
1987 war die FAP im Raum Hanno­
ver, Uelzen, Göttingen und Harburg-
Land (Seevetal) besonders aktiv. 

Häufige Anlaufstelle für FAP-Mit-
glieder und -Sympathisanten in Süd-
Niedersachsen war das Wohnhaus ei­
nes FAP-Funktionärs im Raum Göt­
tingen. 

Am 21. Februar veranstaltete die 
FAP Niedersachsen in einer Gaststät­
te in Garstedt (Landkreis Harburg) 
mit ca. 150 Teilnehmern ein sog. 
Gautreffen. Zunächst wurde ein Lan­
desparteitag abgehalten, auf dem 
Volker HEIDEL erneut zum Vorsit­
zenden gewählt wurde. Als Redner 
traten die führenden Neonazis Fried­
helm BUSSE und Jürgen MOSLER 
auf. Die Veranstaltung wurde mit ei­
ner Fahnenweihe und einer Toteneh­
rung am Grabe eines SA-Mannes auf 
einem nahegelegenen Friedhof been­
det. 

Zuvor hatte der FAP-Bundesvor-
sitzende, Martin PAPE, HEIDEL 
aus der FAP ausgeschlossen. HEI­
DEL legte dagegen Einspruch wegen 
Nichteinhaltung der FAP-Bundessat-
zung ein und beantragte eine Ent­
scheidung des Schiedsgerichts. PAPE 
vertritt die Auffassung, daß nach 
dem Austritt des stellvertretenden 
Landesvorsitzenden Oskar HINZ­
MANN aus Hameln und nach dem 
Ausschluß HEIDELs der F AP-Lan­
desverband Niedersachsen ohne Vor­
stand sei. Dem Bundeswahlleiter 
kündigte er im Juli an, er werde einen 
kommissarischen Landesvorstand er­
nennen und zur Neuwahl des Vor­
standes einen Landesparteitag abhal­
ten lassen. Daß HEIDEL faktisch 

72 



-bereint find 

twir jtarf! 

Wer wählt, wählt FAP 

Feeihettche Deutfche Aebeiterpartei 
LANDESVERBAND NIEDERSACHSEN, POSTFACH 51 03 72, 3000 HANNOVER 5 RS, 



3 J A H R E F A P I N 

N I E D E R S A C H S E N 

9.11.1987/98 

nach wie vor den niedersächsischen 
Landesverband anführt, zeigt die 
Ohnmacht des Bundesvorsitzenden 
PAPE gegenüber den die FAP steu­
ernden neonazistischen Funktionä­
ren. 

Aktivitäten 

An einem als „Kameradschafts­
abend" bezeichneten überregionalen 
Treffen der FAP am 31. Januar in 
Berlin nahmen 104 Personen, davon 
48 aus dem Bundesgebiet, teil. Dar­
unter befanden sich auch führende 
Funktionäre der „Bewegung'VFAP, 
wie z.B. Volker HEIDEL aus Han­
nover. Kurz nach Beginn löste die 
Polizei die Versammlung auf. Die 
Teilnehmer wurden vorläufig festge­
nommen. Im Anschluß an die Fest­
nahmen durchsuchte die Polizei in 
Berlin 58 und im übrigen Bundesge­

biet 48 Wohnungen. Dabei wurden 
umfangreiches neonazistisches 
Schriftgut und Organisationsunterla­
gen sichergestellt. 

Zwei FAP-Funktionäre aus Osna­
brück beschmierten in der Zeit von 
April bis Juni verschiedene Objekte 
in Osnabrück mit antisemitischen Pa­
rolen. Am 10. April sprühten sie an 
eine Synagoge „Juda verrecke", 
„ANS/NA" sowie ein Hakenkreuz 
und klebten zahlreiche FAP-Zettel. 

Am 11. Juli kam es in Großensee 
(Schleswig-Holstein) zu einem „Gau­
treffen Nord". Im Anschluß begaben 
sich die Teilnehmer nach Hamburg, 
um gegen die Bewohner der Hafen­
straße zu demonstrieren. Aus dem 
Demonstrationszug wurden Parolen 
wie „Nieder mit der Judenrepublik", 
„Ausländer raus" und „Weg mit der 
Hafenstraße" gerufen. 35 FAP-Akti-
visten, darunter 12 Personen aus Nie­
dersachsen, wurden vorläufig festge­
nommen. 

An einem weiteren Gautreffen am 
24. Oktober in Sandkrug (Landkreis 
Oldenburg) beteiligten sich ca. 60 
FAP-Anhänger. Danach fuhren sie 
im Konvoi nach Oldenburg, wo sie in 
der Innenstadt einen Propaganda­
marsch durchführten. Dabei wurden 
Parolen wie „Deutschland erwache", 
„Juda verrecke", „Ausländer raus" 
und „Rache für Heß" gerufen. Ein 
Ermittlungsverfahren wegen Volks­
verhetzung und Verstoß gegen das 
Versammlungsgesetz wurde eingelei­
tet. 

Bei der Bundestagswahl am 
25. Januar erhielt die FAP 405 Zweit­
stimmen und 349 Erststimmen. Bei 
der Bremer Bürgerschaftswahl am 
13. September kam sie auf 256 Stim-
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Kampfblatt der Freiheitlichen Deutschen Arbeiterpartei 

- national - radikal - sozialistisch - revolutionär -

+++++++ Ausgabe 5 / Mai 1986 / 2 . Jahrgang / F i n z e l s t ü c k DM 1 , - - ++++++++ 

Ami go home - Besatzer raus ! 
Von Adenauer wurde behauptet, er wäre der "Kanzler der Alliierten" gewesen. Anläßlich 
des Attentats auf die "La-BeIle~Bar" in der Reichshauptstadt Berlin wurde offenbar,daß 
sich seine Nachfolger noch immer nicht vom Besatzungsstatut gelöst haben und auch wohl 
nicht lösen wollen. Es dürfen nur die Erkenntnisse der US-Geheimdienste geglaubt 
werden. Hat die US-Regierung eigentlich in Nicaragua keine Arbeit? 

Vor 10 Jahren machte der Schah von Persien 
mit uns Geschäfte in Höhe von 4,5 Mrd. DM 
jähr1 ich - zum gegenseitigen Vortei1 -
ohne daß auch nur ein einziger Dollar 
bewegt worden wäre. 
Ware (Öl) gegen Ware (Industrieprodukte 
aller Art). Hier konnte Wallstreet natür­
lich nicht partizipieren. Der Schah mußte 
deshalb verschwinden und es dauerte auch 
nicht lange, da war dieser Nationalist (im 
Gewände der Monarchie) von der politischen 
Bildfläche verschwunden. 
Mit Libyen ist es heute das Gleiche. Ware 
(Öl) gegen Ware (Industrieprodukte) geht 
nicht mehr. Gaddafi erreichte allerdings 
nur die 2,5 Mrd. DM-Schwelle und wird 
seitdem als "Staatsterrorist" verleumdet. 
Geschäfte solcher Art billigt "unsere" 
Schutzmacht USA - als Handlanger Wall­
streets - nicht mehr. Wir im besetzten 
Kestdeutschland sollen nun (wie im Fall 
Persien) auch auf die Geschäfte mit Libyen 
verzichten. Wie lange kann Gaddafi sich 
dann noch halten? Wie lange können die 
Schwächlinge in Bonn dem Druck der USA 
noch wiederstehen? 

Es ist blanker Opportunismus und Egoismus 
der Bonner Politiker, wenn sie uns glauben 
lassen, Libyer steckten hinter dem Atten­
tat in Berlin. Dieser Anschlag auf 
US-Neger und andere Ausländer in der 

US-Besatzungszone soll uns vielmehr 
zeigen, wer hier das Sagen hat - nämlich 
die USA, auf deren Kurs wir einzuschwenken 
haben. 
Wir glauben aber, daß das Attentat und die 
Kriegsverbrechen der . USA - mitten im 
Frieden - im Libyschen Meer (Gr. Syrte), 
einem Seegebiet, das von drei Seiten von 
Libyen umfaßt ist, und somit libysches 
Hoheitsgebiet ist, (neben den obigen 
monetären Gründen) als Entlastungsangriff 
für Israel zu werten ist. 
Wir Deutschen sollten in diesem Zusammen­
hang auch nicht vergessen, daß die uner­
sättlichen USA im 2.Weltkrieg für sich 
eine 200-SM-Grenze - mitten durch den 
Atlantik - forderten und für sich in 
Anspruch genommen haben. 
Wir im Generalgouvernement SPD der Schutz­
macht USA sollten uns weigern,Komiizen 
derartiger Machenschaften zu werden. 
Unsere Politiker sollten wissen, daß sie 
nur deutsche Interessen zu vertreten haben 
(und nicht die Wallstreets). Alles andere 
ist Verrat an Deutschland und den letzten 
noch freien Völkern dieser Erde. 
Wir von der nationalrevolutionären Front, 
wir Nationalisten der neuen Generation 
fordern deshalb: 

B e s a t z e r r a u s ! 
A m i g o h o m e ! 

Raus aus der NATO, raus aus dem Warschauer Pakt-

damit Europa eine Zukunft hat ! 



men (= 0,07%). Die Teilnahme an 
den Landtagswahlen in Hessen und 
Schleswig-Holstein scheiterte man­
gels ausreichender Unterstützungsun­
terschriften. Ungeachtet dieser Miß­
erfolge werteten maßgebliche Funk­
tionäre die Teilnahme an Wahlen po­
sitiv wegen der damit verbundenen 
Publizität. 

„Nationalistische 
Front" (NF) 

Die NF entstand im 
November 1985 in Steinhagen bei 
Bielefeld aus einem Zusammenschluß 
neonazistischer Gruppen. Sie ver­
steht sich als eine politische Partei 
und begreift sich als „Teil der welt­
weiten Bewegung der Befreiungsna­
tionalisten zur Zerschlagung des in­
ternationalen Imperialismus". Der 
„Sozialrevolutionäre Nationalsozia­
lismus" der Brüder Strasser ist ihr 
Vorbild. 

Die NF kämpft politisch für eine 
„vereinte souveräne deutsche Nation 
auf der Grundlage des modernen Na­
tionalismus" frei von „ausländischer 
Bevormundung" durch den „US-
und Sowjetimperialismus". Sie agi­
tiert insbesondere gegen eine „Über­
fremdung durch Gastarbeiter und 
Scheinasylanten". 

Nach heftigen Auseinandersetzun­
gen um Führungs- und Grundsatzfra­
gen wurden 1986 Auflösungserschei­
nungen im süddeutschen Bereich er­
kennbar. Seitdem stützt sich die „Na­
tionalistische Front" vor allem auf 
Gruppen in Norddeutschland und 
Berlin. In Niedersachsen wurden bis­
lang wesentliche Aktivitäten nicht 
festgestellt. 

Die Propagandamaterialien der 
NF werden in Niedersachsen auch in 
anderen rechtsextremistischen Grup­
pen verwendet. In der Skinheadszene 
erfreuen sie sich großer „Beliebt­
heit". 

„Hilfsorganisation für 
nationale politische 
Gefangene und deren 
Angehörige e.V." 
(HNG) 

Die HNG ist nach wie vor eine der 
mitgliederstärksten neonazistischen 
Organisationen in der Bundesrepu­
blik Deutschland. Schriftleiter des 
Organs „Nachrichten der HNG" ist 
der führende niedersächsische Neo­
nazi-Aktivist Volker HEIDEL. Die 
HNG unterstützt vornehmlich inhaf­
tierte Gesinnungsgenossen durch fi­
nanzielle Zuwendungen und andere 
Betreuungsmaßnahmen. 

Bei der Mitgliederversammlung 
der HNG am 24. Oktober im Land­
kreis Göttingen, an der ca. 60 Per­
sonen teilnahmen, wurde in erster Li­
nie des „nationalsozialistischen Mär­
tyrers" Rudolf HESS gedacht. 

Die Spaltung der „Bewegung" in 
den KÜHNEN- und MOSLER-Flü-
gel bedroht auch den Zusammenhalt 
der HNG. 
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\i:\i\\\i\l 
für alle verfolgten 
Nationalisten 

MX!. 

Ü 
Postfadii40412, 48M«eief8W14 

Die HNG informiert 
Was heißt HNG? 
„Hilfsorganisation für nationale politische Gefangene und deren Angehörige e.V." 
Pottttache Gefangene In dar BRD? Gibt es die überhaupt? 

Jal 
Im Grundgesetz gibt es zwar die §§, in denen das Recht auf freie Meinungsbil­
dung und -euBerung verankert ist, nach denen niemand wagen setner poOttachen, 
tallgiaean und wertenschaullchen Ansteht bsnachtsHIgt oder bevorzugt oder ver­
folgt werden darf. Es heißt dort. Forschung und Lehre seien frei, eine Zensur fände 
nicht statt 

Es gibt aber auch sin Strafgesetzbuch, das u.a. die SS 86, 8Sa, 00a und 90b. 
130 und 131 enthalt. Nach diesen SS wird b e s i n n , war Propaganda für ame ver 
botene Organisation macht oder deren Kennzeichen verwendet, wer den Staat 
«•rechtlich macht, Volksverhetzung und Aufstachahing zum RaaaennaB betreibt 
Das Ist poRtJechss Strafracht. 

Wir fordern: 
Freiheit für alle verfolgten Nationalisten 

HNG e.V.. 4800 »eletetd 14, Postfacti 140412 Postscheckkonto Nr. 142806-607 Postscheckamt Frankhirt 
V.i.S.a\P.: V. Heidel Postfach 510372 3000 Hannover 51 

Unterstützen auch Sie den politischen und 
weltanschaulichen Kampf der FAP mit einer 
Spende oder Abonnement (Abo 10,- / Förder-
Abo 25,- DM) 
Fordern Sie Info-Material an! 
FAP-NACHRICHTEN 4400 Münster,Postfach 2702 

Örtliche Kontaktanschrift: 

FAP Nkcisrsadisen 
Posi a* 5ioJ72 

3000 Hannover 51 

„Bürger- und 
Bauerninitiative e.V." 
(BBI) 

Die BBI wirkte vor allem durch ih­
ren Vorsitzenden Thies CHRISTO­
PHERSEN, der in seinen Schriften 
rechtsextremistische Vorstellungen 
verbreitet. Sein zentrales Thema ist 
seit vielen Jahren die sogenannte 
„Kriegsschuldlüge". 

Er gibt die Pamphlete „Die Bau­
ernschaft" und „Kritik" heraus, die 
im dänischen „Nordland Forlag" er­
scheinen. Daneben verbreitet er be­
reits verbotene Bücher über den 
Schweizer Verlag „Courrier du Con­
tinent". 

Seit 1986 hält sich CHRISTO­
PHERSEN in Dänemark auf, um 
den deutschen Strafverfolgungsbe­
hörden zu entgehen. 

B ü i c Bautmfchaft 
f ^ ^ ^ ^ F UR RECHT U N D G E R E C H T I G K E I T 

Heimfahrt vom Isenstein 

Nach Günthers Sieg 
über BrunhilOe fah­
ren die Nibelungen 
heim nach Worms. 

Prof Wilhelm Psterswf 
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„National-
demokrati­
scher" 
Rechtsex­
tremismus 
„National­
demokratische Partei 
Deutschlands" (NPD) 

Allgemeine 
Entwicklung 

Nach den Wahlniederlagen des 
Jahres 1986 sah sich die NPD 1987 
durch die Ergebnisse der Bundestags­
wahl, der Landtagswahl in Rhein­
land-Pfalz und der Bürgerschafts­
wahl in Bremen in einem deutlichen 
Aufwärtstrend, der durch die wirk­
sam werdende Zusammenarbeit mit 
der „Deutschen Volksunion/Li­
ste D " (DVU/Liste D) des Münche­
ner Verlegers FREY und dessen fi­
nanzielle und propagandistische Un­
terstützung verstärkt wurde. Die Zu­
sammenarbeit erstreckte sich verein­
barungsgemäß zunächst auf das ge­
meinsame Auftreten als „DVU- Li­
ste D" bei der Bremer Bürgerschafts­
wahl. Das Ergebnis der Bremer 
Wahl, bei der zum ersten Mal seit 
1967 wieder ein Rechtsextremist in 
ein deutsches Parlament einzog, wur­
de von der NPD als großer Sieg gefei­
ert. 

Der Aufwärtstrend der NPD hat 
sich auch in einer Steigerung der Mit­
gliederzahl niedergeschlagen. So hat 
die NPD 1987 einen Mitgliederstand 
von ca. 6.200 erreicht (gegenüber et­
wa 6.100 im Vorjahr), davon etwa 
750 in Niedersachsen. 

Neues Parteiprogramm 
der NPD 

Am 13. November beschloß die 
NPD auf ihrem 21. Bundesparteitag 
in Uehlfeld/Landkreis Neustadt 
(Aisch) ihr neues Parteiprogramm, 
welches das Düsseldorfer Programm 
von 1973 ablöst. Um den politischen 
„Realitäten" Rechnung zu tragen 
und die Partei aus der „braunen 
Ecke" herauszulösen, hatte die NPD 
bereits 1982 mit ihrem „Germershei-
mer Manifest" die innerparteiliche 
Diskussion um ein neues politisches 
Programm eingeleitet. Das Manifest, 
das insbesondere in der Deutschland-
und Außenpolitik stark vom „Düs­
seldorfer Programm" abwich, führte 
in der Folgezeit zu massiven Kontro­
versen. Auf dem Bundesparteitag 
1985 war ein neuer Programment­
wurf vorgestellt und diskutiert wor­
den. Der Parteitag 1986 hatte die wei­
tere Beratung gegen den Willen des 
Vorstandes von der Tagesordnung 
abgesetzt, weil die Kontroversen über 
den neuen Kurs der Partei noch nicht 
ausgestanden waren und der Bundes­
tagswahlkampf nicht mit einer Pro­
grammdiskussion belastet werden 
sollte. 

Zum Parteitag 1987 waren zahlrei­
che Änderungsvorschläge und alter­
native Programmentwürfe vorgelegt 
worden. Nach eingehenden Beratun­
gen wurde das vom Vorstand einge­
brachte neue Programm mit kleine-
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ren redaktionellen Änderungen in ge­
heimer Abstimmung angenommen 
(54 Nein-Stimmen bei 214 Delegier­
ten). Es steht unter dem Leitsatz 
„Nationaldemokratische Gedanken 
für eine lebenswerte Zukunft". Auch 
im neuen Parteiprogramm sind ein­
deutig verfassungsfeindliche Zielset­
zungen nur schwer auszumachen. Die 
extremistischen Ziele der NPD und 
ihrer Mitglieder werden weiterhin vor 
allem durch Äußerungen von Funk­
tionären und Publikationen der Par­
tei dokumentiert. 

Der Verwaltungsgerichtshof Ba­
den-Württemberg bestätigte mit Ur­
teil vom 27. Januar die Entlassung 
des früheren Polizeimeisters und 
stellvertretenden NPD-Parteivorsit­
zenden Jürgen SCHÜTZINGER aus 
dem Polizeidienst. In der Begrün­
dung stützt sich das Gericht auf die 
Rechtsprechung des Bundesverwal­
tungsgerichts zur verfassungsfeindli­
chen Zielsetzung der NPD. Dieses 
hatte festgestellt, daß die Partei die 
demokratischen Parteien diffamiere 
und oberste Verfassungswerte, insbe­
sondere die parlamentarische Demo­
kratie, das Mehrparteiensystem und 
die Volkssouveränität mißachte. 

NPD-Bundesparteitag 
Am 14./15. November fand im 

mittelfränkischen Höchstadt a.d. 
Aisch der 21. ordentliche Bundespar­
teitag der NPD statt. An der Ver­
anstaltung nahmen zeitweise etwa 
900 Personen, darunter ca. 300 Dele­
gierte, teil. 

Der Parteivorsitzende Martin 
MUSSGNUG und seine Stellvertreter 
Jürgen SCHÜTZINGER, Walter 

BACHMANN und Walter SEET-
ZEN wurden in ihrem Ämtern bestä­
tigt. Außerdem wurden von 28 Beisit­
zern 19 wiedergewählt. 

Als Ausdruck der Zusammenarbeit 
zwischen DVU und NPD ist die Gast­
rede des DVU-Vorsitzenden FREY 
während des Parteitages zu bewerten. 

Teilnahme der NPD 
an Wahlen 

Bundestagswahl 

Die NPD kandidierte zur Bundes­
tagswahl am 25. Januar mit 
10 Landeslisten (ausgenommen Ber-
lin(West)) und Direktkandidaten in 
172 von 248 Wahlkreisen. Sie erreich­
te bei den Zweitstimmen im Bund 
0 ,6% (1983: 0,2%) und in Nieder­
sachsen 0,5 % (1983: 0,2 % ) . Heraus­
ragende Einzelergebnisse konnte die 
NPD in Soltau/Fallingbostel, Cel­
le/Uelzen und Helmstedt/Wolfsburg 
mit jeweils 0,8 % Stimmenanteil er­
zielen. 

Landtagswahl in Rheinland-
Pfalz 

Bei der Landtagswahl in Rhein­
land-Pfalz am 17. Mai konnte die 
NPD mit 0,8 % der Stimmen zwar ih­
re Stimmenzahl gegenüber der Bun­
destagswahl geringfügig verbessern, 
es gelang ihr aber nicht, die 
1 %-Hürde, Voraussetzung der 
Wahlkampfkostenerstattung, zu 
überwinden. 

Bürgerschaftswahl in Bremen 

Bei der Wahl der Bremer Bürger­
schaft am 13. September kandidierte 
die NPD nicht, sondern unterstützte 
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die rechtsextremistische „Deutsche 
Volksunion-Liste D " des rechtsextre­
mistischen Verlegers FREY. Nach ei­
nem finanziell aufwendigen Wahl­
kampf gelang es der „DVU- Li­
ste D" , 3,4 % der Stimmen zu erhal­
ten, davon 2,99 % in Bremen und 
5,4 % in Bremerhaven. Damit errang 
sie ein Mandat in der Bürgerschaft 
und zwei Mandate in der Bremerha­
vener Stadtverordnetenversamm­
lung. 

NPD-Landesparteitag 
Während andere NPD-Landesver­

bände ihre Parteitage 1987 unter dem 
Druck öffentlicher Proteste nicht wie 
vorgesehen durchführen konnten 
(Baden-Württemberg und Nord­
rhein-Westfalen), fand der nieder­
sächsische Parteitag wie geplant am 
5. April in Emmerstedt/LK Helm­
stedt statt. Die strikte Geheimhaltung 
des Veranstaltungsortes und der Ver­
zicht auf öffentliche Auftritte (Info-
Stände, Verteileraktionen) brachten 
der NPD in Niedersachsen erstmals 
seit Jahren einen störungsfreien Ver­
lauf ihrer Delegiertenkonferenz. 

Der Parteitag, an dem ca. 150 Per­
sonen teilnahmen, bestätigte den 
bisherigen Landesvorsitzenden Dr. 
SCHIMMEROHN aus Hannover. 
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Den 
Marxismus 

in den Schuten 
STOPPEN! 

I Junge NationaMemokratt 
Postfach 1431, 2180 Stada 

„Junge National­
demokraten" (JN) 

Die Jugendorganisation der NPD 
steht zwar ideologisch hinter ihrer 
Mutterpartei, äußerte aber z.T. mas­
sive Kritik an der Zusammenarbeit 
mit der „Deutschen Volksunion". 
Insbesondere deren Vorsitzender 
FREY stand im Zentrum der Kritik. 
Bei einer weiteren Zusammenarbeit 
mit ihm bestehe die Gefahr, daß die 
NPD ihre Identität verliere. 

Die Mitgliederzahl dürfte sich ent­
sprechend dem Aufwärtstrend der 
NPD auch bei der JN bundesweit auf 
rd. 750 erhöht haben, davon rd. 100 
in Niedersachsen. Bundesweit ist das 
ein Zuwachs von 25 °/o. 

Die JN agitierten wie die NPD ver­
stärkt gegen Ausländer und Asylan­
ten. So warf der JN-Landesverband 
Niedersachsen der Bundesregierung 
vor, sie habe für alle Menschen dieser 
Welt ein Herz, nur für das eigene 

Volk habe sie nichts übrig. 

Am 12. und 13. September fand in 
Dillingen (Kreis Saarlouis) der Bun­
deskongreß der „Jungen Nationalde­
mokraten" unter dem Motto 
„Deutsch ist Trumpf" statt. Vor der 
Eröffnung zogen etwa 90 Mitglieder 
mit Fahnen und Transparenten durch 
die Saarbrücker Innenstadt. Einige 
Transparente trugen die Aufschrift: 
„Rudolf Heß — Er litt für uns!". Bei 
der Neuwahl des Vorstandes wurde 
Karl-Heinz SENDBÜHLER aus 
München zum Bundesvorsitzenden 
gewählt. Er löste Hermann LEH­
MANN aus Schöppenstedt (Nieder­
sachsen) ab, der nicht mehr kandi­
dierte. 

SENDBÜHLER war bisher stell­
vertretender Bundesvorsitzender und 
Pressereferent der „Jungen National­
demokraten"; er fungiert zugleich als 
Bundesvorsitzender des „Nationalde­
mokratischen Hochschulbundes" 
(NHB). 
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„National-
Freiheit­
licher" 
Rechtsex­
tremismus 
„Deutsche 
Volksunion" (DVU) 

Die rechtsextremistischen Vereini­
gungen, die sich selbst als „national­
freiheitliche" Organisationen be­
zeichnen, stehen unverändert unter 
dem maßgeblichen Einfluß des Mün­
chener Verlegers Dr. Gerhard FREY. 

Die DVU und ihre sechs Aktions­
gemeinschaften 

— „Aktion deutsche Einheit — 
AKON e.V." 

— „Aktion deutsches Radio und 
Fernsehen" (ARF) 

— „Ehrenbund Rudel" (ER) 
— „Initiative für Ausländerbegren­

zung" (I.f.A.) 
— „Volksbewegung für Generalam­

nestie" (VOGA) 
— „Deutscher Schutzbund für Volk 

und Kultur" 

bilden — einschließlich der „DVU-
Liste D" — mit bundesweit über 
15.100, in Niedersachsen mindestens 
1.450 Mitgliedern weiterhin den 
größten Bereich des organisierten 
Rechtsextremismus. Nach eigenen 
Angaben verfügt die DVU bundes­
weit über rd. 16.000 Mitglieder. 

Die DVU hat auch 1987 einen 
Schwerpunkt ihrer Aktivitäten in der 
traditionellen Großkundgebung am 
15. August in Passau gesehen. An 
dieser Veranstaltung nahmen ca. 
2.000 Personen, darunter etwa 400 
Österreicher und Südtiroler, teil. Die 
mit der Kundgebung verbundene 
Mitgliederversammlung der DVU be­
stätigte FREY als Vorsitzenden. Im 
Rahmen der Zusammenarbeit zwi­
schen FREY und der NPD nahmen 
an der Kundgebung NPD-Funktionä­
re teil. Der NPD-Parteivorsitzende 
MUSSGNUG lobte als Gastredner 
den „erfolgreichen" gemeinsamen 
Wahlkampf in Bremen. 

FREYs „Druckschriften- und Zei­
tungsverlag" (DSZ-Verlag) be­
herrscht weitgehend den rechtsextre­
mistischen Zeitungsmarkt. Die 
„Deutsche Nationalzeitung" (DNZ), 
der „Deutsche Anzeiger" (DA) und 
die „Deutsche Wochenzeitung" 
(DWZ) haben eine Gesamtauflage 
von wöchentlich über 120.000 Exem­
plaren - nach FREYs Angaben ca. 
160.000. Sie leisten weiterhin dem 

Antisemitismus Vorschub. 

„Deutsche Volks­
union-Liste D" 
(DVU-Liste D) 

Die „DVU-Liste D " wurde am 
5. März von Funktionären der DVU 
und der NPD gegründet. Vorsitzen­
der ist DVU-Chef FREY. Bei der 
„DVU- Liste D" sollen sich nach 
FREY bereits mehr als 6.000 Mitglie­
der angemeldet haben. 

Die „DVU-Liste D" versteht sich 
als „gemeinsamer Wahlverband" der 
„deutschen Rechten". Ihr Parteipro-
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Größte politische Sensation 
Sehr verehrter Förderer der deutschen Sache, 

unmittelbar nach ihrer Gründung ist unserer Partei (ür die Interessen des 
deutschen Volkes DEUTSCHE VOLKSUNION - Liste Oder Durchbruch in 
die Parlamente «on Bremen und Bremerhaven geglückt. Massenmedien 
und alte Parteien werten das als größte politische Sensation auf der 
deutschen Rechten seit zwei Jahrzehnten. 
Wenn Sie, verehrter Freund der deutschen Sache, wünschen, daß unser 
Wahltriumph von 8remen Dald auf breiter Ebene fortgesetzt und ausge­
baut wird, sollten Sie jetzt zu den finanzteilen Voraussetzungen durch die 
höchstmögliche in Ihren Kräften stehende Spende beitragen Bitte helfen 
Sie uns rasch durch Überweisung auf eines der unten angegebenen 
Konten. Bei Spenden für die Partei DEUTSCHE VOLKSUNION - Liste D 
gelten die untenstehenden Steuervorteile. 
Nehmen Sie bitte meinen aufrichtigen Dank für Ihre bisherige und künftige 
Unterstützung entgegen. 
Mit besten Wünschen für Sie und 
herzlichen Grüßen 

"X- £rt"^r-~-\ 

teten Dis zu DM 2400.- |ä!irfcfi zur Hälfte direkt von dar Steuerschuld ataugslähig. Gm 
dire-kte Steuerermäßigung beträgt damit bis zu DM 600.- bzw. DM 1200,-. 

Darüber hinaus sind Spenden bis zu OM lOOOOO,- pro Steuerpflichtigem Ihm. DM 
200000.- bei 2usammeVeranlagung) als Sonderausgaben zusätzlich abzugstahig. 

Für dia Geltendmachung des Mitgliedsbeitrages genügt die Vorlage eines Zahkjngsbe-

kämpften Konkurrenten SCHON­
HUBER einen Wahlerfolg in Bremen 
streitig machen wollte. 

FREY betrieb für seine neue Partei 
einen finanziell aufwendigen Wahl­
kampf. Um Gegnern geringe An­
griffsflächen zu bieten, hatte die 
„DVU-Liste D" bislang unbekannte 
Personen auf die vorderen Plätze der 
Wahlliste gesetzt. Die Partei verzich­
tete deshalb auch auf öffentliche 
Wahlversammlungen und vermied 
Kontakte ihrer Kandidaten mit den 
Wählern. 

Die „DVU-Liste D" erzielte mit er­
heblicher Unterstützung der NPD in 
Bremen 3,4 % und in Bremerhaven 
5,4 % der Stimmen und errang einen 
Sitz in der Bürgerschaft. 

gramm ist aus taktischen Erwägun­
gen konturenarm formuliert. Eindeu­
tig rechtsextremistische Zielsetzun­
gen sind daraus nicht abzuleiten, 
wenngleich bestimmte Formulierun­
gen und politische Themen auf eine 
rechtsextremistische Ausrichtung der 
Partei deuten. Der Zusammenhang 
mit den hinter der „DVU- Liste D " 
stehenden Initiatoren, DVU und 
NPD, macht die rechtsextremistische 
Verquickung deutlich. 

Ausschlaggebend für die Grün­
dung der „DVU-Liste D" dürfte der 
Wahlerfolg der „Republikaner" bei 
der letzten Landtagswahl in Bayern 
gewesen sein. Diese hatten mit ihrem 
Vorsitzenden SCHONHUBER auf 
Anhieb 3 °7o der Stimmen erreicht, 
während die von FREY unterstützte 
NPD von 0,6 % auf 0,5 % absank. 

Es spricht viel dafür, daß FREY mit 
seiner Neugründung dem von ihm be-

Vuu 
Vl'lfrr*;/. 

UOIKSUNION 
- liste V-

Antrag/Bestellschein 
eressen wünsche, beantrage ich die Weit ich die Verteidigung deutscher I 

Mitgliedschaft In der: 
D Portai DEUTSCHE VOLKSUNION - Liste D 

(Monatsbeitrag DM 3,—. Aus sozialen Gründen auf Antrag DM 1,-) 
D überparteilichen Vereinigung DEUTSCHE VOLKSUNION e. V. 

{Monatsbeitrag DM 3,—. Aus sozialen Gründen auf Antrag DM 1.-) 
• Überparteilichen INITIATIVE für AUSLÄNDER BEGRENZUNG - UJL -

(Monatsbeitrag DM 1.50. Aus sozialen Gründen auf Antrag DM 1,~) 
ich abonniere die Wochenzettungen, die deutsche 

• DEUTSCHE WOCHEN-ZEITUNG 
D DEUTSCHE NATlONAL-ZEITUNG 
D DEUTSCHER ANZEIGER 

(monatlich DM 8,35) 
(monatlich DM 8.35) 
(monatlich DM 8,35) 

— "— 
wrt*MM" *-«-*«««* 
• * " - " d » ™ » » 

• « . f . » . » » - » , « , . . . , . — _ -

» ^ ™ ™ » - « , » ™ „ » . , » . ™ , . J m . . _ B . B ™ ^ 

DSZ-vng, P o n M i I. «000 Utnctwn n * 

DVU, Paosostraße 2. 8000 München 60 

_ 
•mm 

«*—"---

- b*e wenoen -
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Sonstige 
rechtsex­
tremistische 
Organisatio­
nen 

„Wiking-Jugend" 

Allgemeine 
Entwicklung 

Die „Wiking-Jugend" (WJ) ist die 
älteste rechtsextremistische Jugend­
organisation in der Bundesrepublik 
Deutschland. Sie entstand 1952 aus 
verschiedenen Jugendbünden und 
versteht sich als größte „volkstreue 
Jugendbewegung Europas". Von 
Anfang an hatte sie vielfältige perso­
nelle Verflechtungen zu anderen 
rechtsextremistischen Organisatio­
nen. Bis 1984 eher zu den „national­
freiheitlichen" Organisationen des 
Dr. FREY tendierend, suchte sie da­
nach zunehmend die Zusammenar­
beit mit neonazistischen Anhängern 
der verbotenen ANS/NA. Aber auch 
zu anderen rechtsextremistischen Or­
ganisationen bestehen Kontakte. So 
haben zum Beispiel 1987 die meisten 
überregionalen Veranstaltungen der 
„Wiking-Jugend" in Hetendorf/LK 
Celle auf einem Gelände stattgefun­
den, das der rechtsextremistischen 
„Gesellschaft für biologische An­
thropologie, Eugenik und Verhal­
tensforschung" und dem „Freundes­
kreis Filmkunst" gehört. 

Mit Neonazis aus der verbotenen 
ANS/NA gründete die „Wiking-Ju­
gend" 1985 die „Volkstreue Außer­
parlamentarische Opposition" (VA­
PO). Diese versteht sich als „rechte 
APO". 

Bundesweit umfaßt die „Wiking-
Jugend" rd. 400 Mitglieder, davon 
etwa 40 in Niedersachsen. Infolge in­
terner Richtungskämpfe hat der WJ-
Bundesführer Wolfgang NAHRATH 
nach seiner Wiederwahl im Früh­
jahr 1987 damit begonnen, die Geg­
ner einer engen Zusammenarbeit mit 
den Neonazis kaltzustellen. So teilte 
die langjährige Schriftleiterin des 
WJ-Organs „Wikinger" in einem 
Rundschreiben mit, NAHRATH ha­
be ihr dieses Amt entzogen. Sie wies 
darauf hin, daß einige langjährige 
WJ-Mitglieder ausgetreten seien, weil 
sie mit der Politik des Bundes führers, 
die weit über „Jugendarbeit" hinaus­
gehe, nicht einverstanden gewesen 
seien. Sie beklagte, daß auch von ju­
gendlichen WJ-Mitgliedern kämpfe­
rischer Einsatz auf der Straße ver­
langt worden sei. Der neue Schriftlei­
ter des „Wikinger", Walter MAT-
TEI, war Gründer und erster Bundes­
führer der „Wiking-Jugend". Bis zu 
seinem Austritt aus der rechtsextre­
mistischen, 1952 verbotenen „Sozia­
listischen Reichspartei" (SRP) war er 
deren „Reichsjugendführer". 

Veranstaltungen in 
Niedersachsen 

Zu Pfingsten 1987 veranstaltete die 
WJ in Hetendorf, LK Celle, die „Ta­
ge volkstreuer Jugend", eine überre­
gionale Veranstaltung, an der ca. 250 
Personen teilnahmen, darunter auch 

85 



zahlreiche Neonazis. Während der 
Lagerveranstaltung fand das WJ-
„Bundesthing" mit der Neuwahl der 
Bundesführung statt. 

In den Sommerferien richtete die 
WJ in Hetendorf ein bundesweit an­
gekündigtes Sommerlager aus. 

Das für die Herbstferien vom 3. bis 
10. Oktober geplante Herbstlager 
mußte wegen öffentlicher Proteste 
kurzfristig abgesagt werden. Ca. 350 
Personen folgten dem Aufruf einer 
„Antifaschistischen Aktion" aus 
Celle und demonstrierten am 
3. Oktober vor dem Gelände in He­
tendorf. Bei gewaltsamen Auseinan­
dersetzungen wurden Polizeibeamte 
verletzt. 

Rechtsextremisti­
sche Kultur- und 
Weltanschauungs­
vereinigungen, 
Schüler- und 
Studentengruppen 

Die rechtsextremistischen Kultur-
und Weltanschauungsvereinigungen 
wie 

— „Deutsche Kulturgemeinschaft" 
(DKG) 

— „Deutsches Kulturwerk Europäi­
schen Geistes" DKEG) 

— „Gesellschaft für freie Publizi­
stik" (GfP) 

— „Gesellschaft für biologische An­
thropologie, Eugenik und Verhal­
tensforschung" (GfbAEV) 

verlieren in Niedersachsen — be­
dingt durch die Überalterung der 
Mitglieder — an Bedeutung. Ihre Be­
obachtung ist gleichwohl geboten, da 
sie versuchen, teilweise nach dem 
Vorbild der französischen „Neuen 
Rechten", eine geistig-ideologische 
Grundlage für Rechtsextremisten zu 
schaffen bzw. weiterzuentwickeln. 

Trotz beachtlichen Interesses des 
rechtsextremistischen Lagers an den 
Vortragsveranstaltungen ist es den 
Gruppen nicht gelungen, ihren Mit­
gliederschwund durch Neuaufnah­
men auszugleichen. 

In Niedersachsen fanden 1987 vom 
1. — 3. Mai in Rotenburg/Wümme 
die „Norddeutschen Kulturtage" der 
DKG statt. Das vom 24. — 26. April 
in Uelzen geplante „Norddeutsche 
Forum" des „Arbeitskreises für Kul­
tur und Politik" wurde kurz vor Be­
ginn abgesagt. 
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Auf KOHL 
wir gern -

Ä auf 
SCHLESIEN 

nie! 
STUDENTENBUND SCHLESIEN 

Postfach 3827- D-3400 Göttingen 1 

Die im Raum Göttingen tätigen 
rechtsextremistischen Zirkel um den 
niedersächsischen NPD-Funktionär 
Hans-Michael FIEDLER setzten ihre 
Aktivitäten unvermindert fort. Trotz 
zahlreicher Protestaktionen von poli­
tischen Gegnern, in deren Verlauf 
u.a. in der „Zentrale" in Göttingen 
am 29. November Propagandamate­
rial vernichtet und Unterlagen ent­
wendet wurden, gelang es FIEDLER 
auch 1987, Seminare und Vortragsve­
ranstaltungen durchzuführen. Hier­
bei traten bekannte Rechtsextremi­
sten als Redner auf. 

Munin-Verlag, 
Osnabrück 

Der rechtsextremistische Munin-
Verlag, der wirtschaftlich und perso­
nell eng mit der Bundesführung der 
HIAG (Bundesverband der Soldaten 
der ehemaligen Waffen-SS e.V. 
— Hilfsgemeinschaft auf Gegensei­
tigkeit —) verbunden ist, gibt u.a. de­
ren „Kameradenblatt", den „Freiwil­
ligen", heraus. 

Zu den Veröffentlichungen des 
Munin-Verlages schreibt der „Bun­
desverband der Soldaten der ehemali­
gen Waffen-SS e.V." in seinem 
Kalender 1987: 

„ Wer hat sich gegen Diffamierung 
und Lüge zur Wehr gesetzt und im 
eigenen Verlag (MUNIN VER­
LAG GMBH) mit kriegsgeschicht­
lichen Werken aufklärend ge­
wirkt?" 

Diese Publikationen sowie Veröf­
fentlichungen im HIAG-Verbandsor­
gan „Der Freiwillige" enthalten nach 
wie vor Anhaltspunkte für den Ver­
dacht rechtsextremistischer Bestre­
bungen, da sie zu einer Verherrli­
chung des Krieges und zu einer Ver­
harmlosung des nationalsozialisti­
schen Herrschaftssystems beitragen. 
Beispielhaft hierfür war die glorifi­
zierende Berichterstattung des „Frei­
willigen" über den ehemaligen Hitler-
Stellvertreter Rudolf Heß. 

Das Verbandsorgan der HIAG und 
die Veröffentlichungen des Munin-
Verlages stellen gelegentlich heraus, 
die Waffen-SS sei ausschließlich eine 
kämpfende Truppe, eine soldatische 
Elite gewesen. Als solche sei sie deut­
lich „von der verbrecherischen 
Himmler-SS (Gründungsjahr 1925!), 
die für vielfältige Morde und KZ-
Terror verantwortlich war", zu un­
terscheiden. 

Im Widerspruch zu diesen Distan­
zierungen steht die Veröffentlichung 
eines Fotos von Heß im „Freiwilli­
gen" aus Anlaß seines Todes in der 
Uniform eines höheren Führers der 
Allgemeinen SS, der „verbrecheri­
schen Himmler-SS". „Der Freiwilli­
ge" verhält sich damit wie andere 
rechtsextremistische Publikationen, 
die Heß in Uniformen des national­
sozialistischen Dritten Reiches dar­
stellen und nicht - wie die übrige 
Presse- mit neutralen Fotos. 
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Rechtsextremisti­
sches Potential 
in der 
Skinhead-Subkultur 
Allgemeine 
Entwicklung 

Die Skinhead-Bewegung entstand 
Ende der 60er Jahre in Großbritan­
nien als eine Gegenbewegung zu den 
Hippies und „Mods". 1977 entwik-
kelte sich eine neue Skinhead-Bewe­
gung mit der Kleidung, der Musik 
und dem Verhalten der 60er Skin­
heads. In der Folgezeit entstanden 
unterschiedliche Gruppierungen: un­
politische Skins (Charakteristika: Be­
such von Fußballspielen, Hören von 
Reggae-Musik), sog. „Oi-Skins" 
(Charakteristika: „Lust auf Zoff egal 
wo", Hören von „Oi"- Musik) und 
andererseits politisierte Skins wie die 
„National Front Skins" und „British 
Movement Skins", die kein einheitli­
ches rechtsextremistisches politisches 
Bewußtsein aufwiesen. 

In Teilen der 1979 in der Bundesre­
publik Deutschland entstandenen 
Skinhead-Subkultur gibt es ein 
rechtsextremistisches Potential. Es ist 
nachweisbar 

— durch Mitgliedschaften in rechts­
extremistischen Organisationen, 

— durch Handlangerdienste für 
rechtsextremistische Gruppen 
(Verteilen von Propagandamate­
rial, Schmier- und Klebeaktionen, 
Gewaltaktionen) sowie 

— durch Gesetzesverletzungen mit 
rechtsextremistischem Hinter­
grund. 

Skinheads treten meist in Gruppen 
auf. Das Bedürfnis, sich in Gruppen 

zusammenzuschließen, ergibt sich 
aus der offen gezeigten Außenseiter­
rolle und dem dadurch verstärkten 
Zusammenhalt. „Mutproben" gehö­
ren zum Bewährungsritual. Mit dem 
Haß auf Ausländer, die in ihrer 
Wertskala weit unter ihnen stehen, 
kompensieren sie die eigene Außen­
seiterrolle. Der stark ausgeprägte 
Ausländerhaß bietet Rechtsextremi­
sten einen Anknüpfungspunkt, Skin­
heads für ihre Ziele zu gewinnen. 

Weitere Anknüpfungspunkte fin­
den neonazistische Organisationen 
wie FAP und NF in bestimmten Ver­
haltensweisen der Skinheads: 

— Verwenden von rechtsextremisti­
schen Kennzeichen und Parolen 
als Mittel der Provokation und 
der Abgrenzung gegenüber der 
Gesellschaft, 

— exzessiver gemeinsamer Alkohol­
genuß, der zu gruppenspezifischer 
Gewaltbereitschaft beiträgt, 

— extreme Gewaltbereitschaft insbe­
sondere gegenüber Ausländern, 
aber auch gegen andere gesell­
schaftliche Randgruppen. 

Beim Vergleich dieser Merkmale 
der Skinheadszene mit den Ausprä­
gungen des organisierten Rechtsex­
tremismus, insbesondere des Neona­
zismus, sind Übereinstimmungen in 
der geistigen Orientierung erkennbar. 
Diese werden im Ausspruch eines 
Neonazis beispielhaft deutlich: „Für 
mich ist er ein Skinhead und daher 
ein Kamerad!". Ungeachtet gewisser 
geistiger Gemeinsamkeiten ist die Zu­
sammenarbeit zwischen Skinheads 
und Neonazis begrenzt. Skinheads 
sind häufig nicht bereit und in der 
Lage, kontinuierliche, zielgerichtete 
politische Arbeit zu leisten. 
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Bund Niedersachsen 
1986 1987 1986 1987 

Gesamtzahl der 
Skinheads 2.000 2.500 200 450 *) 
(geschätzt) 

davon rechts­
extremistischer 200 250 20 60 
Anteil (geschätzt) (= 10%) ( « 10%) (= 10%) ( = 1 4 % ) 

*) Erläuterung: Die Steigerung gegenüber dem Vorjahr beruht im wesent­
lichen auf einer Änderung der Erfassungsmethode. 

Skinheads in 
Niedersachsen 

Nach Schätzungen gab es 1987 in 
Niedersachsen rd. 450 Skinheads, 
von denen etwa 60 Personen bei 
rechtsextremistischen Organisationen 
wie der neonazistischen „Bewe­
gung", der FAP, der „Nationalisti­
schen Front" sowie den „Jungen Na­
tionaldemokraten" mit unterschiedli­
chen Aktivitäten in Erscheinung ge­
treten sind. 

Regionale Schwerpunkte bildeten 
dabei Hannover, Braunschweig und 
Göttingen. 

Besonders im zweiten Halbjahr 
kam es zu Übergriffen durch Skin­
heads mit brutalen Körperverletzun­
gen und schweren Sachbeschädigun­
gen. Folgende Vorfälle kennzeichnen 
ihre Gewaltgeneigtheit: 

— 19. April 
in Northeim 
Schwere tätliche Auseinanderset­
zungen zwischen Skinheads und 
türkischen Jugendlichen. Trotz 
Polizeieinsatzes gab es 12 Verletz­
te. 

— 31. Juli 
in Northeim 
Skinhead-Treffen mit ca. 70 Teil­
nehmern aus Nordrhein-Westfa­
len und Nieder Sachsen. Im An­
schluß kam es in Hildesheim zu ei­
ner blutigen Schlägerei zwischen 
ca. 30 Skinheads und 60 türki­
schen Jugendlichen. 

— 4. September 
in Hannover 
Etwa 30 Skinheads drangen in die 
Teilkampfschule ein und störten 
eine Schulfeier. 

— 11. September 
in Dahlenburg 
Drei Skinheads drangen in eine 
Unterkunft für Asylbewerber ein 
und bedrohten einen Libanesen. 

— 12. September 
in Hannover 
20 Personen, darunter zahlreiche 
Skinheads, stürmten in alkoholi­
siertem Zustand das Lokal 
„Exil", in dem sich überwiegend 
Farbige aufhielten und zertrüm­
merten die Einrichtung. 

89 



— 25. September 
in Hannover 
30 — 40 Personen — darunter 
auch Skinheads — überfielen eine 
Spielothek, in der sich überwie­
gend türkische Jugendliche auf­
hielten. Es kam zu Körperverlet­
zungen und Sachbeschädigungen. 

— 9. Oktober 
in Hannover 
Gewalttätige Auseinandersetzun­
gen am Steintor zwischen Skin­
heads und Türken. 

— 18. November 
in Hildesheim 
Auseinandersetzungen zwischen 
Skinheads und türkischen Jugend­
lichen. 

— 17. November 
in Braunschweig 
Skinheads versuchten, die von 
„Autonomen" in Braunschweig 

besetzten Häuser zu räumen. Im 
weiteren Verlauf verübten sie ei­
nen Anschlag auf ein überwiegend 
von Homosexuellen besuchtes Lo­
kal. 

Bei einigen dieser Vorfälle waren 
auch Skinheads beteiligt, die im Zu­
sammenhang mit rechtsextremisti­
schen Gruppierungen bekannt ge­
worden waren. 

Die Bemühungen von Rechtsextre­
misten, Skinheads als neue Mitglie­
der zu gewinnen, scheiterten — ge­
messen an den ursprünglichen Erwar­
tungen — im wesentlichen an der 
Disziplinlosigkeit der Skinheads. Sie 
eignen sich bisher nicht als „neue" 
SA. Das nicht zu vernachlässigende 
rechtsextremistische Potential in der 
Skinheadszene bedarf jedoch hin­
sichtlich seiner weiteren Entwicklung 
im Verhältnis zum organisierten 
Rechtsextremismus einer genauen 
Beobachtung. 

Sonstige 
Ereignisse 
Urteil gegen den 
ehemaligen Neonazi 
Odfried HEPP 

Am 27. Oktober wurde Odfried 
HEPP vom Oberlandesgericht 
Frankfurt wegen Mitgliedschaft in ei­
ner terroristischen Vereinigung, ver­
suchten Mordes und Beteiligung an 
mehreren Banküberfällen zu einer 
Haftstrafe von 10 1/2 Jahren verur­
teilt. Der Mordversuch bezieht sich 
auf einen Sprengstoffanschlag auf 
das Fahrzeug eines US-Soldaten am 
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17. Dezember 1982 in Butzbach; der 
Soldat erlitt bei der Explosion schwe­
re Verletzungen. 

HEPP erklärte vor Gericht, daß er 
sich inzwischen vom Neonazismus 
losgesagt habe. 

Die Terrorgruppe HEPP/KEXEL 
hatte 1982 in wechselnder personeller 
Beteiligung Sprengstoffanschläge auf 
Fahrzeuge von US-Soldaten verübt. 
Bei fünf Raubüberfällen erbeutete sie 
rd. 630.000 DM. 

KEXEL und vier weitere Gruppen­
mitglieder wurden 1983 festgenom­
men und 1985 zu Freiheitsstrafen 
zwischen 5 und 14 Jahren verurteilt. 
KEXEL tötete sich kurz nach seiner 
Verurteilung. HEPP, der sich damals 
der Verhaftung entziehen konnte, 
wurde im April 1985 in Paris festge­
nommen und nach Verbüßung einer 
zweijährigen Haftstrafe Anfang 1987 
an die Bundesrepublik Deutschland 
ausgeliefert. 

Verhaftung mut­
maßlicher Rechts­
terroristen 

Am 6. Oktober wurden bei dem 
militanten Rechtsextremisten Peter 
NAUMANN und drei weiteren Neo­
nazis aus dem Frankfurter Raum 
Hausdurchsuchungen durchgeführt. 
Dabei stellte die Polizei erhebliche 
Mengen Sprengstoff, Funkgeräte, 
Quarzwecker und Kartenmaterial si­
cher. NAUMANN und andere 
Rechtsextremisten werden verdäch­
tigt, in wechselnder Beteiligung an 
folgenden Straftaten beteiligt gewe­
sen zu sein: 

— Sprengstoffanschlag auf Sende­
einrichtungen anläßlich der Aus­

strahlung der Fernsehserie „Holo­
caust" am 18. Januar 1979 in 
Dieblich-Naßheck und bei Not-
tuln, 

— Sprengstoffanschläge auf die 
DDR-Grenzbefestigungsanlage 
am 10. November 1979 bei Ras­
dorf, 

— Sprengstoffanschläge auf. zwei 
Denkmäler in Italien und Frank­
reich 1977/78 und 

— Vorbereitung eines Sprengstoffan­
schlages auf das alliierte Militär­
gefängnis in Berlin-Spandau. 

Gegen die vier Rechtsextremisten 
erließ der Ermittlungsrichter am 
Bundesgerichtshof Haftbefehl. 
NAUMANN wird Rädelsführer­
schaft in einer terroristischen Verei­
nigung zur Last gelegt. 

NAUMANN ist seit Anfang der 
70er Jahre als Rechtsextremist be­
kannt. Er war Mitglied und Funktio­
när der NPD und der JN. 1985 grün­
dete er den neonazistischen „Völki­
schen Bund" in der „Arbeitsgemein­
schaft Nationaler Verbände". 

Rechtsextremist 
beim Hantieren 
mit Sprengstoff 
tödlich verunglückt 

Am 16. Januar verunglückte das 
Mitglied der „Jungen Nationaldemo­
kraten" in Göttingen, Ingo 
KRETSCHMANN, beim Hantieren 
mit einem selbstgefertigten Spreng­
satz tödlich. 

Bei der Durchsuchung seiner Woh­
nung fand die Polizei Materialien zur 
Herstellung von Sprengkörpern und 
Sprengstoff. Außerdem wurde das 
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von Linksextremisten verfaßte 
„Kochbuch" gefunden, in dem u.a. 
Hinweise auf die Herstellung und den 
Gebrauch von Sprengmitteln gegeben 
werden. Es ist nicht klar, was 
KRETSCHMANN mit dem Spreng­
stoff beabsichtigte. 

Reaktionen auf den 
Tod von Rudolf HESS 

Der Tod von Rudolf HESS am 
17. August war Anlaß für zahlreiche 
rechtsextremistische Aktivitäten. Bei 
mehreren Brandanschlägen sowie 
zahlreichen Sprüh- und Schmierak­
tionen wurde u.a. „Rache für Rudolf 
Heß" gefordert. 

Am 26. August versammelten sich 
vor dem Friedhof in Wunsiedel ca. 
600 Personen, darunter zahlreiche 
deutsche und ausländische Rechtsex­
tremisten. Die Polizei räumte den 
Friedhofsbereich und nahm dabei 
84 Personen fest. 

Ermordung eines 
17jährigen Schülers 
in Hannover 

In der Nacht zum 3. Februar 1987 
wurde in Hannover der siebzehnjäh­
rige Schüler B. ermordet. 

Am 10. Dezember 1987 verurteilte 
das Landgericht Hannover die vier 
18- und 19jährigen Angeklagten we­
gen Mordes zu Jugendstrafen zwi­
schen 8 1/2 und 10 Jahren. Nach 
Auffassung des Gerichts handelten 
die den Skinheads zuzurechnenden 
Täter ausschließlich aus Lust an kör­
perlicher Mißhandlung. Konkrete 
Hinweise auf eine politische Motiva­
tion der Tat lagen nach Ansicht des 
Gerichts nicht vor. Insbesondere 

handele es sich nicht um einen „Fe­
memord". Das Gericht hat zugunsten 
der Tatbeteiligten strafmildernd be­
rücksichtigt, daß „wesentliche Wur­
zeln einer offenbar latenten Gewalt­
bereitschaft . . . in der Skinheadszene 
gesucht werden müssen". 

Der Ermordete war als Skinhead 
Mitte 1985 zur FAP gekommen. Er 
wurde Mitglied des Kreisverbandes 
Hannover. 

Mit einem der Tatbeteiligten war 
B. besonders eng befreundet. Über 
diesen lernte er die anderen drei Täter 
als Angehörige der Skinheadszene 
kennen. Mindestens zwei der Täter 
beteiligten sich an Veranstaltungen 
der FAP, ohne selbst Mitglied zu 
werden. 

Anfang 1986 lernte B. auch den 
Arbeiter F. kennen, der u.a. wegen 
Totschlags vorbestraft war (Jugend­
strafe von fünf Jahren), und freunde­
te sich mit ihm an. Beide hielten sich 
häufig in der FAP-„Parteizentrale" 
in der Sallstraße in Hannover auf. 

Nach den Feststellungen des Land­
gerichts Hannover (in dem noch 
nicht rechtskräftigen Urteil gegen F.) 
erstreckte sich im September 1986 die 
„politische" Arbeit der „Parteizen­
trale" u.a. auch auf die Herstellung 
von Brandsätzen, sog. Molotowcock-
tails. Am 26. September wurden diese 
von F., drei FAP-Mitgliedern sowie 
weiteren Personen hergestellt „in der 
Absicht, die Brandsätze später gegen 
'Rote' und Ausländer einzusetzen". 
Diese Brandsätze wurden ohne Er­
folg gegen ein Jugendzentrum gewor­
fen. Bei einem Brandanschlag gegen 
ein türkisches Übersetzungsbüro ent­
stand ein Schaden von über 
T00.000DM. Ein weiterer Brandan­
schlag richtete sich gegen ein mehrge-
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schossiges, von 13 Mietparteien be­
wohntes Haus, weil „deren Bewoh­
ner Mitglieder der FAP daran gehin­
dert hatten, Plakate an die Haus­
wand zu kleben". Nach den Feststel­
lungen des Gerichts „wollten sich die 
Täter durch einen Brandsatz rä­
chen". Kurz nach Ausbruch des Feu­
ers wurde der Brand entdeckt und 
konnte rechtzeitig gelöscht werden. 

Ende Oktober 1986 kam es in der 
FAP-„Parteizentrale" zu Auseinan­
dersetzungen zwischen einer Gruppe 
um F. und FAP-Aktivisten. Unter 
Führung des bisherigen FAP-Sympa-
thisanten F. entstand eine Gruppe, 
die sich „Gemeinschaft Eisernes 
Kreuz I" (EK I) nannte. Daran betei­
ligten sich überwiegend nicht der 
FAP angehörende Personen, wie die 
an B.s Ermordung beteiligten Skin­
heads, daneben aber auch einige bis­
herige FAP-Mitglieder sowie B. 
selbst. Sie planten „wehrsportliche 
Veranstaltungen" und sahen sich bei 
Gruppenzusammenkünften Videofil­
me über das Dritte Reich und den 
2. Weltkrieg an, um diese Epoche 
„geschichtlich aufzuarbeiten". F. 
räumte in seiner Vernehmung vor 
Gericht ein, daß die Gruppe „Strafta­
ten begehen" wollte. Es kam u.a. zu 
mehreren (Einbruchs-)Diebstählen, 
bei denen auch Waffen erbeutet wur­
den, sowie vier Brandstiftungen. Mit 
der Festnahme ihres Anführers F. lö­
ste sich die Gruppe im Dezem­
ber 1986 auf. 

Die FAP Niedersachsen bezeichne­
te schon eine Woche nach der Ermor­
dung B.s in einer Presseerklärung 
den Mord als „Opfertod eines Partei­
genossen", verübt von „Skinheads, 
welche der FAP feindlich bzw. ableh­
nend gegenüberstehen". In späteren 

Veröffentlichungen der FAP wurde 
der Mord als weiteres Beispiel für die 
Opfer angeführt, die der Kampf der 
neonazistischen „Bewegung" gegen 
die „Reaktion" fordere. Die Feststel­
lungen des Gerichts geben diesen 
„Überlegungen" keinen Raum. 
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Allgemeine 
Entwicklung 

Wie in den vergangenen Jahren 
verhielt sich die weitaus überwiegen­
de Zahl der in Niedersachsen leben­
den Ausländer gesetzestreu. Die Be­
mühungen ausländischer Extremi­
sten, unter ihren Landsleuten neue 
Anhänger zu gewinnen, blieben weit­
gehend erfolglos. 

Der leicht rückläufige Trend bei 
den Mitgliederzahlen der extremisti­
schen oder extremistisch beeinflußten 
Ausländergruppen setzte sich fort: 

1985: 4.850 
1986: 4.590 
1987: 4.280 

Bei der Bewertung dieser Zahlen 
muß zwischen engagierten Mitglie­
dern und bloßen Mitläufern unter­
schieden werden. Viele Ausländer 
halten Kontakt zu extremistischen 
Organisationen, um im Notfall Hilfe 
und Unterstützung zu erhalten, ohne 
mit ihren Zielen zu sympathisieren. 

Die Aktivitäten der Organisatio­
nen waren überwiegend von den poli­
tischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Auseinandersetzungen in den Hei­
matländern bestimmt. Aber auch die 
Asylpolitik oder die in der deutschen 
Bevölkerung vermutete Ausländer­
feindlichkeit waren bevorzugte The­
men. Bedeutung hatte ferner die For­
derung nach Einführung des Auslän­
derwahlrechts. 

Eine Gefahr für die innere Sicher­
heit ging vor allem von der linkster­
roristischen „Arbeiterpartei Kurdi­

stans" (PKK) aus. Dagegen waren 
türkische, iranische und palästinensi­
sche Extremisten öffentlich kaum ak­
tiv. Gleiches gilt für eine Vielzahl von 
hier vorhandenen südeuropäischen, 
asiatischen und afrikanischen extre­
mistischen Organisationen. 

Linksextremistische Ausländer­
gruppen wurden von ideologisch na­
hestehenden deutschen Organisatio­
nen unterstützt. Umgekehrt beteilig­
ten sie sich auch an Aktionen deut­
scher Linksextremisten. 

Kurden 
Von allen extremistischen Auslän­

derorganisationen hat sich die „Ar­
beiterpartei Kurdistans" (PKK) im 
Verlaufe des Jahres 1987 zur gegen­
wärtig gefährlichsten entwickelt. Ge­
waltaktionen ihrer Mitglieder und 
Anhänger gegen gemäßigte Kurden­
organisationen und deren Mitglieder 
sowie gegen deutsche und türkische 
Einrichtungen nahmen zu. Bei ihren 
Aktionen in der Türkei erreichten die 
Grausamkeiten ein schreckliches 
Ausmaß. Aber auch bei ihren Prote­
sten gegen Maßnahmen der deut­
schen Polizei und Justiz war zuneh­
mende Aggressivität festzustellen. 

Die übrigen linksextremistischen 
kurdischen Organisationen setzten in 
Zeitschriften und Flugblättern ihre 
Angriffe gegen den türkischen Staat 
fort, wurden jedoch nicht gewalttä­
tig. Sie distanzierten sich von den 
Gewalt- und Terroraktionen der 
PKK und widersprachen deren Al­
leinvertretungsanspruch. 
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„Arbeiterpartei 
Kurdistans" (PKK) 

Die in der Türkei terroristisch ope­
rierende PKK versteht sich als revolu­
tionäre Befreiungsorganisation. 
Grundlage ihrer Ideologie sind die 
sozialistische Weltrevolution, der 
Marxismus-Leninismus und der 
„proletarische Internationalismus". 
Zur Bildung eines autonomen kurdi­
schen Staates, der die kurdischen Ge­
biete in der Türkei, in Syrien, im Iran 
und Irak umfassen soll, führt die 
PKK mit Waffen den Kampf gegen 
die türkische Regierung. 

Die Partei wurde 1975 in der Tür­
kei gegründet und bald darauf als ter­
roristische Organisation verboten. 
Seit 1979 ist sie auch in der Bundesre­
publik Deutschland aktiv. Legale Ba­
sisorganisationen der PKK sind die 
örtlichen Vereine und deren Dach­
organisation „FEYKA Kurdistan". 
Die „Nationale Befreiungsfront Kur­
distans" (ERNK) ist das Propagan­
dainstrument, die „Volksbefreiungs­
armee Kurdistans" (ARGK) die 
Kampforganisation der PKK in der 
Türkei. 

Neben zahlreichen Körperverlet­
zungen und Sachbeschädigungen 
werden der PKK seit 1984 mindestens 
zehn Morde in Europa zur Last ge­
legt. 

In Flugblättern und Publikationen 
war seit Jahresbeginn eine aggressive­
re Tonart festzustellen. So wurden in 
einer deutschsprachigen Flugschrift 
der Europavertretung der PKK zum 
1. Mai mit dem Titel „Im Jahre 1987 

kämpft das kurdische Proletariat auf 
höheren Ebenen" die „kollaborieren-
den und dienerhaftigen kurdischen 
Kreise" davor gewarnt, ihre abweich­
lerischen Bemühungen fortzusetzen. 
Die positive Entwicklung des kurdi­
schen Widerstandes sei nicht zuletzt 
auf die „Reinigung in den eigenen 
Reihen" zurückzuführen. Alle gegen 
die PKK opponierenden Kreise müß­
ten nun begreifen, daß jede Schand­
tat und jeder Verrat gegen das kurdi­
sche Volk nicht ungestraft bleiben 
würden. 

Der ebenfalls deutschsprachige 
„Kurdistan Report" — Organ der 
ERNK — enthielt in seiner 
April/Mai-Ausgabe eine Stellung­
nahme des PKK-Generalsekretärs 
Abdullah ÖCALAN zur Situation 
und künftigen Strategie der Partei. 
Darin heißt es, der kurdische Befrei­
ungskampf habe 1987 eine „Phase 
der Revolution" erreicht. Nunmehr 
gelte es, die Kampfkraft zu stärken 
und den Volkskampf voranzutrei­
ben. Auch künftig werde die PKK ih­
re Führungsrolle auf ideologischer, 
politischer, strategischer und takti­
scher Ebene beibehalten und die be­
waffneten Aktionen verstärken. 
ÖCALAN weist unmißverständlich 
darauf hin, daß Hinrichtungen und 
Deportationen von Kurden in der 
Türkei mit Gegengewalt beantwortet 
würden. Kollaborateure und Vertre­
ter dienerhafter Haltungen seien 
Kranke, die durch eine Operation ge­
heilt werden müßten. Diejenigen, die 
diesen Eingriff nicht überständen, 
seien der Liquidation zu überlassen. 

Seit etwa Juni waren nicht nur tür­
kische Armeeangehörige Zielscheibe 
der PKK-Anschläge, sondern auch 
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die kurdische Zivilbevölkerung, ge­
gen die blutige Terrorakte verübt 
wurden. 

Im „Kurdistan Report" wurden re­
gelmäßig die „Erfolge" und Einsätze 
der PKK im kurdischen Gebiet der 
Türkei detailliert beschrieben. Auch 
die ERNK bekennt sich öffentlich zu 
Massakern in der Türkei. Eine 
deutschsprachige Presseerklärung zu 
einem Überfall auf ein türkisches 
Dorf, bei dem 31 Menschen erschos­
sen wurden, rechtfertigte den Über­
fall wie folgt: 

„ . . . Ein aus 80 Mann beste­
hendes ARGK-Kommando 
hat am Abend des 20. Juni in 
einigen Dörfern .. . einige 
militärische Aktionen ver­
wirklicht und einige an das 
Volk gerichtete Versammlun­
gen abgehalten. Unsere Bewe­
gung hat von Beginn an das 
Milizenbanditentum als einen 
Teil der militärischen Exi­
stenz des türkischen Kolonia­
lismus in Kurdistan betrachtet 
und dieses zum Ziel seiner 
Aktionen erklärt. Wir führen 
mit Unterstützung unseres 
Volkes einen Krieg mit den 
Kampfaktionen der Guerilla. 
Unser nationaler Befreiungs­
kampf wird sich in Form des 
Guerillakampfes fortsetzen 
und verstärken. " 

(Mit Milizbanden bezeichnet 
die PKK bewaffnete Dorfbe­
schützer in den Kurdengebie­
ten, die von der türkischen 
Regierung zur Abwehr von 
Überfällen der Rebellen ein­
gesetzt werden.) 

| KURDISTAN 
s&r- REPORT 
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DIE BEDEUTUNG DES 9. JAHRES DER PKK 
FÜR EIN FREIES VOLK V O N KURDISTAN 

Kurdistan Halk Kurtulus Ordusu 

ARGK 
4. YILINDA - 1987 
BiJÎ ARTESA RiZGARlYA GELE KURDISTAN! 
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Nach Meldungen türkischer Zei­
tungen sind seit Beginn des Guerilla­
krieges der PKK 1984 etwa tausend 
Zivilpersonen umgekommen. 

Auch in Niedersachsen kam es zu 
einer Reihe von Gewalttaten durch 
PKK-Angehörige: 

— Am 1. März versuchten etwa 
15 PKK-Anhänger, eine Veran­
staltung der orthodox-kommuni­
stischen „Föderation der demo­
kratischen Arbeitervereine Kurdi­
stans e.V." (KKDK) in Hannover 
zu verhindern. Dabei wurden fünf 
Personen z.T. durch Messerstiche 
verletzt. 

— Am 21. März überfielen in Bo­
chum Anhänger der PKK Mitglie­
der der KKDK, wobei eine Person 
durch Messerstiche lebensgefähr­
lich verletzt wurde. Der Täter — 
ein PKK-Mitglied aus Celle — ist 
seitdem flüchtig. 

— Am 3. Mai wurde in Hannover der 
Funktionär der „Föderation der 
Arbeitervereine aus Kurdistan in 
der Bundesrepublik Deutschland 
und Westberlin e.V." (KOM-
KAR), Ramazan ADIGÜZEL, er­
mordet. Die Täter konnten bisher 
nicht ermittelt werden. 

— Am 11. Juni wurde in Celle ein 
Schußwaffenanschlag auf den 
Mitinhaber einer türkischen Gast­
stätte verübt, der den finanziellen 
Forderungen der PKK nicht nach­
gekommen war. 

Überall im Bundesgebiet besetzten 
Anhänger der ERNK im Juni deut­
sche Behörden und Einrichtungen, 
um u.a. gegen das Vorgehen der 
deutschen Polizei gegen kurdische 
Landsleute zu protestieren. In Nie­

dersachsen waren das Celler Rathaus 
und Räume des DGB betroffen. 

Gegen die Beschlagnahme von rd. 
700.000 DM am 27. Juli in Köln und 
die Durchsuchung von 42 Wohnun­
gen und Vereinsräumen am 4. August 
protestierte die PKK von August bis 
Oktober mit verschiedenen Beset­
zungsaktionen; so auch in Nieder­
sachsen: 

— am 5. August drangen 70 PKK-
Anhänger in die Eingangshalle des 
Niedersächsischen Landtages ein, 

— am 5. August blockierten 
27 Kurden die Schalterhalle der 
„Nord- West-Zeitung" in Olden­
burg, 

— am 21. September besetzten 
45 PKK-Anhänger vorübergehend 
das dpa-Büro in Hannover und 

— am 22. Oktober 87 Personen das 
Verlagsgebäude der „Braun­
schweiger Zeitung". 

Im Zusammenhang mit der Forde­
rung nach Rückgabe der 700.000 DM 
veröffentlichte die Europavertretung 
der PKK ein Flugblatt in deutscher 
Sprache, in dem Vergeltungsaktionen 
angedroht wurden: 

„ . . . Unsere Menschen sind 
im Recht, wenn sie wütend 
und voller Haß sind und keine 
Geduld mehr haben. Damit 
ist die Bundesregierung, die 
sich mit ihrer Haltung Zehn­
tausende von Kurden zum 
Feind gemacht hat, für alle 
negativen Entwicklungen, die 
von jetzt an entstehen kön­
nen, einzig selbst verantwort­
lich. Wer Wind sät, muß da­
mit rechnen, Sturm zu ernten. 
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„FEYKA-Kurdistan" 
Mit der „FEYKA-Kurdistan" (Fö­

deration der patriotischen Arbeiter­
und Kulturvereinigungen aus Kurdi­
stan in der BRD e.V.) verfügt die 
PKK seit 1984 über eine zentrale Or­
ganisation, die die Interessen und 
Ziele der Partei im Bundesgebiet ver­
tritt. Sie unterstützt die PKK auch 
materiell. 

In der „FEYKA-Kurdistan" sind 
bundesweit 14 örtliche Vereine mit 
mehr als 1.000 Mitgliedern zusam­
mengeschlossen, davon in Nieder­
sachsen 

— der „Arbeiterverein der Patrioten 
Kurdistans e.V." in Celle und 

— der „Arbeiterverein aus Kurdistan 
e.V." in Hannover 

mit zusammen etwa 400 Mitglie­
dern. 

An allen Besetzungen, Demonstra­
tionen und überörtlichen Veranstal­
tungen waren Mitglieder dieser bei­
den Vereine zahlreich vertreten. 

Mit Besetzungen der SPD-Zentra­
le, des Rathauses in Hannover und 
des NDR-Funkhauses sowie durch 
Demonstrationen protestierten PKK-
Anhänger gegen die Bombardierung 
kurdischer Dörfer im irakischen Teil 
Kurdistans durch die türkische Luft­
waffe, gegen die Festnahme von 
sechs Kurden in Schweden und die 
Umsiedlung von Kurden in westliche 
Gebiete der Türkei. 

An der jährlichen „Newroz"-(Neu-
jahrs-)Veranstaltung am 11. April in 
Hannover nahmen etwa 5.000 Kur­
den teil. Aufgerufen zur Veranstal­
tung hatte die „FEYKA-Kurdistan". 

Sie war auch Veranstalter einer 
Kundgebung am 20. Juni in Nürn­
berg mit etwa 3.000 Teilnehmern, die 
sich gegen türkische Angriffe auf 
kurdische Dörfer sowie Maßnahmen 
der deutschen Polizei gegen Kurden 
richtete. Während der Kundgebung 
wurden Flugschriften verteilt, in de­
nen behauptet wurde, die Polizei 
mißachte die Gesetze und führe Er­
pressungen durch. 

Eine weitere Großveranstaltung 
der „FEYKA-Kurdistan" mit etwa 
3.000 Teilnehmern fand am 8. Au­
gust in der Stadthalle von Hannover 
statt. Bei dieser „SolidaritätsVeran­
staltung mit der ARGK", der 
„Volksbefreiungsarmee Kurdistans", 
wurde das Vorgehen der deutschen 
Polizei gegen kurdische Vereine und 
deren Vorstandsmitglieder als Kom­
plott der deutschen Behörden und 
der türkischen Regierung zur Diskre­
ditierung der PKK als terroristische 
Organisation bezeichnet. Militärak­
tionen der PKK in der Türkei wurden 
damit begründet, daß Verräter, die 
mit dem türkischen Militär zusam­
menarbeiteten, „vernichtet" werden 
müßten. 

„KOMKAR" 
Neben der „FEYKA-Kurdistan" 

ist die „Föderation der Arbeiterverei­
ne aus Kurdistan in der Bundesrepu­
blik Deutschland und West-Berlin 
e.V." (KOMKAR) mit etwa 
650 Mitgliedern die stärkste Kurden­
organisation. In Niedersachsen be­
steht kein geschlossener Verein. Die 
Mitgliederzahl hier dürfte kaum 
mehr als 30 betragen. 

Wie alle übrigen im Bundesgebiet 
bestehenden Kurdenorganisationen 
fordert die KOMKAR einen autono-
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men kurdischen Staat in der Türkei, 
lehnt aber Gewalt zur Durchsetzung 
dieses Zieles nachdrücklich ab. Ihre 
Angriffe richteten sich gegen den tür­
kischen Staat, dem sie „grausame 
und brutale Unterdrückungs- und 
Assimilationspolitik" gegenüber den 
Kurden vorwirft. KOMKAR-Anhän­
ger demonstrierten in mehreren Or­
ten gegen „die Zwangsumsiedlung 
kurdischer Dörfer" in die Westtür­
kei. 

Die orthodox-kommunistische 
KOMKAR ist im gesamten Bundes­
gebiet wegen ihrer öffentlichen Kritik 
an der Gewaltpraxis der PKK vor­
nehmliches Ziel von Anschlägen. Ih­
re Feier zum kurdischen Neujahrsfest 
„Newroz" am 7. März in München 
war von etwa 30 mit Knüppeln und 
Messern bewaffneten PKK-Anhän­
gern gestört worden. Eine Person 
wurde durch einen Messerstich le­
bensgefährlich verletzt; einer der An­
greifer erlitt eine lebensgefährliche 
Schußverletzung und verstarb später. 

Ein Bundesvorstandsmitglied der 
KOMKAR wurde am 8. April in 
Stuttgart-Bad Cannstadt durch zwei 
Schüsse schwer verletzt. 

Am 3. Mai wurde in Hannover der 
KOMKAR-Funktionär Ramazan 
ADIGUZEL aus Langenhagen nach 
Verlassen des KOMKAR-Treffpunk-
tes durch mehrere Schüsse getötet. 
Eine unbeteiligte Passantin erlitt le­
bensgefährliche Schußverletzungen. 
Der Täter konnte bisher nicht ermit­
telt werden. Vor der Tat war ADI­
GUZEL mehrmals persönlich und te­
lefonisch von Angehörigen der PKK 
bedroht worden. 

Nach dem Mord an ADIGUZEL 
fuhren am 9. Mai etwa 
1.000 Anhänger der KOMKAR aus 

dem gesamten Bundesgebiet nach 
Hannover, um an einem Protest- und 
Trauermarsch teilzunehmen. Auf 
Transparenten wurden die „Provo­
kateure" der PKK für den Mord ver­
antwortlich gemacht, man lasse sich 
jedoch nicht zu einem „Bruderkrieg" 
provozieren. 

„Föderation der 
demokratischen 
Arbeitervereine 
Kurdistans e.V." 
(KKDK) 

Die ebenfalls orthodox-kommuni­
stische KKDK, die bundesweit etwa 
300 Mitglieder umfaßt, war 1987 öf­
fentlich kaum aktiv. 

Eine ihrer Veranstaltungen in ei­
nem hannoverschen Freizeitheim am 
1. März wurde von einer Gruppe von 
PKK-Anhängern gesprengt. Fünf 
KKDK-Anhänger wurden dabei ver­
letzt. 

Ein in Celle bestehender — früher 
recht mitgliederstarker — KKDK-
Verein verfügt nur noch über wenige 
Mitglieder. Weitere KKDK-Mitglie-
der in Niedersachsen trafen sich aus 
Furcht vor PKK-Überfällen nur in 
kleinen Gruppen. 
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Türken 
Linksextremistische 
Organisationen 

Die Zahl türkischer Linksextremi­
sten ging im gesamten Bundesgebiet 
zurück. Diese Entwicklung ist im we­
sentlichen auf 

— die weitgehende Zerschlagung ex­
tremistischer Organisationen in 
der Türkei, 

— Spaltungen innerhalb der linksex­
tremistischen Organisationen und 

— Furcht vor Verfolgung sowie In­
haftierung in der Türkei 

zurückzuführen. Aktivitäten rich­
teten sich gegen die türkische Regie­
rung, die deutsche Entwicklungs­
und Militärhilfe an die Türkei sowie 
die Ausländer- und Asylpolitik der 
Bundesregierung. Gefordert wurde 
u.a. die Gleichstellung mit deutschen 
Arbeitnehmern und das Wahlrecht 
für die Kommunal wählen. 

„Neue Linke" 
DEVRIMCI ISCI 

Die seit Jahren aktive Gruppe 
DEVRIMCI YOL („Revolutionärer 
Weg") hatte sich Anfang 1986 in die 
militante DEVRIMCI ISCI („Revo­
lutionäre Arbeiter") und die gemä­
ßigte Gruppe GÖCMEN („Emi­
grant") gespalten. Dies hatte erhebli­
che Mitgliederverluste zur Folge. 
Bundesweit werden beiden Organisa­
tionen etwa 1.300, in Niedersachsen 
etwa 100 Mitglieder zugerechnet. 

Während die DEVRIMCI I S O -
Anhänger versuchten, die Aufmerk­
samkeit der deutschen Öffentlichkeit 

durch spektakuläre Aktionen zu erre­
gen, trat die GÖCMEN-Gruppe 
überwiegend publizistisch in Erschei­
nung. 

Im Rahmen einer Kampagne 
„Wahlrecht für Ausländer" besetz­
ten 15 DEVRIMCI ISCI-Anhänger 
am 22. Januar kurzfristig das Partei­
büro der CDU-Ratsfraktion in Han­
nover. 

Am 21. März fand eine Demon­
stration durch die Innenstadt von 
Hannover statt, an der sich etwa 
450 Personen beteiligten. Anlaß war 
der Tod eines Gesinnungsgenossen 
der DEVRIMCI ISCI, der nach ihren 
Angaben in der Türkei gefoltert wor­
den war und in Hannover verstarb. 

Das überwiegend von Anhängern 
der DEVRIMCI ISCI geleitete „In­
formationsbüro Türkei" in Hanno­
ver agitierte gegen den geplanten Be­
such des türkischen Staatspräsiden­
ten EVREN in der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Einladung bedeute 
eine internationale Aufwertung die­
ses „Menschenschlächters, Faschi­
sten und Mörders". Die Bundesrepu­
blik und ihre Diplomatie sei an Men­
schenrechtsverletzungen des ÖZAL-
EVREN-Regimes mitschuldig. 

Sowohl DEVRIMCI ISCI als auch 
GÖCMEN lehnen die Gewaltprakti­
ken der PKK ab. Repräsentanten bei­
der Organisationen waren in der Ver­
gangenheit Ziel von Angriffen der 
PKK. 
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„Türkische Kommunistische 
Partei/Marxisten-Leninisten" 
(TKP/MLJ 

Anhänger der gewaltorientierten 
TKP/ML sind im wesentlichen in fol­
genden Gruppierungen organisiert: 

— „Föderation der Arbeiter aus der 
Türkei in Deutschland e.V." 
(ATIF), 

— „Konföderation der Arbeiter aus 
der Türkei in Europa" (ATIK) 
und 

— „Bolsevik Partizan" (BP). 

Die Zahl der Anhänger im Bundes­
gebiet wird auf 1.800 geschätzt; in 
Niedersachsen bestanden 1987 keine 
entsprechenden Vereine. 

„Bolsevik Partizan" ist eine der 
wenigen Gruppierungen, die den von 
der PKK bewaffnet geführten „Be­
freiungskampf" in all seinen Formen 
befürwortet. Die türkische Zeitung 
„Hürriyet" behauptete am 
14. Januar, daß die TKP/ML und 
„Partizan" sich der PKK und deren 
bewaffnetem Kampf in der Türkei 
angeschlossen hätten. 

Bei Demonstrationen und Beset­
zungsaktionen gingen Anhänger der 
TKP/ML gewaltsam gegen Polizei­
beamte vor. 

Orthodoxe 
Kommunisten 

Die „Kommunistische Partei der 
Türkei" (TKP) und die ebenfalls or­
thodox-kommunistische „Arbeiter­
partei der Türkei" (TIP) gerieten in­
ternational in die Schlagzeilen, als 
ihre Vorsitzenden am 7. Oktober in 
Brüssel den beabsichtigten Zusam­

menschluß beider Gruppen zur „Ver­
einigten Kommunistischen Partei der 
Türkei" (TBKP) bekanntgaben. 

Nach öffentlicher Vorankündi­
gung reisten sie am 16. November auf 
dem Luftwege in die Türkei, um dort 
die legale Gründung der TBKP vor­
zubereiten. Bei ihrer Ankunft wur­
den sie festgenommen. Wegen Mit­
gliedschaft in illegalen Parteien und 
Diffamierung der Türkei drohen ih­
nen Haftstrafen bis zu 20 Jahren. 

Die Mitgliederzahl der konspirativ 
tätigen TKP im Bundesgebiet wird 
auf 300 geschätzt. Eine Zelle befindet 
sich in Hannover. 

Die „Föderation der Arbeiterverei­
ne der Türkei in der Bundesrepublik 
Deutschland e.V." (FIDEF) ist zum 
Teil mit der TKP personell verfloch­
ten und kann deshalb als Hilfsorgani­
sation der TKP bezeichnet werden. 
Obwohl sie mit etwa 6.000 Mitglie­
dern immer noch die mitgliederstärk­
ste türkische Ausländerorganisation 
ist, zeichnen sich Mitgliederverluste 
ab. Die vier niedersächsischen FI­
DEF-Vereine haben etwa 
60 Mitglieder. 

Rechtsextremistische 
Organisationen 

Bei den rechtsextremistischen Tür­
ken sind zwei Lager zu unterschei­
den, das extrem-nationalistische und 
das islamisch-fundamentalistische. 

Während im extrem-nationalisti­
schen Lager die Mitgliederzahlen 
gleichblieben, sind sie bei den isla­
misch-extremistischen Gruppen 
leicht rückläufig. Die politischen 
Akivitäten ließen gegenüber dem 
Vorjahr nach. 
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Extrem-nationalistische 
Organisationen 

Die extrem-nationalistische „Föde­
ration der türkisch-demokratischen 
Idealistenvereine in Europa e. V." 
(ADÜTDF) unterhält nach wie vor 
enge Verbindungen zu der in der Tür­
kei verbotenen und aufgelösten „Par­
tei der Nationalistischen Bewegung" 
(MHP), deren langjähriger Vorsit­
zender, Alparslan TÜRKES, den 
Kurs des Dachverbandes ADÜTDF 
bestimmt. 
Besondere Bedeutung hatte der am 6. 
Juni in Hamm durchgeführte 10. 
Jahreskongreß des Verbandes. Daran 
nahmen etwa 4.000 Personen aus 
dem Bundesgebiet und dem benach­
barten Ausland teil. Aus Niedersach­
sen beteiligten sich etwa 200 Anhän­
ger aus den Vereinen Goslar, Hanno­
ver, Salzgitter und Osnabrück. Zum 
1. Vorsitzenden der ADÜTDF wurde 
der von TÜRKES vorgeschlagene 
ehemalige MHP-Funktionär Hasan 
YILDIZHAN gewählt, der aus der 
Türkei angereist war. Dadurch sollte 
die organisatorische Geschlossenheit 
und die politische Handlungsfähig­
keit wiedergewonnen werden, die 
verloren gegangen war, weil der bis­
herige Vorsitzende, Feridun TUN-
GAY, wegen seines autoritären Füh­
rungsstils von vielen Mitgliedsverei­
nen abgelehnt wurde. 

Die im Vorjahr festgestellten inter­
nen Streitigkeiten setzten sich auch 
1987 fort, so daß die Verbandsarbeit 
nahezu zum Erliegen kam. Im Sep­
tember fanden in mehreren Orten im 
Bundesgebiet Treffen von Funktio­
nären der ADÜTDF-Mitgliedsverei-
ne statt, auf denen man über die 
Gründung eines neuen Dachverban­
des beriet. Daraufhin wurde am 

17. Oktober die „Union der türkisch­
islamischen Kulturvereine" gegrün­
det. 

Islamisch-fundamenta­
listische Organisationen 

Der Bereich des islamischen Fun­
damentalismus gliedert sich in Orga­
nisationen, die 

— das theokratische Gedankengut 
der in der Türkei verbotenen und 
aufgelösten „Nationalen Heilspar­
tei" (MSP) sowie ihres ehemaligen 
Vorsitzenden ERBAKAN (Dach­
organisation ist die „Vereinigung 
der neuen Weltsicht in Europa" 
(AMGT) mit Sitz in Köln) oder 

— die politischen Zielvorstellungen 
von Ayatollah Khomeini und sei­
ner „Islamischen Revolution" ver­
treten, wie der vom ehemaligen 
AMGT-Vorbeter Cemaleddin 
KAPLAN geführte „Verband der 
islamischen Vereine und Gemein­
den e. V. Köln". 

Auch 1987 gelang es ERBAKAN 
nicht, eine Vereinigung beider Rich­
tungen herbeizuführen. Ideologische 
und religiöse Differenzen bestimmten 
die Ausrichtung der örtlichen Mit­
gliedsvereine. In Niedersachsen sind 
etwa 1.900 Mitglieder und Anhänger 
in islamisch-extremistischen Vereini­
gungen organisiert. 
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„AVRUPA MIILI GORUS 
TESKILATLAM" (AMGT) 

Die AMGT, ein Sammelbecken 
von Anhängern der in der Türkei ver­
botenen und aufgelösten „Nationa­
len Heilspartei" (MSP) bzw. deren 
Nachfolgeorganisationen, der 
„Wohlfahrtspartei" („Refah Parti-
si'VRP), die von ERBAKAN geführt 
wird, strebt die Islamisierung der 
Türkei mit gewaltfreien Mitteln an. 
Entsprechend gemäßigt stellt sie sich 
in ihren wenigen Veröffentlichungen 
dar. 

Am 19. April führte die AMGT in 
den Räumlichkeiten des „Islamischen 
Vereins Hannover" eine Veranstal­
tung durch, an der etwa 1.000 Perso­
nen aus dem westeuropäischen Aus­
land teilnahmen. Hauptredner war 
ERBAKAN, der zur Bildung einer 
einheitlichen muslimischen Massen­
bewegung in Europa aufrief, die alle 
Strömungen des Islams erfassen sol­
le. Er forderte die Gründung einer 
Moschee in jedem Ort und die 
Durchführung von Korankursen. 
ERBAKAN empfahl allen Rückkeh­
rern in die Türkei, ihre aus der Ren­
tenversicherung empfangenen Abfin­
dungen der „Refah Partisi" (RP) zu 
spenden. 

„Verband der islamischen 
Vereine und Gemeinden e. V., 
Köln" 

Der 1983 von KAPLAN gegründe­
te „Verband der islamischen Vereine 
und Gemeinden e.V., Köln" ist eine 
Abspaltung von der AMGT. Er 
strebt die Islamisierung der Türkei 
und die Schaffung eines Staatsgefü-
ges nach dem Vorbild der islamischen 

Republik Khomeinis im Iran an. Die 
Anwendung gewaltsamer oder terro­
ristischer Methoden wird nicht ausge­
schlossen. 

KAPLAN rief zum Heiligen Krieg 
gegen den Unglauben auf: Für alle, 
die sich gegen die islamische Bewe­
gung stellten, sehe der Koran die To­
desstrafe vor. Die Verbreitung des Is­
lams sei ohne Verhaftungen, Folter 
und Erschießungen nicht denkbar. 

In der Türkei wurde gegen KA­
PLAN, der als anerkannter Asylant 
in Köln lebt, wegen seiner kämpfe­
risch-aggressiven Agitation gegen 
den türkischen Staat sowie seines 
Aufrufes zur islamischen Revolution 
in Abwesenheit ein Strafverfahren er­
öffnet. Das Ausländeramt der Stadt 
Köln verbot KAPLAN am 24. Fe­
bruar, öffentlich in Wort und Schrift 
zur Gewalt aufzurufen oder solche 
Aufrufe zu billigen. 

Iraner 
Linksextremistische 
Organisationen 

MSV 

Die islamisch-fundamentalistische, 
marxistisch geprägte „Iranische Mos­
lemische Studenten-Vereinigung 
Bundesrepublik Deutschland e.V." 
(MSV) ist die größte extremistische 
iranische Oppositionsbewegung im 
Bundesgebiet. Ihre Mitgliederzahl 
wird auf 700 geschätzt. Stützpunkte 
bestehen u.a. in Göttingen und Han­
nover mit etwa 30 Anhängern. 
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Die hinter der MSV stehende „Or­
ganisation der Volksmojahedin Iran" 
(PMOI) gründete im Juni 1987 eine 
„Nationale Befreiungsarmee", die 
seitdem vom Irak aus als Guerilla-
Einheit im Iran operiert. Über ihre 
Einsätze wird seitdem im deutsch­
sprachigen MSV-Organ „Freiheit für 
Iran" berichtet. Die in Hamburg an­
sässige „Flüchtlingshilfe Iran e.V.", 
eine von der MSV beeinflußte Orga­
nisation, wickelte zum großen Teil 
die Finanzierung der „Nationalen Be­
freiungsarmee" ab. Sie sammelte im 
gesamten Bundesgebiet Geld. 

O.I.RF.G. 

Die „Organisation der iranischen 
Studenten in der Bundesrepublik 
Deutschland und West-Berlin" 
(O.I.P.F.G.), die dem dogmatischen 
Linksextremismus zugerechnet wird, 
hat im Bundesgebiet nur etwa 
100 Mitglieder, in Niedersachsen ist 
sie mit 20 Mitgliedern vor allem in 
Göttingen und Braunschweig aktiv. 

Auch im Jahre 1987 traten 
O.LP.F.G.-Angehörige durch Ge­
waltaktionen hervor. Etwa zehn An­
hänger der O.I.P.F.G. besetzten am 
28. Januar das Büro der „Gesell­
schaft für bedrohte Völker" in Göt­
tingen; sie forderten Freiheit für alle 
politischen Gefangenen sowie ein En­
de der Folter und Hinrichtungen im 
Iran. Am 10. September stürmten 
Sympathisanten das Büro der Flugge­
sellschaft Iran-Air in Frankfurt/M. 
Am gleichen Tage besetzten elf An­
hänger die iranische Botschaft in Os­
lo und verletzten einige Botschaftsan­
gehörige. An beiden Aktionen waren 
in Göttingen wohnhafte Iraner betei­
ligt. 
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Araber 
An dem von der PLO ausgerufe­

nen „Tag der Solidarität mit dem Wi­
derstand der palästinensischen 
Flüchtlingslager im Libanon" führ­
ten der „Palästinensische Arbeiter­
verband" (PAV) und der „Palästi­
nensische Studenten verband" (PSV) 
in Köln eine gemeinsame Veranstal­
tung durch, an der etwa 200 Personen 
teilnahmen. Weitere Demonstratio­
nen aus diesem Anlaß fanden am 18. 
und 21. Februar in mehreren anderen 
Städten statt, darunter auch Hanno­
ver. Die Teilnehmerzahlen bewegten 
sich zwischen 60 und 800. Unter den 
etwa 150 deutschen Teilnehmern be­
fanden sich mehrere Personen, die 
dem terroristischen Umfeld zuzu­
rechnen waren. 
In Hannover beteiligten sich etwa 200 
bis 300 Personen. 
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Vorbemerkung 
Die Teilung Deutschlands begün­

stigt die Geheimdienste der Ostblock-
Staaten. Sie betreiben nach dem Ver­
ständnis ihrer jeweiligen Partei- und 
Staatsführungen Spionage nicht nur 
als Mittel der Informationsgewin­
nung, sondern auch als Teil des 
Kampfes gegen die freiheitliche De­
mokratie. Nicht zuletzt aus diesem 
Grunde dankt SED- Generalsekretär 
Honecker regelmäßig zum Jahrestag 
der Gründung des Ministeriums für 
Staatssicherheit der DDR (MfS) den 
dort Beschäftigten dafür, daß sie sich 
zu einer „scharfen Waffe des soziali­
stischen Staates" entwickelt und ih­
ren „Kampfauftrag ehrenvoll er­
füllt" hätten. 

Der hohe Rang der Ostblockge­
heimdienste spiegelt sich in erhebli­
chem materiellen und personellen 
Aufwand. Beispielsweise beschäftigt 
das MfS ca. 22.000 hauptamtliche 
Mitarbeiter. Hinzu kommen 9.000 
Angehörige des Wachregiments „Fe­
lix Dzierzynski". 

Auch 1987 wurden den bundes­
deutschen Abwehrbehörden mehrere 
hundert Personen bekannt, die von 
Geheimdiensten kommunistischer 
Staaten aufgefordert worden waren, 
gegen die Bundesrepublik Deutsch­
land zu spionieren. 50 — 60 % hier­
von waren Bürger der Bundesrepu­
blik. Die übrigen Personen waren 
Geschäfts- und Besuchsreisende so­
wie Zuwanderer aus Ländern des 
Warschauer Pakts (DDR-Übersied­
ler, Aussiedler und Asylbewerber aus 
Polen, der UdSSR und anderen Staa­
ten). Nur wenige der angesprochenen 
Bundesbürger waren jedoch bereit, 
nachrichtendienstlich tätig zu wer­

den; die meisten konnten die Wer­
bungsbemühungen abwehren. Einige 
offenbarten sich den Spionageab­
wehrbehörden des Bundes und der 
Länder und sind von diesen beraten 
worden. Strafbar macht sich nach 
§ 99 des Strafgesetzbuches nicht nur 
derjenige, der für den Geheimdienst 
einer fremden Macht eine geheim­
dienstliche Tätigkeit gegen die Bun­
desrepublik ausübt, sondern auch 
der, der sich zu einer solchen Tätig­
keit bereit erklärt. Dabei reicht schon 
eine mündliche Erklärung z.B. ge­
genüber einem Angehörigen des MfS 
aus. Die Strafbarkeit entfällt nicht, 
wenn der Täter entgegen seiner Er­
klärung keine nachrichtendienstliche 
Tätigkeit entfaltet. Die Strafgesetze 
enthalten jedoch eine Bestimmung, 
nach der das Gericht die Strafe mil­
dern oder von einer Bestrafung abse­
hen kann, wenn ein Betroffener „tä­
tige Reue" übt und sich einer Dienst­
stelle offenbart. Spionageabwehrbe­
hörden, die nicht dem Legalitätsprin­
zip verpflichtet sind, d.h. die — an­
ders als Polizeibehörden — nicht in 
jedem Fall ein Ermittlungsverfahren 
einleiten müssen, erweisen sich als 
besonders geeignete Ansprechpartner 
für nachrichtendienstlich verstrickte 
Mitbürger. 

Jedem von einem Anbahnungsver­
such gegnerischer Geheimdienste be­
troffenen Bürger kann deshalb ange­
raten werden, sich vertrauensvoll an 
die für sein Bundesland zuständige 
Spionageabwehrbehörde zu wenden; 
das ist in Niedersachsen: 

Niedersächsischer Minister 
des Innern 
Postfach 44 20 
3000 Hannover 
Tel. 05 11 — 31 14 19. 
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Lagebild 
Allgemeines 

1987 war Niedersachsen wie auch 
die anderen Bundesländer mit ge­
meinsamer Grenze zur DDR nach wie 
vor bevorzugtes Ziel für Militärspio­
nage der DDR. In der Gesamtzahl 
der Bemühungen aller Ostblocknach­
richtendienste wurden jedoch in er­
ster Linie politische Aufklärungsauf­
träge gegen Niedersachsen erteilt, 
während die Wirtschaftsspionage an 
dritter Stelle rangierte. Die meisten 
nachrichtendienstlichen Bemühun­
gen gingen wie in den Vorjahren von 
der DDR aus. 

Anwerbungen von 
Bundesbürgern 

Die Entspannung im deutsch-deut­
schen Verhältnis hat Erleichterungen 
für den Besuchsreiseverkehr und für 
übersiedlungswillige DDR-Bürger ge­
bracht. Die Spionageabwehr wurde 
zugleich vor neue Probleme gestellt. 
Die erhöhte Zahl der Einreisen in die 
DDR erleichtert dem MfS Versuche, 
Bundesbürger im eigenen Machtbe­
reich nachrichtendienstlich anzuwer­
ben. 

Ein Nachrichtendienst kann An­
werbungen konkret nur planen, wenn 
er wichtige Daten des künftigen 
Agenten kennt. 

Bei allen Reisen in oder durch das 
Gebiet der DDR müssen Einreisende 
Personalien angeben. Bei mehrtägi­
gen Aufenthalten sind weitergehende 
Angaben zu machen. Seit 1962 wer­
den alle mit Personenkontrollen zu­
sammenhängenden Aufgaben an den 
Grenzübergangsstellen der DDR von 

Angehörigen des MfS (sog. Paßkon­
trolleinheiten — PKE —) durchge­
führt. Allein am Autobahnkontroll­
punkt Helmstedt/Marienborn sollen 
ca. 200 MfS-Beamte Schichtdienst 
leisten. 

Zentrale Sammel- und Leitstelle 
für die Kontrolle und Überwachung 
des grenzüberschreitenden Reisever­
kehrs ist die Hauptabteilung VI des 
MfS in Ost-Berlin. Diese erhält täg­
lich alle Meldungen der PKE über 
Grenzübertritte von Personen sowie 
Fotografien von Personal- und ande­
ren Unterlagen zur Auswertung unter 
nachrichtendienstlichen Gesichts­
punkten. Etwa seit 1975 werden alle 
Ein-, Aus- und Durchreisen in einer 
Datenverarbeitungsanlage in Ost-
Berlin erfaßt und gespeichert. 

Hat das MfS an einem Einreisen­
den nachrichtendienstliches Interes­
se, meldet die prüfende PKE die Ein­
reise sofort an ein operatives Leitzen­
trum des MfS, welches wiederum die 
zuständige MfS-Einheit informiert. 
Während des Aufenthaltes in der 
DDR wird der Bundesbürger über­
prüft und ggf. überwacht. Ebensol­
che Maßnahmen werden gegenüber 
den Gastgebern in der DDR veran­
laßt bis zur späteren nachrichten­
dienstlichen Kontaktierung. 

Daß auch sowjetische Geheimdien­
ste von dieser Praxis profitieren, 
zeigt folgender Fall: 

Am 12. November verurteilte 
das Oberlandesgericht Celle den 
43jährigen Verkaufsberater L. aus 
Hameln wegen geheimdienstlicher 
Agententätigkeit zu einer Frei­
heitsstrafe von einem Jahr und 
vier Monaten ohne Bewährung. L. 
hatte von 1975 bis zu seiner Fest-
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nähme im Mai 1987 für einen so­
wjetischen militärischen Nach­
richtendienst gearbeitet. 
Er besuchte häufig in der DDR le­
bende Verwandte und wurde von 
diesen sowjetischen Offizieren zu­
geführt, die Angehörige des Nach­
richtendirektorates der sowjeti­
schen Streitkräfte in der DDR wa­
ren. Dieser Nachrichtendienst ver­
pflichtet auch Bundesbürger für 
die militärische Aufklärung. Sie 
werden dazu angehalten, militäri­
sche Bewegungen und Bauwerke 
auszuspähen sowie über militäri­
sches Personal zu berichten. 

L. sollte Einrichtungen und Ma­
terial der britischen Rheinarmee 
sowie eine Bundeswehrkaserne 
und ein NATO-Depot ausspähen. 
Seine Führungsoffiziere schulten 
ihn in der konspirativen schriftli­
chen und funktechnischen Be­
richterstattung und rüsteten ihn 
mit entsprechenden Materialien 
aus. Im Verlauf seiner ca. 
10jährigen aktiven Agententätig­
keit traf sich L. bei Verwandten­
besuchen in der DDR zwölfmal 
mit seinen Führungsoffizieren, lie­
ferte Spionagematerial über die 
britische Rheinarmee im Raum 
Hameln und erhielt neue Aufträ­
ge. 

Ausnutzen der 
Zwangslage von 
Zuwandere™ 

Nicht nur Bundesbürger, sondern 
auch Personen, die aus der DDR und 
den übrigen Ostblockländern in die 
Bundesrepublik übersiedeln möch­
ten, stehen im Blickfeld der östlichen 
Nachrichtendienste. 1987 kamen ca. 
18.000 Übersiedler aus der DDR und 
ca. 78.000 Zuwanderer aus dem übri­
gen Ostblock in das Bundesgebiet. 
Immer wieder werden solche Perso­
nen unter z.T. erheblichem Druck zu 
einer nachrichtendienstlichen Tätig­
keit gepreßt. Dies zeigt beispielhaft 
folgender Fall: 

Im November 1986 wurde der 
38jährige Chemiearbeiter Z. we­
gen des Verdachts der nachrich­
tendienstlichen Agententätigkeit 
festgenommen. Er gestand, seit 
1971 für das MfS gearbeitet zu ha­
ben. Angeworben wurde er in ei­
ner Haftanstalt der DDR. Dabei 
wurde ihm vorgeworfen, er betrei­
be Spionage für die Bundesrepu­
blik Deutschland. Bei täglichen 
Verhören wurde er gedrängt, ein 
Geständnis abzulegen. Diesem 
Druck war er nach drei Monaten 
nicht mehr gewachsen, so daß er 
schließlich ein unrichtiges „Ge­
ständnis" ablegte. Er wurde dar­
aufhin vor die Wahl gestellt, we­
gen Spionage zu etwa 10 Jahren 
Haft verurteilt zu werden und sei­
ne Familie nicht wiederzusehen 
oder, vorzeitig entlassen, als poli­
tischer Häftling getarnt in der 
Bundesrepublik für das MfS tätig 
zu sein. Aus Angst vor der ange­
drohten Verurteilung und vor 
langjähriger Inhaftierung erklärte 
er sich zur Mitarbeit bereit. 
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könnte, wenn er zur Mitarbeit be­
reit sei. Um das Ausreisegenehmi­
gungsverfahren zu beschleunigen, 
erklärte sich Hermann O. zur 
Stimmungsausforschung unter 
seinen Landsleuten einverstanden. 
Nach einiger Zeit der Mitarbeit 
wurde O. die Ausreise aus der So­
wjetunion in die Bundesrepublik 
Deutschland mit der Auflage ge­
nehmigt, seine Spitzeltätigkeit für 
das KGB im neuen Heimatland 
bei Aussiedlern und in Exilorgani­
sationen fortzusetzen. Zum 
Schein ging O. auf diese Bedin­
gung ein und offenbarte sich kurz 
nach der Einreise in das Bundesge­
biet den Sicherheitsbehörden. 

Bei vier Treffen pro Jahr berichte­
te er seinem Führungsoffizier u.a. 
über Grenzabfertigungsmodalitä-
ten, das Aufnahmelager Gießen, 
Veranstaltungen der CDU, deren 
Mitglied er auftragsgemäß gewor­
den war, sowie eine Reihe von 
Einzelheiten aus dem Grenzbe­
reich. Als Lohn will er Beträge 
von 150 bis 200 M/DDR pro Treff 
erhalten haben. Neben der Aus-
spähungstätigkeit führte er für sei­
nen Führungsoffizier zahlreiche 
offensichtlich private Beschaf­
fungsaufträge aus. Die dafür er­
forderlichen Geldbeträge erhielt er 
in der Regel in DM. Die Ehefrau 
war von Anfang an über die nach­
richtendienstliche Verbindung in­
formiert, hat jedoch nicht aktiv 
mitgewirkt. 

Am 20. März wurde er vom OLG 
Celle wegen geheimdienstlicher 
Agententätigkeit zu einer Frei­
heitsstrafe von einem Jahr und 
vier Monaten auf Bewährung ver­
urteilt. 

Bei deutschstämmigen Aussiedlern 
aus Ländern des Ostblocks scheuen 
die Nachrichtendienste der Sowjet­
union, und hier insbesondere das Ko­
mitee für Staatssicherheit (KGB), 
keine Mühe, nachrichtendienstliche 
Aufträge mit auf den Weg zu geben. 
Die persönlichen Erlebnisse der Aus­
siedlungswilligen ähneln sich viel­
fach. So steht der Fall des O. für viele 
andere Schicksale: 

O. bemühte sich mehrere Jahre 
um Ausreise aus der Sowjetunion. 
Dabei erhielt er zunächst verdeckt 
und später offen Kontakte zu An­
gehörigen des KGB. Diese ver­
deutlichten ihm, daß sein Aussied­
lungsbegehren genehmigt werden 

Anwerbungen von 
Besuchern aus dem 
Ostblock 

Auch der Kreis der Geschäfts- und 
Besuchsreisenden aus der DDR und 
anderen Ostblockländern (1987: ca. 
3,8 Millionen) wird von gegnerischen 
Geheimdiensten für Spionagezwecke 
im Bundesgebiet genutzt, wie folgen­
der Fall zeigt: 

Im März 1987 meldete sich ein 
30jähriger Dipl.-Ing. aus Ost- Ber­
lin bei der Polizei und erklärte, er 
sei mit einem Auftrag des MfS in 
die Bundesrepublik eingereist. Als 
Mitglied einer Forschungsgruppe 
sei er seit 1980 mehrfach im westli­
chen Ausland gewesen. Als er eine 
weitere Reise beantragt habe, ha­
be ihn ein Mitarbeiter des MfS be­
sucht und geäußert, daß man sich 
vor Genehmigung einer solchen 
Reise der Loyalität des antragstel­
lenden Bürgers versichern müsse. 
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Bei einer späteren Unterredung sei 
ihm „vertrauensvolle Zusammen­
arbeit" mit dem MfS angeboten 
worden. 
Zum Schein habe er seine Bereit­
schaft zur Mitarbeit erklärt. Er sei 
entschlossen gewesen, die Reise 
zum endgültigen Verbleiben in der 
Bundesrepublik zu nutzen. 

Er habe den Auftrag bekommen, 
Anfang März 1987 in Frankfurt 
einen ihm Unbekannten anzutref­
fen und eine Mitteilung entgegen­
zunehmen. Diese Nachricht hätte 
er nach seiner Rückkehr an das 
MfS weitergeben sollen. 

Grenzaufklärung 
durch das MfS 

Auch 1987 betrieb das MfS ver­
stärkt Grenzaufklärung. Aufgabe ist 
die Abschirmung und Sicherung der 
Nationalen Volksarmee und der 
Grenztruppen, die „Grenzaufklärung 
feindwärts" sowie die Erstellung ei­
nes Grenzlagebildes. „Grenzaufklä­
rung feindwärts" bedeutet operative 
Spionage des MfS in einem etwa 
50 km breiten Bereich der Bundesre­
publik entlang der Grenze. Dabei in­
teressiert sich das MfS für sehr viele 
Einzelheiten, vor allem auch solche, 
die in der Bundesrepublik offen zu 
beschaffen sind. Durchgeführt wird 
sie von Operativgruppen, die entlang 
der Grenze in verschiedenen NVA-
Kasernen stationiert sind, und von 
Agenten, die im westlichen Grenzbe­
reich angesiedelt sind, wie folgender 
Fall verdeutlicht: 

Im Juni 1987 wurde bei einer 
Gedenkveranstaltung in der Nähe 
von Bad Harzburg der 48jährige 

Versandstellenleiter Klaus O. von 
der Polizei überprüft, weil er sich 
in auffälliger Weise Kfz-Kennzei-
chen notierte. Auf Vorhalt räumte 
er ein, für das MfS tätig zu sein. 
Das gleiche behauptete er von sei­
nem 72jährigen Onkel, einem 
DDR-Bewohner, der ebenfalls an 
der Veranstaltung teilnahm. 

In den weiteren Vernehmungen 
gab er zu, von 1980 bis 1982 für 
seinen Onkel — ohne Kenntnis ei­
nes nachrichtendienstlichen Hin­
tergrundes — Veranstaltungska­
lender, Zimmernachweise, Tele­
fonbücher usw. aus dem Harz be­
schafft zu haben. Anläßlich eines 
DDR- Besuches führte ihn dieser 
Onkel im Jahre 1982 direkt einem 
MfS- Mitarbeiter zu, der ihn an­
warb und von da an führte. Seine 
Aufträge bestanden im wesentli­
chen in der Beobachtung von Ver­
anstaltungen des Bundes der Ver­
triebenen, Sammlung von Zei­
tungsberichten über BGS, Polizei, 
Bundeswehr und Zoll sowie in der 
Beschaffung der oben genannten 
Informationen. 

Bis zu seiner Festnahme kam es zu 
ca. 20 Treffen mit seinem Füh­
rungsoffizier in verschiedenen 
konspirativen Objekten der DDR, 
überwiegend im unmittelbaren 
Grenzbereich. Die Materialüber­
gabe erfolgte meist durch den als 
Kurier tätigen Onkel. O. erhielt 
für seine nachrichtendienstliche 
Tätigkeit insgesamt etwa 
5.000 DM. 
Am 23. September wurden O. und 
sein Onkel wegen geheimdienstli­
cher Agententätigkeit zu Freiheits­
strafen von jeweils einem Jahr 
und sechs Monaten auf Bewäh­
rung verurteilt. 
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Weitere Fälle 
Anwerbungen von 
Studenten 

Auch Auslandsaufenthalte von 
Studenten der Bundesrepublik in 
Staaten des Ostblocks wurden zu 
nachrichtendienstlichen Ansprachen 
genutzt: 

Der Student K. studierte seit 
über einem Jahr an einer polni­
schen Hochschule Slawistik. Als 
er sich nach einem Ferienaufent­
halt im Bundesgebiet bei der pol­
nischen Miliz an seinem Studien­
ort zurückmelden wollte, wurde er 
dort von einem Mitarbeiter des 
polnischen Nachrichtendienstes 
aufgefordert, am nächsten Tag in 
einer Privatwohnung zu erschei­
nen. K. folgte dieser Aufforde­
rung, weil er Nachteile für sein 
Studium befürchtete. 
Dort wurde ihm erklärt, daß man 
ihn schon seit längerer Zeit inten­
siv beobachtet hätte. Während des 
Aufenthalts in Polen sollte er fi­
nanzielle Zuwendungen sowie be­
stimmte andere Förderungen beim 
Studium erhalten. Als Gegenlei­
stung wurde verlangt, daß er sich 
nach seinem Studium bei einer Be­
hörde der Bundesrepublik bewer­
ben und nach seiner Anstellung 
für den polnischen Nachrichten­
dienst arbeiten solle. 
K. bat zum Schein um Bedenkzeit 
und fuhr wenige Tage später ins 
Bundesgebiet zurück. 

Illegaler 
Technologietransfer 

Im März 1987 verurteilte das OLG 
Celle zwei Computer-Fachleute we­

gen Spionage für die UdSSR zu je­
weils kurzen Freiheitsstrafen, die zur 
Bewährung ausgesetzt wurden. 

Einer der beiden Verurteilten war 
mit seiner Computer-Firma in wirt­
schaftliche Schwierigkeiten geraten. 
Beide wandten sich an einen Mitar­
beiter der sowjetischen Handel Vertre­
tung in Ost-Berlin und boten ihm die 
Lieferung elektronischer Geräte an, 
die z.T. unter die Embargo-Vor­
schriften fallen. Bei der Abwicklung 
der Geschäfte wurden die Geräte-
Hersteller von den Computer-Fach­
leuten über den tatsächlichen Endab­
nehmer getäuscht. Dem bundesdeut­
schen Zoll wurden falsche Ausfuhr­
erklärungen vorgelegt. Der Mitarbei­
ter der sowjetischen Handelsvertre­
tung war ein Angehöriger des sowje­
tischen Nachrichtendienstes. Er sorg­
te für die unbehelligte Einreise der 
Computer-Fachleute in die DDR und 
bezahlte die Lieferungen in bar. 
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Allgemeines 
Die Erfahrungen aus den aufse­

henerregenden Spionagefällen der 
letzten Jahre haben gezeigt, daß ein 
umfassender materieller und perso­
neller Geheimschutz notwendig ist. 
Von den Sicherheitsbehörden sind 
vorbeugende Maßnahmen zum 
Schutz gegen Ausspähungen gegneri­
scher Nachrichtendienste zu treffen. 
Hierzu gehören neben den techni­
schen und organisatorischen Sicher­
heitsvorkehrungen personelle Sicher­
heitsmaßnahmen wie die Überprü­
fung von Personen, die in sicherheits­
empfindlichen Bereichen tätig wer­
den sollen. 

Auch die zahlreichen Werbungs­
versuche von Ostblock-Geheimdien­
sten bei westdeutschen Besuchern 
und Geschäftsreisenden machen 
deutlich, daß die Bemühungen zum 
Schutz dieser Personen und geheim­
haltungsbedürftiger Angelegenheiten 
nicht nachlassen dürfen. 

Geheimschutz 
Der Geheimschutz trifft vorbeu­

gende Maßnahmen zur Abwehr von 
Spionageaktivitäten, insbesondere 
von Einschleusungsversuchen in Be­
hörden, Wirtschaftsunternehmen, 
Forschungseinrichtungen und politi­
schen Parteien. Ein wirksamer 
Schutz kann nur gewährleistet wer­
den, wenn für technische und perso­
nelle Maßnahmen sowie für das Ge­
heimschutzverfahren ausreichende 
Regelungen vorhanden sind. 

Rechtsgrundlagen für den Geheim­
schutz sind § 3 Abs. 2 des Nieder­
sächsischen Verfassungsschutzgeset­
zes (NVerfSchG) und die Verschluß­
sachenanweisung (VSA) mit den sie 

ergänzenden Richtlinien über techni­
sche Maßnahmen gegen die Kennt­
nisnahme von Verschlußsachen 
durch Unbefugte und über Kontroll­
maßnahmen zum Schutz von Ver­
schlußsachen. Hierzu gehören auch 
die Richtlinien für die Sicherheits­
überprüfung künftiger Geheimnisträ­
ger (SiR). Diese Vorschriften enthal­
ten Regelungen über die Entstehung 
und Kennzeichnung von Verschluß­
sachen, über ihre Behandlung und 
Aufbewahrung sowie über die Fest­
stellung von Sicherheitsrisiken. 

Festgestellte Sicherheitsmängel 
und spektakuläre Spionagefälle in 
den vergangenen Jahren haben ge­
zeigt, daß die Richtlinien für die Si­
cherheitsüberprüfung Lücken auf­
wiesen. Neue Richtlinien für die Si­
cherheitsüberprüfung von Personen 
im Rahmen des Geheimschutzes sol­
len die Lücken schließen. Sie berück­
sichtigen sowohl die Ausführungen 
des Bundesverfassungsgerichts im 
Urteil zum Volkszählungsgesetz wie 
auch weitergehende Forderungen zur 
Verbesserung des Datenschutzes und 
der Rechtsstaatlichkeit des Verfah­
rens. Die Sicherheitsrichtlinien sollen 
1988 in Kraft treten. 

Bei der Durchführung der Ver­
schlußsachenanweisung berät die nie­
dersächsische Verfassungsschutzbe­
hörde im Rahmen ihrer Mitwirkungs­
aufgaben andere Dienststellen, die 
Verschlußsachen verwalten. Außer­
dem führt sie Sicherheitsüberprüfun­
gen durch, die gewährleisten sollen, 
daß nur zuverlässiges Personal Zu­
gang zu geheimhaltungsbedürftigen 
Angelegenheiten bekommt. 

Werden geheimhaltungsbedürftige 
Forschungs-, Entwicklungs- und Fer­
tigungsaufträge, z.B. in Rüstungsan-
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gelegenheiten, an Wirtschaftsunter­
nehmen, Forschungseinrichtungen 
oder Einzelpersonen vergeben, ist der 
Bundesminister für Wirtschaft für 
das Geheimschutzverfahren zustän­
dig. Hierbei wirkt die Verfassungs­
schutzbehörde mit. Grundlage für 
dieses Verfahren ist das Geheim­
schutzhandbuch für die Wirtschaft, 
das alle für die Durchführung von ge-
heimschutzbedürftigen öffentlichen 
Aufträgen zu beachtenden Vorschrif­
ten enthält. 

Gegnerische Nachrichtendienste 
nutzen vor allem den Aufenthalt von 
Bundesbürgern im kommunistischen 
Machtbereich, um sie dort für eine 
Mitarbeit anzuwerben. Der Anwer­
bung gehen nicht selten briefliche 
oder telefonische Kontaktaufnahmen 
innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland voraus, die darauf ab­
zielen, die Angesprochenen zu einem 
Besuch zu bewegen. 

Zu den Aufgaben des vorbeugen­
den Geheimschutzes gehört es des­
halb auch, die an sicherheitsempfind­
licher Stelle beschäftigten Bundes­
bürger bei Reisen in den kommunisti­
schen Machtbereich zu beraten, um 
sie durch bestimmte Verhaltensregeln 
vor einer nachrichtendienstlichen 
Verstrickung zu bewahren. 



Rechtslage 
Seit der Entscheidung des Bundes­

verfassungsgerichts vom 22. Mai 
1975 ist es ständige höchstrichterliche 
und obergerichtliche Rechtspre­
chung, daß die aus Art. 33 Abs. 2 des 
Grundgesetzes hergeleitete politische 
Treuepflicht eine beamtenrechtliche 
Kernpflicht ist; sie gilt für das Ver­
halten innerhalb und außerhalb des 
Dienstes. Dem tragen die gesetzlichen 
Regelungen Rechnung und fordern 
von Bewerbern für die Beamtenlauf­
bahn die Gewähr, jederzeit für die 
freiheitliche demokratische Grund­
ordnung im Sinne des Grundgesetzes 
einzutreten. 

Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat erkannt, daß 
diese Regelungen nicht gegen die 
Menschenrechtskonvention versto­
ßen. Inzwischen hat sich auch die In­
ternationale Arbeitsorganisation 
(ILO) mit der Frage der Beschäfti­
gung von Extremisten im öffentli­
chen Dienst befaßt. Auf seiner Sit­
zung vom 28. — 30. Mai 1987 nahm 
der Verwaltungsrat der ILO den — 
kritischen — Bericht eines Untersu­
chungsausschusses und die Antwort 
der Bundesregierung ohne Ausspra­
che zur Kenntnis. Die deutschen 
Maßnahmen zur Erhaltung eines ver­
fassungstreuen öffentlichen Dienstes 
können somit nicht als Verletzung 
des ILO-Übereinkommens 111 über 
Diskriminierung in Beschäftigung 
und Beruf angesehen werden; von ei­
ner „Verurteilung" der Bundesrepu­
blik durch das ILO-Verfahren kann 
nicht gesprochen werden. 

Die Pflicht zur Verfassungstreue 
ist nicht nur beamtenrechtliche Kern­
pflicht, sondern gilt kraft tarifver­

traglicher Regelung auch für andere 
Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst. Bewerber, die nicht die Ge­
währ dafür bieten, jederzeit für die 
freiheitliche demokratische Grund­
ordnung einzutreten, dürfen abge­
lehnt werden. Entsprechendes gilt für 
öffentlich Bedienstete, gegen die mit 
disziplinar- und arbeitsrechtlichen 
Maßnahmen vorgegangen werden 
kann. 

Mitwirkung des 
Verfassungsschutzes 

In diesem sachlichen Zusammen­
hang wird die Verfassungsschutzbe­
hörde auf der Grundlage des § 3 
Abs. 3 NVerfSchG mitwirkend tätig 
und teilt für bestimmte Bewerber­
gruppen nach folgenden Grundsät­
zen Erkenntnisse mit: 

— Den Einstellungsbehörden werden 
nur vor Gericht beweisbare Er­
kenntnisse mitgeteilt. 

— Für sich genommen oder in ihrer 
Gesamtheit müssen die Erkennt­
nisse von solchem Gewicht sein, 
daß sie Zweifel an der Verfas­
sungstreue begründen können. 

— Länger als drei Jahre zurücklie­
gende und im Hinblick auf den 
Zeitablauf nicht mehr bedeutsame 
Erkenntnisse werden i.d.R. nicht 
mitgeteilt. 

— Sogenannte „Jugendsünden" wer­
den ebenfalls nicht weitergegeben. 

— Nur vorhandene Erkenntnisse 
werden mitgeteilt; die Verfas­
sungsschutzbehörde leitet aus An­
laß der Anfrage keine Ermittlun­
gen ein. 
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— Beim Verfassungsschutz wird 
nicht bei Bewerbungen für einfa­
che und mittlere Funktionen ange­
fragt; Ausnahmen gelten für be­
stimmte Sicherheitsbereiche. 

In der Zeit von 1972 bis zum 
31.12.1987 wurden in Niedersachsen 
insgesamt 162.931 Anträge geprüft. 
In 719 Fällen hat die Verfassungs­
schutzbehörde Erkenntnisse mitge­
teilt. Die Einstellungsbehörden ha­
ben deshalb bisher 141 Bewerber ab­
gelehnt, 102 Bewerbungen wurden 
zurückgezogen. 84 Bewerber haben 
gegen die Ablehnung der Einstellung 
geklagt. 8 von ihnen haben sowohl 
Verwaltungs- als auch Arbeitsgerich­
te angerufen. Wegen Änderung der 
Laufbahnvorschriften haben 2 Be­
werber jeweils zwei Verwaltungs­
streitverfahren geführt. Bis zum 
31.12.1987 wurden insgesamt 83 Ver­
fahren rechtskräftig abgeschlossen; 
in 14 Fällen wurde gegen die Einstel­
lungsbehörden entschieden; 2 Fälle 
wurden durch Vergleich beendet. 

Dienstpflicht-
Verletzungen 

Auch gegen im öffentlichen Dienst 
Beschäftigte mußte disziplinarrecht­
lich vorgegangen werden. 62 Bedien­
stete (35 Beamte und 27 Arbeitneh­
mer) mußten nach z.T. langjährigen 
Verfahren aufgrund von Gerichtsur­
teilen aus dem Dienst ausscheiden, 
davon in 59 Fällen wegen linksextre­
mistischer, in 3 Fällen wegen rechts­
extremistischer Betätigung. 



Mitwirkung des Verfassungsschutzes 
bei Einstellungen in den öffentlichen Dienst 

(§ 3 Abs. 3 Niedersächsisches Verfassungsschutzgesetz) 

Bewerbung 
A 

Bewerbung 
B 

Einstellungsbehörde 
prüft 

fachl. Geeignetheit 

Bewerbung 
C 

Bewerbung 
C 

Bewerbung 
D 

Anfrage 

Verfassungsschutz-
Abteilung 

des 
Innenministeriums 

NADIS 

(™L 

•

Stellung Antwort I keine 
Erkenntnisse 

Erkenntnisse 
(nur: Az) 

Beiziehung 
der 

Akten 

Einstellung 
C Ï Mitteilung: 

keine Erkenntnisse" Erkenntnisse 
unerheblich 

Erkenntnisse 
erheblich 

Die Einstellungsbehörde prüft alle Bewerbungen und entscheidet sich für den geeignetsten Kandi­
daten. Nur zu dieser Person wird dann bei der Verfassungsschutzbehörde angefragt. Diese befragt 
NADIS, das „Nachrichtendienstliche Informationssystem" der Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes und der Länder. Im NADIS sind nur die wichtigsten Personendaten einer Person (Name, 
Vorname, Geburtsdatum pp.) sowie die entsprechenden Aktenzeichen gespeichert. 

In den meisten Fällen liegen keine Erkenntnisse über den betreffenden Bewerber vor. Dann erhält 
die anfragende Dienststelle entsprechende Mitteilung und stellt den Kandidaten ein. 

Verweist NADIS auf Vorgänge, werden diese angefordert und geprüft. Unerhebliche Erkenntnis­
se bleiben unberücksichtigt; der Bewerber kann ebenfalls eingestellt werden. Damit sind mehr als 
99% aller Anfragen positiv für die Bewerber erledigt. 
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erhebliche 
Erkenntnisse 

<f> 

Einstellung 

Anhörung 

• 

Zweifel ausgeräumt 

* 

Einstellung 

X 

Mitteilung 

Anhör­
kommission 

Mitteilung 
an 

Bewerber 

Zweifel bleiben 

t 
Ablehnung 

^-

+ 

Einstellungsbehörde 

Beschluß: 

Erkenntnisse 

Wenn gewichtige und gerichtsverwertbare Erkenntnisse vorhanden sind, die ernsthafte Zweifel an 
der künftigen Verfassungstreue des Bewerbers begründen, ergeht eine detaillierte Mitteilung an die 
Einstellungsbehörde. Der Bewerber wird darüber unterrichtet. Die Einstellungsbehörde entscheidet 
nicht selbst, sondern ruft die Interministerielle Anhörkommission an. Die Mitglieder dieser Kom­
mission sind höhere Beamte verschiedener Ministerien. Die Kommission ist mit richterlicher Unab­
hängigkeit ausgestattet. Sie prüft die Akten und lädt den Bewerber ggf. zu einer persönlichen Erör­
terung. Ein Rechtsbeistand ist zugelassen. In einer ausführlichen schriftlichen Entscheidung begrün­
det die Kommission schließlich, ob der Bewerber ungeachtet der ursprünglichen Zweifel eingestellt 
werden kann oder wegen fortbestehender Zweifel an der Verfassungstreue abgelehnt werden muß. 
Nunmehr steht dem Betroffenen noch der Weg zu den Verwaltungsgerichten offen. 
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Verfassungsschutz durch Aufklärung 
Der gesetzliche Auftrag und die Tätig­

keit des Verfassungsschutzes sind in den 
letzten Jahren zunehmend in die öffentli­
che Diskussion geraten. Eine sachliche 
Auseinandersetzung über diese Themen 
ist in einem demokratischen Rechtsstaat 
legitim und sogar erwünscht. Der Verfas­
sungsschutz muß sich, wie jede andere Be­
hörde auch, sachlicher Kritik stellen. So­
weit Geheimhaltung nicht zwingend gebo­
ten ist, sollte die Arbeit des Verfassungs­
schutzes so transparent wie möglich ge­
macht werden. Allerdings hat auch eine 
zunehmende, zum Teil gezielt und syste­
matisch betriebene Polemik manche Bür­
ger, gerade auch solche der jüngeren Ge­
neration, verunsichert. Hier fehlt es häu­
fig an den notwendigen Informationen, 
um sachliche Kritik von irreführender 
Agitation unterscheiden zu können. Auch 
die konkreten geschichtlichen Erfahrun­
gen aus der Weimarer Republik, der na­
tionalsozialistischen Diktatur und den er­
sten Jahren nach dem Zusammenbruch 
von 1945, die zum Prinzip der wehrhaften 
Demokratie im Grundgesetz und damit 
auch zur Einführung des Verfassungs­
schutzes geführt haben, sind der jüngeren 
Generation inzwischen weitgehend unbe­
kannt. 

Dies ist nach den Erkenntnissen sozio­
logischer Untersuchungen einer der ge­
wichtigsten Gründe dafür, daß die demo­
kratiefeindlichen Weltbilder links- und 
rechtsextremistischer Ideologien gerade 
auf junge Menschen Anziehungskraft ha­
ben. 

Aus diesen Gründen hat die Ständige 
Konferenz der Innenminister und -Senato­
ren des Bundes und der Länder schon vor 
einigen Jahren beschlossen, die Bemühun­
gen um entsprechende Unterrichtung der 
Öffentlichkeit (Verfassungsschutz durch 

Aufklärung) zu verstärken und dafür eige­
ne Organisationseinheiten bei den Verfas­
sungsschutzbehörden zu errichten. In Nie­
dersachsen ist von jeher großes Gewicht 
auf die Erfüllung dieser Aufgabe gelegt 
worden. Auch im Berichtszeitraum haben 
Mitarbeiter des Verfassungsschutzes in 
zahlreichen Vorträgen, Diskussionsveran­
staltungen und Seminaren einige tausend 
Zuhörer über Notwendigkeit, gesetzlichen 
Auftrag und Arbeit des Verfassungsschut­
zes sowie über die Ideologien und die ver­
fassungsfeindlichen Zielsetzungen des 
Rechts- und Linksextremismus infor­
miert. Im Vordergrund stand dabei das 
Bestreben, junge Menschen (in Schulen, 
Ausbildungsstätten und Einrichtungen für 
staatsbürgerliche Bildung) und wichtige 
Multiplikatoren (u. a. Ausbildende und 
Führungskräfte) zu erreichen. 

Auch dieser Jahresbericht ist ein Stück 
Öffentlichkeitsarbeit. Die Erfahrung der 
Weimarer Republik lehrt, daß Feinde der 
Demokratie die auch ihnen gewährte Frei­
heit und Toleranz dazu mißbrauchen, ein 
System der Unfreiheit und Intoleranz zu 
errichten. Darüber gilt es aufzuklären. In­
toleranz ist von einer freiheitlichen Demo­
kratie nicht hinzunehmen. 

„In der Tat, hier hat die Toleranz 
ihre Grenzen. Wenn wir der Into­
leranz den Rechtsanspruch zuge­
stehen, toleriert zu werden, dann 
zerstören wir die Toleranz und den 
Rechtsstaat. Das war das Schick­
sal der Weimarer Republik. " (Karl 
POPPER: Duldsamkeit und intel­
lektuelle Verantwortlichkeit, in: 
A uf der Suche nach einer besseren 
Welt, München 1984, S. 250) 
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Gesetz über den 
Verfassungsschutz im Lande 
Miedersachsen 
(Niedersächsisches 
Verfassungsschutzgesetz -
NVerfSchG -) 
Vom 12. Juli 1976 
(Nieders. GVB1. S. 181) 
in der Fassung vom 24. März 1980 
(Nieders. GVB1. S. 67) 

§1 
Zweck des 
Verfassungsschutzes 

Der Verfassungsschutz dient dem Schutz 
der freiheitlichen demokratischen Grund­
ordnung, des Bestandes und der Sicher­
heit des Bundes und der Länder. 

§2 
Zuständigkeit 
(1) Für die Aufgaben des Verfassungs­
schutzes ist ausschließlich die Verfas­
sungsschutzbehörde zuständig. Verfas­
sungsschutzbehörde ist der Minister des 
Innern. 
(2) Verfassungsschutzbehörden anderer 
Länder dürfen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes nur im Einvernehmen mit dem 
Minister des Innern tätig werden. 

§3 
Aufgaben der 
Verfassungsschutzbehörde 

(1) Aufgabe der Verfassungsschutzbehör­
de ist die Sammlung und Auswertung von 
Auskünften, Nachrichten und sonstigen 
Unterlagen über 
1. Bestrebungen, die gegen die freiheitli­

che demokratische Grundordnung, 
den Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes gerichtet 
sind oder eine ungesetzliche Beein­
trächtigung der Amtsführung von Mit­
gliedern verfassungsmäßiger Organe 
des Bundes oder eines Landes zum Zie­
le haben, 

2. sicherheitsgefährdende oder geheim­
dienstliche Tätigkeiten im Geltungsbe­
reich des Gesetzes über die Zusammen­
arbeit des Bundes und der Länder in 
Angelegenheiten des Verfassungs­
schutzes vom 27. September 1950 
(Bundesgesetzbl. I S. 682), geändert 
durch Gesetz vom 7. August 1972 
(Bundesgesetzbl. I S. 1382), für eine 
fremde Macht, 

3. Bestrebungen im Geltungsbereich des 
Gesetzes über die Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder in Angelegen­
heiten des Verfassungsschutzes, die 
durch Anwendung von Gewalt oder 
darauf gerichtete Vorbereitungshand­
lungen auswärtige Belange der Bundes­
republik Deutschland gefährden. 

(2) Die Verfassungsschutzbehörde 
wirkt mit 
1. bei der Überprüfung von Personen, 

denen im öffentlichen Interesse ge­
heimhaltungsbedürftige Tatsachen, 
Gegenstände oder Erkenntnisse an­
vertraut werden, die Zugang dazu 
erhalten sollen oder ihn sich ver­
schaffen können, 

2. bei der Überprüfung von Personen, 
die an sicherheitsempfindlichen 
Stellen von lebens- und verteidi­
gungswichtigen Einrichtungen be­
schäftigt sind oder beschäftigt wer­
den sollen, 

3. bei technischen Sicherheitsmaßnah­
men zum Schutz von im öffentli­
chen Interesse geheimhaltungsbe­
dürftigen Tatsachen, Gegenständen 
oder Erkenntnissen gegen die 
Kenntnisnahme durch Unbefugte. 

(3) Die Verfassungsschutzbehörde er­
teilt auf Anfrage von Behörden, denen 
die Einstellung von Bewerbern in den 
öffentlichen Dienst obliegt, nach 
pflichtgemäßem Ermessen Auskunft 
aus vorhandenen Unterlagen gemäß 
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Absatz 1. Die Auskunft ist auf solche 
gerichtsverwertbaren Tatsachen zu be­
schränken, die Zweifel daran begrün­
den können, daß der Bewerber jeder­
zeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung eintreten wird. 

§4 
Befugnisse der 
Verfassungsschutzbeörde 

(1) Bestehen Anhaltspunkte für den Ver­
dacht von Bestrebungen oder Tätigkeiten 
im Sinne des § 3 Abs. 1, so ist die Verfas­
sungsschutzbehörde befugt, bei der Wahr­
nehmung ihrer Aufgaben nachrichten­
dienstliche Mittel anzuwenden. Bei der 
Anwendung nachrichtendienstlicher Mit­
tel ist die Verfassungsschutzbehörde an 
die allgemeinen Rechtsvorschriften ge­
bunden. 
(2) Der Verfassungsbehörde stehen poli­
zeiliche Befugnisse nicht zu. 

§5 
Amtshilfe und Auskunfts­
erteilung 
(1) Die Behörden des Landes, die Ge­
meinden, die Landkreise, die sonstigen 
der Aufsicht des Landes unterstehenden 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, die Gerichte des Landes und die 
Verfassungsschutzbehörde leisten sich ge­
genseitig Rechts- und Amtshilfe. 
(2) Die Verfassungsschutzbehörde kann 
über alle Angelegenheiten, deren Aufklä­
rung zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist, von den in Absatz 1 ge­
nannten Stellen Auskünfte und die Über­
mittlung von Unterlagen verlangen, so­
weit nicht gesetzliche Vorschriften entge­
genstehen. 
(3) Die in Absatz 1 genannten Stellen un­
terrichten von sich aus die Verfassungs­
schutzbehörde über alle Tatsachen, die ge­
heimdienstliche Tätigkeiten für eine frem­
de Macht oder Bestrebungen erkennen 

lassen, die durch Anwendung von Gewalt 
oder dahingehende Vorbereitungshand­
lungen gegen die freiheitliche demokrati­
sche Grundordnung, den Bestand oder die 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes 
gerichtet sind. 

§6 
Weitergabe von Erkenntnissen 
an Dritte 
Die Verfassungsschutzbehörde darf ihre 
Erkenntnisse grundsätzlich nicht an ande­
re als staatliche Stellen weitergeben. Über 
Ausnahmen entscheidet im Einzelfall der 
Minister oder sein ständiger Vertreter, so­
weit dies zum Schutz der freiheitlichen de­
mokratischen Grundordnung, des Bestan­
des oder der Sicherheit des Bundes oder 
eines Landes erforderlich ist. 

§7 
Parlamentarische Kontrolle 
Unbeschadet der Rechte des Landtages 
und seiner Ausschüsse unterliegt die 
Landesregierung hinsichtlich der Tätigkeit 
der Verfassungsschutzbehörde der beson­
deren Kontrolle durch die vom Landtag 
zu bildende Parlamentarische Kontroll­
kommission. 

§8 
Mitgliedschaft in der Parlamen­
tarischen Kontrollkommission 
(1) Der Landtag wählt zu Beginn jeder 
Wahlperiode die Mitglieder der Parlamen­
tarischen Kontrollkommission aus seiner 
Mitte. 
(2) Er bestimmt die Zahl der Mitglieder, 
die Zusammensetzung und die Arbeitswei­
se der Parlamentarischen Kontrollkom­
mission. 
(3) Gewählt ist, wer die Stimmen der 
Mehrheit der Mitglieder des Landtages 
auf sich vereinigt. 
(4) Scheidet ein Mitglied der Parlamenta­
rischen Kontrollkommission aus dem 
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Verfassungsschutzgesetz 

Landtag oder seiner Fraktion aus oder 
wird es Mitglied der Landesregierung, so 
verliert es seine Mitgliedschaft in der Par­
lamentarischen Kontrollkommission; § 9 
Abs. 4 bleibt unberührt. Für dieses Mit­
glied ist unverzüglich ein neues Mitglied 
zu wählen; das gleiche gilt, wenn ein Mit­
glied aus der Parlamentarischen Kontroll­
kommission ausscheidet. 

§9 
Verfahrens weise 

(1) Die Beratungen der Parlamentari­
schen Kontrollkommission sind geheim. 
Die Mitglieder sind zur Geheimhaltung 
der Angelegenheiten verpflichtet, die ih­
nen bei ihrer Tätigkeit in der Parlamenta­
rischen Kontrollkommission bekanntge­
worden sind. Dies gilt auch für die Zeit 
nach ihrem Ausscheiden aus der Parla­
mentarischen Kontrollkommission. 

(2) Die Parlamentarische Kontrollkom­
mission tritt mindestens einmal im Viertel­
jahr zusammen. Sie gibt sich eine Ge­
schäftsordnung. 
(3) Jedes Mitglied kann die Einberufung 
und die Unterrichtung der Parlamentari­
schen Kontrollkommission verlangen. 
(4) Die Parlamentarische Kontrollkom­
mission übt ihre Tätigkeit auch über das 
Ende einer Wahlperiode des Landtages 
solange aus, bis der nachfolgen Landtag 
die Parlamentarische Kontrollkommis­
sion nach § 8 gebildet hat. 

(2) Zeit, Art und Umfang der Unterrich­
tung der Parlamentarischen Kontrollkom­
mission werden unter Beachtung des not­
wendigen Schutzes des Nachrichtenzu­
gangs durch die politische Verantwortung 
der Landesregierung bestimmt. 
(3) Die Kontrolle der Durchführung des 
Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz bleibt 
den auf Grund von Artikel 10 Abs. 2 Satz 
2 des Grundgesetzes von der Volksvertre­
tung bestellten Organen und Hilfsorganen 
vorbehalten. 

§11 
Verantwortung der 
Landesregierung 
Die politische Verantwortung der Landes­
regierung für die Verfassungsschutzbe­
hörde bleibt unberührt. 

§12 
Inkrafttreten 
Dies Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver­
kündung in Kraft. 

§ 10 
Umfang der Kontrolle 
(1) Die Landesregierung unterrichtet die 
Parlamentarische Kontrollkommission 
nach Maßgabe des Absatzes 2 umfassend 
über die allgemeine Tätigkeit der Verfas­
sungsschutzbehörde und über Vorgänge 
von besonderer Bedeutung. Die Parla­
mentarische Kontrollkommission hat An­
spruch auf entsprechende Unterrichtung. 
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o 
o 

Senden Sie mir bitte Exemplar/e des Verfassungsschutzberichtes 
1987 an die umseitige Anschrift. 

Ich bin an einem Vortrag über 

Q Verfassungsschutz (Gesetzliche Grundlagen, Organisation, 
Arbeitsweise, Kontrolle) 

o Extremismus (Links- oder Rechtsextremismus, Terrorismus) 

o Spionageabwehr 

interessiert (Veranstalter: ) 

Tel.:( 

o 
o 

Senden Sie mir bitte Exemplar/e des Verfassungsschutzberichtes 
1987 an die umseitige Anschrift. 

Ich bin an einem Vortrag über 

Q Verfassungsschutz (Gesetzliche Grundlagen, Organisation, 
Arbeitsweise, Kontrolle) 

o Extremismus (Links- oder Rechtsextremismus, Terrorismus) 

o Spionageabwehr 

interessiert (Veranstalter: ) 

Tel.:( ) 



Absender: 

Der 

Niedersächsische 
Minister des Innern 
Postfach 44 20 

3000 Hannover 1 

Absender: 

Der 

Niedersächsische 
Minister des Innern 
Postfach 44 20 

3000 Hannover 1 





Linksextremismus 

Rechtsextremismus 

Ausländerextremismus 

Spionage 


